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Vorwort 

Maren Büttner/Sabine Horn 

Die Stadt Göttingen, überstand den Zweiten Weltkrieg – verglichen mit größeren 
Nachbarstädten wie Kassel, Hildesheim und Hannover – ohne schwerere Bom-
benangriffe. Die wenigen Luftangriffe richteten nur begrenzte Schäden an und 
auch die Tage der Befreiung verliefen ohne Todesfälle, da die deutschen Truppen 
die Stadt kampflos den US-amerikanischen Truppen überließen. Dies war für die 
Universitätsstadt im Vergleich zu anderen Städten eine große Erleichterung. Schon 
am 4. August 1945, vier Monate nach dem Einmarsch der amerikanischen Trup-
pen konnte am Deutschen Theater der Stadt die Oper "Die Hochzeit des Figaro" 
von Mozart aufgeführt werden und wenige Wochen später nahm auch die Georg-
August-Universität als erste deutsche Hochschule ihren Lehrbetrieb wieder auf. 
Göttingen bekam so sehr schnell einen besonderen Stellenwert im kulturellen und 
wissenschaftlichen Leben der westlichen Besatzungszonen bzw. der jungen Bun-
desrepublik: Im Jahr 1948 wurde die Max-Planck-Gesellschaft und der erste ge-
samtdeutsche PEN-Club gegründet. Dennoch hatte auch Göttingen noch viele 
Jahre mit den Nachwirkungen des Krieges und der nationalsozialistischen Herr-
schaft zu kämpfen. Die über das nahegelegene, im September 1945 eröffnete, 
Grenzdurchgangslager Friedland in die Stadt kommenden Flüchtlinge – vor allem 
aus der damaligen Sowjetischen Besatzungszone – ließen die Einwohnerzahlen von 
etwa 51.000 im Jahr 1939 auf über 80.000 im Jahr 1949 steigen. Die Versorgung 
dieser Menschen mit Wohnraum, Heizmaterial, Nahrung und Arbeit stellte die 
Stadtverwaltung und die Göttinger Bevölkerung noch bis weit in die 1950er Jahre 
vor große wirtschaftliche und soziale Probleme. Die historische Erforschung ins-
besondere dieser veränderten Lebenssituationen der in Göttingen lebenden Bevöl-
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kerung wurde deshalb zum Leitgedanken des Seminars „Regionalgeschichtliche 
Forschung – Alltagsleben in Göttingen 1945-1955“. Gemeinsam gingen wir als 
Dozentinnen mit den Studierenden in den lokalen Archiven auf Spurensuche nach 
alltagsgeschichtlichen Quellen über das Kriegsende und die Nachkriegszeit in Göt-
tingen und Umgebung. Das Schwierigste dabei, die Auswahl der zahlreich gefun-
denen Quellen und ihre anschließende Analyse, meisterten die Studierenden durch 
engagierte Diskussionen und Redaktionssitzungen mit dem Ziel einer gemeinsa-
men Publikation. Alltagsgeschichtliche Themen standen dabei im besonderen Fo-
kus der Auseinandersetzung. Wir fragten nach dem alltäglichen Leben und den 
Erfahrungen der Bewohner in Stadt, Universität und Umland zum Kriegsende und 
in der frühen Nachkriegszeit. Es interessierten uns die Fragen, über welche Aus-
prägungen der nationalsozialistischen Herrschaft, Restriktionen, Denunziationen, 
aber auch Bereicherungen und Benachteiligungen am Kriegsende die lokalen Ar-
chive Auskunft geben können. Relevant waren besonders die Auseinandersetzung 
mit der Flüchtlingsproblematik, den neuen sozialen, politischen und kulturellen 
Konstellationen, dem Neuaufbau der Göttinger Schulen, der sogenannten „Um-
Erziehung“ der Jugend sowie den Umgestaltungen, aber auch den Kontinuitäten in 
Göttingen nach 1945. Als Ausgangsfragen dienten die folgenden Themenkomple-
xe: Straßenhandel respektive Schwarzmarkt, Flüchtlinge und Displaced Persons, 
Heimkehrer, Versorgungslage, Wohnungsnot, Schulalltag, Demonstrationen und 
neues kulturelles Leben. Die Recherche der Studierenden umfasste insbesondere 
die Sammlung und Sichtung von Quellen im Stadtarchiv Göttingen, im Städtischen 
Museum Göttingen, im Hauptstaatsarchiv Hannover und im Archiv des Lagers 
Friedland. Durch die Sichtung von amtlichen Akten, Flugblättern, Plakaten, Fotos, 
Filmen, Zeitungsartikeln und Nachlässen kamen sie den historischen Fragen Stück 
für Stück näher.  

Als methodischen Ausgangspunkt verwendeten die Autorinnen und Autoren 
Fragestellungen der Alltagsgeschichte im Hinblick auf lokalgeschichtliche Dimen-
sionen. Alltagshistorischen Fragestellungen geht es nicht um große politische Er-
eignisse oder Jahreszahlen, sondern um die Frage, wie Menschen im Alltag lebten 
und dieses Leben wahrnahmen. Mit der Begründung der Alltagsgeschichte wurde 
ein Abschied vom „grand narrative“ eingeleitet und die Erfahrungen von Men-
schen, ihre Sicht auf die vermeintlich großen Prozesse, ihre Teilhabe an Macht, 
Herrschaft und historischen Ereignissen sollten im lokalen Raum sichtbar und 
hörbar gemacht werden. Alltägliches Leben bedeutet dabei zugleich „konstruktives 
Hervorbringen einer neuen Welt“.1 

Der deutsche Zweig der Alltagsgeschichte entstand Mitte der 1980er Jahre. Es 
sollte das Handeln derer rekonstruiert und verstehbar gemacht werden, deren Exis-
tenz bis dahin außer im Rahmen der sozialgeschichtlichen Strukturen nicht als 
geschichtsmächtig gegolten hatte. Im Gegensatz zur Strukturgeschichte werden die 

                                                      
1 Richard Grathoff, Milieu und Lebenswelt. Eine Einführung in die phänomenologische Soziologie 
und die sozialphänomenologische Forschung, Frankfurt am Main 1989, S. 94. 
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„großen Prozesse der Geschichte nicht hinter den Rücken der Akteure verlegt, 
sondern die soziale Praxis, die diese Phänomene hervorbringt, steht im Mittel-
punkt. Im Mittelpunkt stehen die Formen, in denen Menschen sich ‘ihre’ Welt 
‘angeeignet’ und dabei auch stets verändert haben. Handlungsbedingungen sind 
dabei gleichzeitig gegeben und werden produziert. In den Aneignungen werden sie 
nuanciert, verändert, variiert.”2 Die Alltagsgeschichte zeigt die Bedeutung der ein-
fachen Dinge des alltäglichen Lebens auf und verweist auf die Notwendigkeit des 
„Nachspürens verborgener Widerstandspotentiale“3  

Mit Hilfe der Alltagsgeschichte arbeiteten vor allem Geschichtswerkstätten kri-
tische Themen der Industrialisierungs-, Arbeiter-, Sozial-, Alltags-, Kultur- und 
Frauengeschichte auf. Der alltagsgeschichtliche Umgang mit lokalen historischen 
Ereignissen und Biographien sollte unter anderem die Möglichkeit eröffnen, ge-
schichtliches Handeln aus seiner eigenen Logik zu begreifen und zu hinterfragen, 
in welchem Verhältnis die Einzelnen und kleinen Kollektive zu den „Strukturen“ 
standen, von denen sie geprägt wurden und die sie ihrerseits prägten. Aspekte der 
Alltagsgeschichte waren von Anbeginn: Elternhaus, Schulzeit, Ausbildung, Arbeit, 
Ernährung, Kleidung, medizinische und hygienische Situation, Religion, Sport, 
Handwerkstechniken und Kriegserfahrungen. Es wurde so eine neue Öffentlich-
keit geschaffen, die sich besonders stark mit der Aufarbeitung lokaler NS-
Vergangenheiten auseinandersetzte.4  

Diese Publikation hat zum Ziel, bisher unbekannte und ungehörte Menschen 
der Nachkriegszeit in ihren Ereignissen und Erlebnissen zum Sprechen zu bringen 
und damit neue Aspekte auf die Geschichte der Göttinger Nachkriegszeit aufzu-
werfen, die sie nicht in Vergessenheit geraten lassen. Fragen nach Überleben, Erle-
ben und Erfahren von Hunger, Krankheiten, Mangel an Wohnraum und neuen 
politischen Konstellationen stehen deshalb im Mittelpunkt der kommentierten 
Quellensammlung. Sie wendet sich dabei vornehmlich an Schulen und die interes-
sierte Göttinger Öffentlichkeit. 

Die Studierenden – die Autorinnen und Autoren dieses Buches – präsentieren 
hier bislang unveröffentlichte Quellen dieser verschiedenen Facetten alltäglicher 
Problematiken und Aufgaben, mit denen sich die Göttinger Bevölkerung in der 
unmittelbaren Nachkriegszeit konfrontiert sah, und machen sie somit größtenteils 
zum ersten Mal einer Öffentlichkeit zugänglich. Ihrem Engagement in dem Buch-
projekt gilt unser besonderer Dank.  

                                                      
2 Alf Lüdtke, Alltagsgeschichte. Zur Rekonstruktion historischer Erfahrungen und Lebensweisen, 
Frankfurt am Main/New York 1989, S.12. 
3 Berliner Geschichtswerkstatt (Hg.), Alltagskultur, Subjektivität und Geschichte. Zur Theorie und 
Praxis von Alltagsgeschichte, Münster 1994, S.12 
4 Lutz Niethammer: Anmerkungen zur Alltagsgeschichte, in: Geschichtsdidaktik 5 (1980) 3, S.231-
242. 
5 Adelheid von Saldern, „Schwere Geburten“. Neue Forschungsrichtungen in der bundesrepublikani-
schen Geschichtswissenschaft (1960-2000), in: Werkstatt Geschichte 40 (2005), S. 5-30, hier S.13.  
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„Was am folgenden Morgen beginnt, ist ein neues 
Kapitel“1 – Die ersten Tage unter alliierter 
Besatzung in Göttingen 

Michaela Böttcher 

1 Einleitung 
Die „Scoops from Group“, ein Nachrichtenblatt der US-amerikanischen Armee, 
berichtet in seiner Auflage vom 9. April 1945, dass Göttingen am vorherigen Tag 
eingenommen wurde: „American First Army troops are over the WESSER on a 31-mile 
front and have taken GOTTINGEN, north of KASSEL, after a 13-mile advance yesterday 
(…).”2 Das Ereignis, das in diesem Bericht scheinbar nebenbei erwähnt wurde, 
implizierte für die Göttinger Bevölkerung, dass der Krieg für sie beendet war. 
Doch wie kam es eigentlich dazu? Wie wurde Göttingen eingenommen? Gab es 
Gegenwehr oder fand eine friedliche Übergabe der Stadt statt? Und welche Aus-
wirkung hatte die Übernahme der Stadt durch die US-amerikanischen Soldaten auf 
die Zivilbevölkerung? Die Historikerin Wiebke Fesefeldt stellt im Hinblick auf die 
soziale und gesellschaftspolitische Zusammensetzung der Göttinger Bevölkerung 
zum Zeitpunkt des Kriegsendes fest: „Der Stadt Göttingen, um die es uns hier 
geht, waren eigentliche Prüfungen, etwa das Inferno des Bombenkrieges oder der 
Russeneroberung, erspart geblieben. Sie war ihrer politischen Tradition nach frü-

                                                      
1 Hannah Vogt, Aus meinem Tagebuch 1945, 8.4.1945, Stadtarchiv Göttingen, Kl. E. 149 Nr. 50, S. 
12. 
2 Scoops from Group (9.4.1945), Bericht über die Erfolge der amerikanischen Armee, Stadtmuseum 
Göttingen, Fotoarchiv, S. 1. 
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her konservativ bis liberal gewesen, ihre Einwohnerschaft gehörte weitgehend dem 
Mittelstand an. Der Nationalsozialismus hatte guten Boden in ihr gefunden; als 
‚Hochburg des Nationalsozialismus‘ hatte sie sich selbst bezeichnet.“3  

2 „Die Amerikaner kommen…“ 
Die Tage in Göttingen vor dem 8. April 1945 können als angespannt beschrieben 
werden. Der Historiker Heinzel beschreibt: „Als die Truppen der Amerikaner auf 
das südliche Niedersachsen vorrückten, waren die Folgen des Krieges im Göttin-
ger Stadtbild zwar kaum sichtbar. Doch jeder wusste um die schrecklichen Zerstö-
rungen in vielen deutschen Städten (...).“4 Die Tagebucheinträge der Göttingerin 
Hannah Vogt geben Hinweise darauf, dass in der Bevölkerung Unklarheit darüber 
bestand, ob die Stadt militärisch verteidigt oder den alliierten Truppen kampflos 
übergeben werden würde. Dementsprechend unsicher gestalteten sich diese Tage 
im April für die meisten Göttinger (Q1). Die Bevölkerung wusste allerdings über 
den britischen Rundfunk, der über Radio empfangen werden konnte, dass Kassel 
bereits am 5. April 1945 von den US-Truppen eingenommen worden war. Auch 
Göttingen konnte daher die US-amerikanische Armee erwarten. Am Abend des 7. 
April 1945 war es dann soweit: die US-amerikanische Luftwaffe flog ihren größten 
und letzten Luftangriff auf Göttingen.5 Das Ziel der US-amerikanischen Air Force 
war das Bahnhofsgelände. Vorrangig wollte die US-Armee die Rüstungsindustrie 
des ‚Dritten Reiches’ zerstören. Dabei mussten die US-Truppen jedoch feststellen, 
dass trotz Zerstörung großer Firmen und Industriezentren die Rüstungsindustrie 
nicht nachhaltig gestört werden konnte. Zum einen existierten diverse unterirdi-
sche Werke, in denen Zwangsarbeiter und Häftlinge ohne Rücksichtnahme auf 
deren Gesundheit zur Arbeit gezwungen wurden; zum anderen gab es viele kleine 
Firmen, die als Zulieferer für die Rüstungsindustrie fungierten. Verbunden waren 
diese Firmen und Werke durch das Straßen- und Schienennetz. Daher galt das 
primäre Ziel der US-amerikanischen Armee in der letzten Phase des Luftkrieges 
der Zerstörung der Bahnhöfe und Schienen.6 Das Hauptgebäude des Bahnhofes 
stürzte als Folge des Luftangriffes ein; sowohl das Universitätsgebäude der Ana-
tomie als auch das der Zoologie wurden auf Grund ihrer geografischen Nähe zum 
Bahnhof von Bomben getroffen und die Eisenbahnbrücke wurde komplett zer-
stört. Wie durch ein Wunder wurde bei diesem Luftangriff kein Mensch getötet; 
insgesamt forderte der Luftkrieg während des Zweiten Weltkrieges in Göttingen 

                                                      
3 Wiebke Fesefeldt, Der Wiederbeginn des kommunalen Lebens in Göttingen. Die Stadt in den 
Jahren 1945 bis 1948, Göttingen 1962, S. 20. Für weitere Informationen zur nationalsozialistischen 
Zeit in Göttingen siehe die Dissertation von Cordula Tollmien, Nationalsozialismus in Göttingen 
(1933-1945), Göttingen 1999. 
4 Matthias Heinzel, 1945 – Kriegsende in Göttingen. Zeitzeugen berichten, Göttingen 2005, S. 7. 
5 Vgl. Martin Heinzelmann, Göttingen im Luftkrieg. 1935-1945, Göttingen 2003, S. 51. 
6 Vgl. Heinzelmann, Luftkrieg, Göttingen 2003, S. 47. 
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zwischen 107 und 120 Menschenleben.7 „Die dicken Qualmwolken, die ein alliier-
tes Aufklärungsflugzeug am Tag der Übergabe fotografierte, waren jedoch nicht 
das Resultat des Bombenangriffs des Vortags: Vor ihrer Flucht aus der Stadt hat 
die SS die Treibstofflager des Flugplatzes in Brand gesetzt.“8 (Q2) 

Göttingen blieb von einer flächendeckenden Bombardierung verschont – an-
ders als die benachbarten Städte Kassel, Hannover oder Braunschweig. Braun-
schweig erlebte als Teil der „Gegend mit dem höchsten Industrialisierungsgrad in 
Niedersachsen“9 in der Nacht vom 14. zum 15. Oktober 1944 unter anderem einen 
Luftangriff seitens der alliierten Streitkräfte, welcher das öffentliche Leben in die-
ser Stadt zusammenbrechen ließ. Darüber hinaus starben bei diesem verheerenden 
Angriff 850 Menschen. Obwohl auch Göttingen in den ersten Monaten des Jahres 
1945 US-amerikanische Luftangriffe ertragen musste, war die Situation in der La-
zarettstadt Göttingen nicht vergleichbar mit der in der Industriestadt Braun-
schweig. Zeitzeugen aus Braunschweig berichteten später: „So vergingen im Januar 
1945 nur 9 Tage, im Februar und im März nur je ein Tag ohne Fliegeralarm“.10 Am 
Sonntagmorgen des 8. April 1945, 11.30 Uhr, gab es „Vollalarm“ in Göttingen; die 
Artillerie der US-amerikanischen Armee rückte aus Süden an Göttingen heran.11 
Routinemäßig feuerte sie einige Schüsse ab, um eventuelle Verteidigungsposten zu 
entdecken. Doch die Stadt wurde nicht verteidigt. Hannah Vogt schrieb in ihrem 
Tagebuch, dass vermutlich diverse Gerüchte sowie eine Durchsage im Radio dazu 
geführt hatten, dass keine Verteidigung durchgeführt wurde. Die Stadt wurde 
friedlich übergeben (Q1). Die in Göttingen lebende freischaffende Autorin und 
Historikerin Wiebke von Thadden, ehemals Fesefeldt, beschreibt den Ablauf bei 
der Übergabe Göttingens in ihrem Aufsatz „Der Wiederbeginn des kommunalen 
Lebens in Göttingen“ wie folgt: „Als die amerikanische Panzerspitze bereits auf 
dem Marktplatz stand übergaben ihr um 13.30 Uhr Oberbürgermeister Gnade, 
Stadtrechtsrat Schwetge, Amtsgerichtsrat Schmidt und Professor Baumgarten die 
Stadt.“12 Die Befehlsgewalt über die Stadt wurde dem Kommandeur des 23. Regi-
ments der 2. Infanteriedivision der US-amerikanischen Armee übergeben. 

Albert Gnade, der damalige Oberbürgermeister der Stadt Göttingen, versuchte 
viele Jahre später, die kampflose Übergabe als seinen Verdienst darzustellen. Er 
verfasste einen Bericht über die Vorgänge bei der Übergabe der Stadt am 08.04.1945. In 
der Anlage zu diesem Bericht befindet sich ein Aufruf an die Bevölkerung Göttin-
gens, in dem diese aufgefordert wurde, keinen Widerstand gegen die US-
                                                      
7 Vgl. ebd., S. 51f. 
8 Heinzel, Kriegsende, S. 15. 
9 Albrecht Lein, Antifaschistische Aktion 1945. Die „Stunde Null“ in Braunschweig, Göttin-
gen/Frankfurt/Zürich 1978, S. 133. 
10 Ebd., S. 134. 
11 Vgl. Heinzelmann, Luftkrieg, S. 56. 
12 Vgl. Wiebke von Thadden, Die Stadt Göttingen unter britischer Militärregierung 1945-1947, in: 
Rudolph von Thadden/Günther J. Trittel (Hg.), Göttingen. Geschichte einer Universitätsstadt. Band 
3. Von der preußischen Mittelstadt zur südniedersächsischen Großstadt 1866-1989, Göttingen 1999, 
S. 275-290, S. 275. 
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amerikanische Armee zu leisten: „Unter den gegenwärtigen Umständen gilt für unsere Stadt 
das Wort des Führers, dass nunmehr dafür zu sorgen ist, dass das Volk nicht heroisch untergeht, 
sondern praktisch erhalten wird…’“13 (Q3). Sowohl in den Quellen als auch in der Se-
kundärliteratur lässt sich allerdings kein Hinweis finden, dass dieser Aufruf jemals 
die Bevölkerung erreicht hatte. Im Gegenteil: Matthias Heinzel arbeitete in seinem 
Zeitzeugenprojekt heraus, dass die Person Gnade und die Handlungen des Ober-
bürgermeisters hinsichtlich der Übergabe der Stadt ungeklärt und umstritten sind.14 
Auch der Ausschuss zur Klärung der Vorgänge bei der Kapitulation Göttingens im 
April 194515, der zwischen 1955 und 1957 die Ereignisse vom 8. April 1945 unter-
suchte, kam zu dem Schluss, dass eine einzelne Person nicht „als Retter der Stadt 
benannt“16 werden kann. Im Gegensatz zum Kriegsende und der Nachkriegszeit 
war Albert Gnade, der am 31. März 1933 Polizeidirektor in Göttingen und 1938 
Oberbürgermeister der Stadt wurde, während seiner Amtszeit sehr beliebt in der 
Bevölkerung Göttingens gewesen. Dies verdeutlicht die Tatsache, dass er unter 
den Einwohnern den Spitznamen „Papa Gnade“ führte. Seine Popularität resultier-
te daraus, dass er zwar SS-Sturmbannführer war, aber keinerlei parteiliche Funkti-
onen inne hatte und daher die Interessen der Stadt über mögliche Ziele der 
NSDAP stellte.17 

Nach der Übergabe der Stadt fiel die Versorgung mit Wasser, Strom und Gas 
für einige Tage aus.18 Darüber hinaus hatte sich auch das Stadtbild immens verän-
dert: US-amerikanische Soldaten, bald darauf britische Militäreinheiten, ehemalige 
Kriegsgefangene, deutsche Flüchtlinge, Displaced Persons (DP),19 aber auch An-
gehörige internationaler und alliierter Behörden und Organisationen waren nun in 
Göttingen anzutreffen.20 

                                                      
13 Nachlass Albert Gnade, Bericht über die Vorgänge bei der Übergabe der Stadt am 08.04.1945, 
Stadtarchiv Göttingen, Kl. E. Nr. 80, I, 11, Anlage. 
14 Vgl. Heinzel, Kriegsende, Göttingen 2005, S. 23f. 
15 Zu dem Titel dieses Ausschusses muss angemerkt werden, dass der Ausschuss zu dem Ergebnis 
kam, dass Göttingen sowohl nach rechtlichem als auch militärischem Verständnis nicht kapituliert 
hatte; das Kriegsende in Göttingen wurde durch eine friedliche Übergabe der Stadt herbeigeführt. 
Der Titel für diesen Ausschuss ist daher irreführend. 
16 Bericht über die Arbeiten des Ausschusses, dem Rat der Stadt Göttingen am 30.03.1957 überge-
ben; zitiert bei Walther Hubatsch: Wie Göttingen vor der Zerstörung bewahrt wurde. Die Vorgänge 
vom 1. bis 8. April 1945, in: Göttinger Jahrbuch 1961, Göttingen 1961, S. 118. 
17 Vgl. Tollmien, Nationalsozialismus, Göttingen 1999, S. 225f. 
18 Vgl. Wiebke von Thadden, Militärregierung, S. 275. 
19 Wie in Hagen Stöckmanns Beitrag „‘Displaced Persons‘ in Göttingen“ definiert, handelt es sich bei 
DPs um Zivilpersonen, die sich am Ende eines Krieges aus diversen Gründen nicht in ihrem Heimat-
land befinden, jedoch dahin zurückkehren oder ein neues Heimatland finden wollen, dies aber nicht 
ohne fremde Hilfe bewerkstelligen können; dazu zählen sowohl Zwangsarbeiter als auch Kriegsge-
fangene. Im Falle des Zweiten Weltkrieges zählen auch ehemalige Häftlinge von Konzentrationsla-
gern zu den DPs.  
20 Vgl. Wiebke von Thadden, Militärregierung, S. 275f. 
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3 Das Leben unter der Besatzungsmacht 
Nachdem Göttingen von den US-amerikanischen Soldaten besetzt worden war, 
versuchte die Bevölkerung, Ruhe und Ordnung in ihr Leben zu bringen und sich 
mit den neuen politischen Verhältnissen zu arrangieren. Fesefeldt stellt fest: „Die 
Göttinger beugten sich ergeben und nicht ungern den erwarteten Anordnungen 
zur Liquidierung von Militarismus und Nationalsozialismus. Sie begrüßten sehn-
süchtig die Wiederherstellung von Ruhe und Ordnung, sie hofften auf die Wieder-
errichtung von Recht und Gerechtigkeit, und sie waren in ihrer Mehrheit recht 
bereit, daran mitzuarbeiten und der Militärregierung guten Willen zu bezeigen.“21 

Die Bevölkerung versuchte, Normalität in ihren Alltag zu bringen. Erschwert 
wurde dieser Wunsch durch die Tatsache, dass die Lebensmittelvorräte knapper 
waren als in den letzten Tagen unter nationalsozialistischer Herrschaft. Der Grund 
hierfür war, dass die Läden vor dem 8. April 1945 mit Heeresrationen für die 
Wehrmacht beliefert wurden. Dies entfiel nun, da Göttingen unter alliierter Besat-
zung war. Die Göttinger standen in Schlangen um Brot und andere Lebensmittel 
an.22 

Die deutsche Zivilbevölkerung sah sich recht bald mit strengen Ausgangs-, 
Reise- und Informationssperren sowie einer ganzen Reihe von Meldepflichten 
konfrontiert.23 Darüber hinaus begann ein erster Entnazifizierungsprozess: Partei-
genossen hatten sich im Rathaus zu melden, wobei einige inhaftiert wurden. So 
musste sich auch Friedrich Neumann, der sowohl Parteigenosse als auch Professor 
der Deutschen Philologie und Universitätsrektor der Georg-August-Universität 
Göttingen von 1933 bis 1938 war, am 12. April 1945 im Rathaus melden (Q4). 
Friedrich, auch genannt Fritz, Neumann war am 26. April 1933 zum Rektor der 
Universität gewählt worden und der NSDAP wenige Tage später, am 1. Mai 1933, 
beigetreten. Die Rektorwahl sei bei der Entscheidung, Mitglied der NSDAP zu 
werden, ein Grund gewesen, so Fritz Neumann. Darüber hinaus soll eine idealisti-
sche Grundidee zur Entwicklung der Gesellschaft ausschlaggebend gewesen sein. 
Fritz Neumann hatte sich bereits vor 1933 mit der sozialen Konstellation der Ge-
sellschaft beschäftigt. Dabei hatte er geglaubt, dass die NSDAP weit reichende 
Reformen zur Verbesserung der sozialen Lage diverser Gesellschaftsschichten 
durchführen würde.24 

Nachdem sich Friedrich Neumann am 12. April 1945 im Rathaus als Parteige-
nosse gemeldet hatte, ordnete am 19. Juli 1945 „die britische Militärregierung in 
Göttingen die Entlassung Friedrich Neumanns aus dem Staatsdienst“25 an. Darü-
                                                      
21 Fesefeldt, Wiederbeginn, S. 21. 
22 Die Versorgungslage ist in diesem Band in Timo Stiehls Beitrag Versorgungslage im Göttingen der 
Nachkriegszeit ausführlich dargestellt. 
23 Vgl. Wiebke von Thadden, Militärregierung, S. 276. 
24 Vgl. Ulrich Hunger, Friedrich Neumann und der Nationalsozialismus. Eine biographische Fallstu-
die zum Verhältnis von Wissenschaft und Politik, in: Göttinger Jahrbuch 2005, Göttingen 2005, S. 
114. 
25 Ulrich Hunger, Friedrich Neumann, S. 122. 



 Michaela Böttcher 

 

16 

ber hinaus wurde er durch den Entnazifizierungs-Hauptausschuss der Stadt Göt-
tingen im Februar 1949 als „Mitläufer“ eingestuft. Später stufte der Spruchaus-
schuss beim Entnazifizierungs-Hauptausschuss Hildesheim Fritz Neumann als 
„Entlasteter“ ein. Das niedersächsische Landesministerium versetzte ihn am 15. 
Mai 1951 in den Ruhestand und Friedrich Neumann wurde drei Jahre später, am 1. 
April 1954, ordnungsgemäß emeritiert.26 

Für die Unterbringung der US-amerikanischen Soldaten musste gesorgt wer-
den. Ähnlich wie in anderen Städten wurden in Göttingen Soldaten in Privathäu-
sern untergebracht, während sich die derzeitigen Bewohner vorübergehend eine 
andere Unterkunft suchen mussten. Dies geschah in der Regel nicht freiwillig, 
jedoch schien die US-amerikanische Armee nicht auf offene Ressentiments gesto-
ßen zu sein. Ein Beispiel für den unfreiwilligen Umzug stellt die Familie Neumann-
Graul in Q5 dar. Sie verließ vorübergehend ihr Haus und kam bei ihrem Nachbar, 
dem Geophysiker Ambronn, unter. Ilse Naumann-Graul notierte damals in ihrem 
Tagebuch: „Gegen 7 Uhr abends wird unser Haus und die Nachbarhäuser eingehend von 
einem amerikanischen Offizier und einem dolmetschenden Soldaten besichtigt. ‚Very nice!’ (In der 
Badewanne ist noch etwas Wasservorrat: ‚Can it pour?’) Wir packen.“27 (Q5) 

Im Mai 1945 wechselte in Göttingen die Besatzungsmacht: Britische Soldaten 
lösten die US-amerikanischen ab. Göttingen gehörte von nun an zur britischen 
Besatzungszone. Die britische Armee marschierte mittels einer Parade in Göttin-
gen ein (Q6) und die Soldaten formatierten sich mit Blick zum Rathaus vor dem 
Gänseliesl, dem Wahrzeichen von Göttingen (Q7). Die Bevölkerung reihte sich an 
den Straßenrändern auf, um diesen offen dargestellten Wechsel der Besatzungs-
mächte zu betrachten. Die neue Besatzungsmacht wurde zwar nicht bejubelt, je-
doch befanden sich viele Göttinger auf der Straße, um den Einzug der Armee zu 
verfolgen (Q6). 

Am 22. Juli 1945 lockerte die britische Militärregierung die bis dahin strengen 
Fraternisierungsverbote: Soldaten des Vereinigten Königreiches Großbritannien 
und Nordirland durften ab diesem Tag mit deutschen Erwachsenen auf der Straße 
sprechen (Q8). 

4 Der Mikrokosmos im Makrokosmos 
Die Nachricht von Hitlers Tod erreichte Göttingen über das Radio: „Am 

Abend des 1. Mai wurde vom Großdeutschen Rundfunk nach vorheriger seelischer Vorbereitung 
durch ernste Musik von Bruckner mitgeteilt, daß Hitler im Kampf gegen den Bolschewismus 
ausharrend bis zuletzt gefallen sei“,28 schrieb Hannah Vogt in ihr Tagebuch. Aus ge-
genwärtiger Perspektive wäre zu erwarten gewesen, dass diese Nachricht in der 
                                                      
26 Vgl. ebd., S. 122. 
27 Tagebuch-Notizen (1.1.1945-20.12.1947) von Ilse Neumann-Graul, 24.4.1945, Stadtarchiv Göttin-
gen, Kl. E. Nr. 114, I, 1, S. 10. 
28 Hannah Vogt, 4.5.1945, S. 14. 
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Bevölkerung Reaktionen hervorrief. Die hier betrachteten Quellen lassen aber 
einen solchen Rückschluss nicht zu. Ilse Neumann-Graul erwähnt den Tod Adolf 
Hitlers mit einem Satz, um danach über die Geburt eines Kindes zu berichten 
(Q9). Darüber hinaus beschreibt Hannah Vogt die Göttinger nach der Nachricht: 
Sie scheint keine Veränderung im Alltag nach sich zu ziehen. Der Name Hitler 
wird nicht erwähnt (Q10). 

Interessanter erscheinen die Unterschiede der Tagebucheinträge vom 6. Au-
gust 1945 der beiden Frauen: Während der Abwurf der Atombombe auf Hiroshi-
ma bei Ilse Neumann-Graul keine Beachtung findet und nicht erwähnt wird, führt 
Hannah Vogt diverse Gedanken zu diesem Ereignis an (Q11). Zukunftsorientiert 
versucht sie in Gedanken, Göttingen eine führende Rolle beim Wiederaufbau von 
Deutschland zuzuschreiben. „Dies Inselhafte unserer Existenz, dieser Wohlstand, diese 
Unversehrtheit – sie verpflichten!“29 Auf Grund der Tatsache, dass Göttingen den Zwei-
ten Weltkrieg relativ unbeschadet überstanden hat, sollte es anderen Städten als 
Vorreiter im Wiederaufbau dienen, doch zunächst sah sich die Stadt mit vielen 
Aufgaben wie dem hohen Flüchtlingsaufkommen konfrontiert. Nicht nur die 
Displaced Persons und die deutschen Flüchtlinge sorgten für ein immenses Bevöl-
kerungswachstum in Göttingen nach dem Zweiten Weltkrieg, sondern auch die aus 
der Kriegsgefangenschaft heimkehrenden Soldaten benötigten Unterkunft und 
Verpflegung. Obwohl Göttingen nicht zerstört worden war, war die Stadt mit der 
Problematik der Wohnungsnot konfrontiert. Darüber hinaus mussten die Göttin-
ger lernen, auch mit anderen Problemen umzugehen: knappe Versorgungslage, 
Neubeginn des schulischen Alltags und der illegale Tauschhandel auf dem 
Schwarzmarkt. 

Literatur zum Weiterlesen 
Wiebke Fesefeldt, Der Wiederbeginn des kommunalen Lebens in Göttingen. Die 

Stadt in den Jahren 1945 bis 1948, Göttingen 1962. 

Matthias Heinzel, 1945 – Kriegsende in Göttingen. Zeitzeugen berichten, 
Göttingen 2005. 

Martin Heinzelmann, Göttingen im Luftkrieg. 1935-1945, Göttingen 2003. 

Ulrich Hunger, Friedrich Neumann und der Nationalsozialismus. Eine 
biographische Fallstudie zum Verhältnis von Wissenschaft und Politik, in: 
Göttinger Jahrbuch 2005, Göttingen 2005. 

Wiebke von Thadden, Die Stadt Göttingen unter britischer Militärregierung 1945-
1947, in: Rudolph von Thadden/Günther J. Trittel (Hg.), Göttingen. 

                                                      
29 Hannah Vogt, 6.8.1945, S. 21. 
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Geschichte einer Universitätsstadt. Band 3. Von der preußischen Mittelstadt 
zur südniedersächsischen Großstadt 1866-1989, Göttingen 1999, S. 275-290. 
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Q 1:  Tagebucheintrag von Hannah Vogt (08.04.1945), Stadtarchiv Göttingen, 

Kl. E. 149 Nr. 50, S. 4.  
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Q 1:  Tagebucheintrag von Hannah Vogt (08.04.1945), S. 5. 
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Q 1:  Tagebucheintrag von Hannah Vogt (08.04.1945), S. 6. 
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Q 2:  U.S. Air Force. Luftaufnahmen der Stadt Göttingen (08.04.1945), Stadt-

museum Göttingen, Fotoarchiv, Original: National Archives, Washington, 
DC. 
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Q 3:  Anlage zum Bericht über die Vorgänge bei der Übergabe der Stadt am 08.04.1945 

von Albert Gnade (etwa 1956), Stadtarchiv Göttingen, Kl. E. 80, I, 11. 
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Q 4:  Tagebuch-Notizen von Ilse Neumann-Graul (Notizen von 1945, Auf-

zeichnung auf Grundlage der Notizen 1980), Stadtarchiv Göttingen, Kl. E. 
Nr. 114, I, 1. 

 

 
 
Q 5:  Tagebuch-Notizen von Ilse Neumann-Graul (Notizen von 1945, Auf-

zeichnung auf Grundlage der Notizen 1980), Stadtarchiv Göttingen, Kl. E. 
Nr. 114, I, 1. 
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Q 6:  Einmarsch der englischen Armee in Göttingen (1945), Stadtmuseum Göt-

tingen, Fotoarchiv. 
 

 
 
Q 7:  Englische Soldaten vor dem Gänseliesl (1945), Stadtmuseum Göttingen, 

Fotoarchiv. 
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Q 8:  Englischer Soldat mit Zivilist (1945), Stadtmuseum Göttingen, Fotoarchiv, 

Original: Imperial War Museum, London, UK. 
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Q 9:  Tagebuch-Notizen von Ilse Neumann-Graul (Notizen von 1945, Auf-

zeichnung auf Grundlage der Notizen 1980), Stadtarchiv Göttingen, Kl. E. 
Nr. 114, I, 1. 
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Q 10:  Tagebucheintrag von Hannah Vogt (08.04.1945), Stadtarchiv Göttingen, 

Kl. E. 149 Nr. 50, S. 14. 
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Q 10:  Tagebucheintrag von Hannah Vogt (08.04.1945), S. 15. 
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Q 11:  Tagebucheintrag von Hannah Vogt (08.04.1945), Stadtarchiv Göttingen, 

Kl. E. 149 Nr. 50, S. 20 und 21. 



 

„Die Straße des Verderbens“ – 
Schwarzmarkt und Göttinger 
Nachkriegskriminalität 

Karolin Oppermann 

1 Einleitung 
Im August 1947 erschütterte ein Skandal die Stadt Göttingen: Die Inhaberin der 
hiesigen Rossschlachterei, eine gewisse Frau D., wurde angeklagt, ein Schwein, das 
zuvor mit Brotgetreide gemästet worden war, schwarz geschlachtet zu haben und 
durch Tauschhandel für das Fleisch Koks, Teppiche und Schnaps erhalten zu ha-
ben. Dem nicht genug soll sie beim Wiegen der ihr zum Schlachten anvertrauten 
Pferde betrogen und das nicht erfasste Fleisch zu ihren Gunsten verwendet haben 
(Q1). Ihre kriminelle Energie wurde dabei noch um einiges höher eingeschätzt, 
ließe doch „allein die Menge der vorgefundenen Mangelware und bezugsbeschränkten Waren 
darauf schließen, daß Frau D. mit diesen Waren einen Tauschhandel gegen Fleisch- oder 
Fleischwaren getrieben“ habe. Es bestünde also dringender Verdacht, „daß weitaus mehr 
strafbare Handlungen von Frau D. begangen wurden“ (Q2). Die Rossschlachterei wurde 
zunächst geschlossen und erst, nachdem sich die Wogen geglättet hatten, im De-
zember des Jahres 1947 wieder eröffnet – die Stadt hatte bis dahin festgestellt, dass 
die „erhobenen Beschuldigungen, namentlich die übertriebenen Pressebekanntmachungen“,1 un-
begründet gewesen seien.  

                                                      
1 Schreiben Dr. jur. Günther Gronell an Oberstadtdirektor in Angelegenheit - Frau D., 15.12.1947, 
Stadtarchiv Göttingen, C 34 Nr. 46, Bl. 34.  
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Die hier angesprochenen Phänomene Schwarzschlachtung, Tauschhandel, 
Schwarzmarkt und Kriminalität der unmittelbaren Nachkriegszeit sollen im Mittel-
punkt der folgenden Ausführungen stehen. Der Fokus liegt dabei auf den alltägli-
chen Praktiken des Göttinger Schwarzmarktes, die durch Zeitungsartikel und Ge-
richtsakten rekonstruiert werden sollen. 

2 Schwarzmarkt – eine Annäherung 
In einem von dem Hamburger Rechtanwalt Dr. Karl Kromer im Jahre 1947 her-
ausgegebenen Ratgeber werden in 500 Fragen und Antworten die dringendsten 
Rechtsprobleme zum Thema Schwarzmarkt mit Beispielen erläutert. Kromer 
nimmt in seinem Ratgeber an, dass es im Nachkriegsdeutschland keine lebende 
Person gebe, die „sich nicht einmal vom Schwarzmarkt versorgt hätte“, und die von ihm 
skizzierten Fragen folglich jeden angingen.2  

Unter Schwarzmarkt wird ein Handel verstanden,3 der an den gelten Bewirt-
schaftungs-, Versorgung-, und Preisbestimmungen vorbei abläuft. Das heißt mit 
Bezug auf die Nachkriegszeit, dass hier Waren erworben wurden, die legal nur 
durch Lebensmittelkarten oder Bezugsscheine4 zu erhalten waren, „abgezweigt“ 
oder gestohlen wurden. Sie wurden stets zu höheren Preisen, gegen andere Wäh-
rungen oder auch Waren verkauft bzw. getauscht als dies nach geltendem Recht 
gestattet war. Eine wachsende Menge an Gütern wurde dabei der regulären Vertei-
lung entzogen. 

In der geschichtswissenschaftlichen Forschung stand das Thema „Schwarz-
markt“ lange Zeit nicht im Mittelpunkt des Interesses, wurde aber in jüngerer Zeit 
vermehrt thematisiert. Von der Vorstellung des Schwarzmarktes als „letzte Bastion 
der Freiheit“5 wird dabei zusehends abgesehen und der Schwarzmarkt stattdessen 
in den zeitgenössischen Kriminalitätsdiskurs eingeordnet sowie mit kulturwissen-
schaftlichen Fragestellungen verbunden.6 Alltagsgeschichtliche Fragestellungen 
nach Akteuren und Praktiken sind hierbei von besonderer Relevanz. 

                                                      
2 Karl Kromer (Hg.), Schwarzmarkt, Tausch- und Schleichhandel in Frage und Antwort mit 500 
praktischen Beispielen, Schloss Bleckede an der Elbe 1947, S. 3.  
3 Siehe für eine knappe Definition: Werner Bührer, Schwarzer Markt, in: Wolfgang Benz, u.a. (Hg.), 
Enzyklopädie des Nationalsozialismus, Stuttgart 1997, S. 72. 
4 Siehe dazu den Beitrag von Thimo Stiehl zur Versorgungslage in diesem Band. 
5 Willi A. Boelcke, Der Schwarzmarkt 1945-1945-1948. Vom Überleben nach dem Krieg, Braun-
schweig 1986, S. 6. 
6 Siehe Stefan Mörchen, „Echte Kriminelle“ und „zeitbedingte Rechtsbrecher“. Schwarzer Markt und 
Konstruktionen des Kriminellen in der Nachkriegszeit, in: Werkstatt Geschichte 42 (2006), S. 57-76; 
Malte Zierenberg, „Stadt der Schieber“. Der Berliner Schwarzmarkt 1939-1950 (Kritische Studien zur 
Geschichtswissenschaft, 179), Göttingen 2008, Ders., Tauschen und Vertrauen. Zur Kulturgeschichte 
des Schwarzhandels im Berlin der 1940er Jahre, in: Helmut Berghoff; Jochen Vogel (Hg.), Wirt-
schaftsgeschichte als Kulturgeschichte. Dimensionen eines Perspektivwechsels, Frankfurt a. M. 2004, 
S. 169-194, Michael Wildt, Der Traum vom Sattwerden. Hunger und Protest, Schwarzmarkt und 
Selbsthilfe in Hamburg 1945-1948, Hamburg 1986. 
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3 Schwarzmarkt vor 1945 
Das Phänomen „Schwarzmarkt“ war keine „Erfindung“ der Nachkriegszeit, son-
dern bereits im 1. Weltkrieg, in der Zwischenkriegsperiode und auch während des 
Zweiten Weltkrieges zur Normalität geworden, – dies zeigen zahlreiche Gesetze, 
Propaganda und Gerichtsverfahren.7 Diebstahl, unrechtmäßiger Bezug von Le-
bensmittelmarken oder gar deren Fälschung gehörten bereits seit Kriegsbeginn zu 
den illegalen Unternehmungen der Untergrundwirtschaft, die im Laufe des Krieges 
noch weiter zunahmen, wenn auch versucht wurde, Schwarzhandel durch beson-
ders harte Urteile zu unterbinden.8 Unterschieden wurde von den zeitgenössischen 
Strafbestimmungen zwischen Tausch-, Schleich- und Schwarzhandel.9  

Der Handel auf dem Schwarzmarkt lief während des Krieges, wie der Histori-
ker Malte Zierenberg jüngst gezeigt hat, vornehmlich an nicht-öffentlichen Plätzen 
im Rahmen von Tauschnetzwerken ab, deren Mitglieder sich z.B. als Arbeitskolle-
gen kannten. Der Tausch vollzog sich innerhalb sozialer Beziehungsgefüge, die 
zunächst unabhängig vom Tauschen aufgebaut worden waren und in denen ein 
hohes Maß an Vertrauen bestand.10 Tauschnetzwerke waren so zum einen durch 
hohen sozialen Druck und zum anderen durch räumliche Nähe gekennzeichnet.11 
Durchgeführt wurde der Tauschakt häufig in halböffentlichen Räumen, wie z.B. 
Gaststätten, und war auf diese Weise in das alltägliche Leben mit einbezogen.12 

4 Nihil ex nihilo fit – Der Schwarzmarkt in der Nachkriegszeit  
In der Nachkriegszeit hatte der Schwarzmarkt im Unterschied dazu zumeist auf 
öffentlichen und bekannten Plätzen, die gut zu erreichen waren und an denen auch 
früher schon Konsum jeglicher Art stattgefunden hatte,13 seinen Platz, sodass sich 
der Handel zwischen unbekannten Personen abspielte und sich der Schwarzmarkt 
als quasi öffentliche Institution etablierte. In Göttingen war der Schwarzmarkt auf 
dem Gelände des Hauptbahnhofes, welches in der Mitte der Stadt lag und auch 
vom ländlichen Umfeld aus gut zu erreichen war, lokalisiert. Da Göttingen im 

                                                      
7 Vgl. Boelcke, Der Schwarzmarkt, S. 11. Zwischen 1939 und 1943 wurden im Deutschen Reich 
insgesamt 59 253 Verstöße gegen die Kriegswirtschaftsverordnung vom 4.9.1939 und der Ver-
brauchsregelungs-Strafverordnung vom 6.9.1940 geahndet. Ab 1941 nahm die Zahl der Delikte 
sprunghaft zu. Vgl. ebd., S. 16. 
8 Vgl. ebd., S. 14-15.  
9 Vgl. ebd., S. 12. 
10 Vgl. Zierenberg, Stadt der Schieber, S. 91.  
11 Vgl. ebd., S. 127. 
12 Vgl. ebd., S. 133. 
13 Vgl., ebd., S. 203. Hauptbahnhöfe oder in größeren Städten auch S-Bahnstationen waren häufige 
Orte des Schwarzmarktes, da sie als natürliche Durchgangsräume konzipiert nur einen engen Zeitho-
rizont zwischen Ankunft und Abfahrt zuließen, als Treff- oder Abholungspunkt sui generis standen 
und bereits seit den 1920er Jahren als etablierte Konsumräume mit kleinen Kiosken fungierten. Vgl. 
Zierenberg, Stadt der Schieber, S. 208-209.  
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Grenzgebiet der britischen, US-amerikanischen und sowjetischen Besatzungszone 
lag, war das Einzugsgebiet des Schwarzmarktes hier besonders groß, wenn auch 
mit den bereits gut untersuchten Räumen anderer Städte allein schon wegen der 
geringeren Größe nicht zu vergleichen.14  

Die alltägliche Praxis des Handels auf dem Schwarzmarkt setzte sich aus ver-
schiedenen Elementen zusammen. Die Kontaktaufnahme erfolgte in der Regel 
entweder durch das mehr oder weniger laute Ausrufen bzw. Aufzählen der Ware 
durch den Anbieter oder durch ein stummes Präsentieren der Ware, die bei Gefahr 
schnell in die Jacken- oder Manteltasche verschwinden konnte. Danach erfolgte 
eine eingehende Prüfung des Tauschpartners, die sich vermutlich zumeist an Äu-
ßerlichkeiten wie der Kleidung, der Hygiene oder anderer körperlicher Merkmale 
(z. B. Alter und Gesundheit) orientierte, um dadurch Rückschlüsse über die Quali-
tät der Ware ziehen zu können.15 Zierenberg betont die Bedeutung von gegenseiti-
gem Vertrauen und das Aussenden von Zeichen der Integrität.16 Verhielt man sich 
zu sicher oder trat zu vertraut mit jeglichen Gepflogenheiten des Schwarzmarktes 
auf, konnte man sich als Schieber identifiziert sehen und so vom Gegenüber mit 
Misstrauen und der Unterstellung von Täuschungsabsichten bestraft werden 
(Q3).17 Nach einer Prüfung des Gegenübers erfolgte die Warenbegutachtung. Da-
bei inspizierte der Kunde die Ware, nachdem sie ihm vom Anbieter ausgehändigt 
worden war, drehte und wendete sie, durfte sogar an ihr riechen. Bevor die Preis-
verhandlungen aber in ihre entscheidende Phase traten, wurde die Ware dem An-
bietenden zurückgegeben, um dann, nach erfolgreichem Handel, symbolisch über-
geben zu werden.18 Der ganze Tauschakt erfolgte möglichst unauffällig, so dass 
zunächst in Gruppen verhandelt, sich dann aber zum Übergeben der Ware zurück-
gezogen wurde. Dort „tauschten sie hastig Ware und Gegenleistung aus und stehen Minuten 
später schon wieder bei anderen Gruppen“ (Q3). Der so beschriebene Tauschakt stellte 
gleichzeitig die Anerkennung einer bestimmen Art des Tauschens dar, deren Re-
geln bei Entstehung des Marktes durch komplexe Aushandlungsprozesse erarbeitet 
worden waren. Der Schwarzmarkt erschien so als Raum, an dem sich die mehr und 
mehr den Alltag bestimmende Tauschkultur am deutlichsten zeigte.19 Gleichzeitig 
war der Schwarzmarkt ein Ort der privaten Initiative. Nur wer selbst handeln und 
                                                      
14 Siehe zum Berliner Schwarzmarkt: Zierenberg, Stadt der Schieber und Paul Steege, Black Market, 
Cold War. Everyday Life in Berlin, 1946-1949, New York 2007; zu Hamburg: Michael Wildt, Der 
Traum vom Sattwerden; zu Bremen: die noch entstehende Dissertation von Stefan Mörchen, einige 
Ansätze bereits sind veröffentlicht in: Stefan Mörchen, „Echte Kriminelle“ und „zeitbedingte 
Rechtsbrecher“ und ders., Schwarzmarkt- und Eigentumsdelikte in den bremischen Häfen der Nach-
kriegszeit, in: Arbeiterbewegung und Sozialgeschichte. Zeitschrift für die Regionalgeschichte Bremens 
im 19. und 20. Jahrhundert 13/14 (2004), S. 5-21 sowie für Leipzig, Köln und München die verglei-
chend angelegte Fallstudie von Rainer Gries, Die Rationen-Gesellschaft. Versorgungskampf und 
Vergleichsmentalität: Leipzig, München und Köln nach dem Kriege, Münster 1991. 
15 Vgl. Zierenberg, Stadt der Schieber, S. 226.  
16 Vgl. Zierenberg, Tauschen und Vertrauen, S. 169-171. 
17 Vgl. Zierenberg, Stadt der Schieber, S. 227f.  
18 Vgl. ebd., S. 222.  
19 Vgl. Zierenberg, Tauschen und Vertrauen, S. 171-173. 
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nicht auf das Handeln des Staates vertrauen wollte, trat auf dem Schwarzmarkt mit 
Erfolg auf.20 

5 Die Währung auf dem Schwarzen Markt 
Gespeist wurde der Schwarzmarkt durch verschiedene Warenströme. Als Währung 
galt auf allen Schwarzmärkten der Nachkriegszeit die Zigarette, die als international 
gültige Werteinheit letztlich sogar als genormt aufgefasst werden konnte. Begehrt 
waren v.a. amerikanische Zigaretten, die, obwohl sie pro Packung in Amerika nur 8 
bis 10 Cent kosteten, auf dem Schwarzmarkt in Deutschland für bis zu 130 RM 
gehandelt wurden, sodass einem Dollar ca. 1200 bis 1500 RM entsprachen.21 Die 
flüchtige Konsistenz der Zigarette, die sich beim Rauchen im wahrsten Sinne des 
Wortes in Luft auflöste, markierte so gleichsam den Übergangscharakter der Wäh-
rungen ‚Lucky Strike‘ oder ‚Marlboro‘.22 Rauchen erschien als Verbrennen von 
Geld, sodass hier Hierarchien entstanden, die in der Nachkriegszeit besondere 
Bedeutung gewannen: diejenigen, die rauchten, und diejenigen, die die Zigaretten-
stummel der Rauchenden auflasen, um so an ‚Währung‘ zu gelangen. 

Neben Zigaretten wurden auch andere Waren wie Fleisch, Brot und Benzin zu 
potentieller Währung (Q3). Dies wurde gesteigert, indem, geschuldet der allgemei-
nen Notlage, auch solche Güter, die man sich in normalen Zeiten gelegentlich 
noch hatte leisten können, zu Luxus wurden, die Menge der potentiellen Luxusgü-
ter damit überproportional anstieg.  

Neben Gütern, die der Tauschende legal besaß (dazu gehörten auch Karten für 
Tabak, die ein Nichtraucher zwar zugeteilt bekam, aber selbst nicht verbrauchte), 
wurde der Schwarzmarkt durch diverse illegale Warenströme gespeist. Besonders 
gestohlenen und gefälschten Karten kam hier eine immense Bedeutung zu (Q4, 5 
und 6).23 Auch verschwanden vielfach Waren bei Händlern und Handwerkern, die 
dies ihrerseits als Verderb, (fingierten) Diebstahl oder schlichtweg als ‚Differenz‘ 
erklärten.24 Hinzu kamen Lebensmittel, die durch Hamsterfahrten25 erworben, aber 
in dringender benötigte Waren eingetauscht werden mussten sowie Waren, die 
durch Schwarzschlachtung oder Betrug, wie im Fall von Frau D., erworben wor-
den waren und nun umgesetzt werden konnten. 

                                                      
20 Vgl. Gries, Rationen-Gesellschaft, S. 309. 
21 Vgl. Zierenberg, Stadt der Schieber, S. 280.  
22 Vgl. ebd., S. 279-282.  
23 Vgl. Gries, Rationen-Gesellschaft, S. 219. 
24 Vgl. ebd., S. 217. 
25 Hamsterfahrten oder der sogenannte ‚Erzeuger-Verbraucher-Verkehr‘ stellten eine Möglichkeit dar, 
letzte Habgüter auf dem Land in Lebensmittel umzutauschen. In den Städten wurde er zur puren 
Notwendigkeit für die Versorgung. Siehe dazu: Der Beitrag von Thimo Stiehl in diesem Band. 
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Die Tatsache, dass derjenige, der genügend Tauschmittel hatte, auf dem 
Schwarzmarkt alles bekommen konnte, bildete den Hintergrund für sämtliche 
Geschäfte.  

6 Schwarzmarkt als krimineller Raum 
Strafbar war das Handeln auf dem Schwarzmarkt für jeden. Unterschieden wurde 
zwischen den Straftaten des Verbrauchers, den Straftaten des Gewerbetreibenden 
und denen des Großschiebers. Grundlage der strafbaren Handlung war die Ver-
brauchsregelungsstrafverordnung (VRStVo), die bereits seit 1941 in Kraft war. 
Von Bedeutung für die Verbraucher war in diesem Zusammenhang der § 2, Abs. 1, 
der die Bestrafung bei Schwarzmarktvergehen regelte.26 Ernährungs- und Wirt-
schaftsämter konnten zudem zusätzliche Regelungen erlassen. Bezugsbeschränkte 
Erzeugnisse waren alle Güter, die für den Verbraucher nicht frei zugängig waren 
wie Eier, Gartenerzeugnisse, Getreide, Kartoffeln, Milch und Fette, Saatgut, Süß-
waren, Kakao, Tiere, Zucker, Stoffe, Seife, Kraftstoffe, Öl, Petroleum, Kohlen, 
Leder, Schreibmaschinen, Fahrräder, Tabakwaren usw. All diese Güter bekam man 
in der Nachkriegszeit nur durch das Vorweisen von Bezugsscheinen bzw. musste 
diese erst beantragen – oder sie illegal auf dem Schwarzmarkt erwerben. Wurde 
man dabei ertappt, drohten Geld- oder in schweren Fällen auch Gefängnisstrafen. 
Von letzteren wurde gesprochen, wenn die Tat im Zusammenhang mit anderen 
Straftaten, z.B. Diebstahl oder Hehlerei, begangen wurde oder es sich um eine 
Wiederholungstat handelte. Die Höchststrafen wurden in den jeweilige Zonen stets 
härter und ab 1947 wurden als besonders kriminell eingestufte Wiederholungstäter 
sogar mit zweijährigem Arbeitslager bestraft.27 Vielfach wurde auch von Institutio-
nen wie der Presse eine härtere Bestrafung gefordert (Q7). Bei einem milden Fall, 
z. B. bei besonderer Not, war es möglich, dass die zuständige Behörde nur eine 
Verwarnung (allerdings inkl. Bearbeitungsgebühr) aussprach (Q7). Abgeurteilt 
wurden die ‚Schwarzmarktverbrecher‘ häufig durch ein Schnellgericht, sofern nicht 
eine genauere Untersuchung in einer Hauptverhandlung erforderlich war. Wichtig 
zu betonen ist, dass Handel, Tausch oder Verkauf von Gütern, die man rechtmä-
ßig besaß, also z. B. mit seinen Marken oder durch ein Geschenk erhalten hatte, 
nicht strafbar war, es sei denn, man verlangte dabei einen höheren Preis als üblich 
oder tauschte sie gegen Waren ein, die der Tauschpartner nicht rechtmäßig erwor-
ben hatte. Unwissenheit schützte auch hier vor Strafe nicht.  

Stefan Mörchen hat aufgezeigt, dass Kriminalität – und damit auch Schwarz-
marktkriminalität – in der Nachkriegsgesellschaft als gesamtgesellschaftliches Phä-
                                                      
26 VRStVo § 2 (1) Mit Geldstrafe bis zu 150 RM oder mit Haft wird bestraft, wer, ohne in Ausübung 
eines Gewerbes oder Berufes zu handeln, 1. Bezugsbeschränkte Erzeugnisse ohne Bezugsberechti-
gung bezieht, eine ihm nicht zustehende Bezugsberechtigung für sich ausnutzt oder die Verfügung 
über eine Bezugsberechtigung sich gegen Entgelt verschafft oder in der Absicht, sich zu bereichern, 
einem anderen überlässt.  
27 Vgl. Gries, Rationen-Gesellschaft, S. 111 u. S. 220. 
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nomen wahrgenommen und teilweise durch die Not entschuldigt wurde. So unter-
schied die Kriminalistik zwischen „echten Verbrechern“ und „zeitbedingten Ver-
brechern“.28 Der Fokus der Polizei lag dabei auf der Verfolgung besonders krimi-
neller Gruppen und Personen. Eine Kriminalisierung der einfachen Bevölkerung 
sollte so verhindert werden.29 

Die Polizei versuchte zunächst mittels Großrazzien gegen die Schwarzhändler 
vorzugehen, um so den Handel zu unterbinden. Die Razzien in Göttingen liefen 
ähnlich zu denen in anderen Städten ab. Mit LKWs und den verfügbaren Kräften 
der Polizei wurde großräumig das Gebiet um den Schwarzmarkt abgesperrt und 
alle Personen untersucht. Da die Polizei schlecht ausgerüstet war und die Razzien 
wenig Erfolg zeigten, sodass sie vermutlich eher als symbolische und verbale Apel-
le verstanden werden müssen, veränderte die Polizei ihre Methoden, um nicht nur 
die im Stich gelassene Ware zu beschlagnahmen, sondern auch die eigentlichen 
Händler zu überführen (Q8). Nun traten die Beamten in Zivil auf und versuchten 
auf diese Weise die Händler in flagranti zu ertappen. Dass eine solche Vorgehens-
weise nötig war, zeigt, dass ein bürgerliches Eigentums- und Moralverständnis in 
den Zeiten der Not auf dem Schwarzmarkt abgelegt worden war.30 Eine bereits 
vorher angewandte Taktik der Göttinger Polizei war es, jugendliche Gruppen, sog. 
Acht-Groschen-Jungen, einzusetzen, um den Schwarzmarkt zu bekämpfen. In der 
Presse scheinen diese allerdings krimineller wahrgenommen worden zu sein als die 
eigentlichen Schwarzhändler. Letztere schienen zumindest entschuldbarer (Q9). 

Die hohe Jugendkriminalität31 (Q8) ist ein Phänomen, das vermutlich durch die 
angesprochene Grenzlage Göttingens mit verursacht wurde. 1946 wurden 30% 
aller Lebensmitteleinbrüche von Jugendlichen begangen, die bei einem Erwachse-
nen bereits einen schweren Fall und somit Gefängnis bedeutet hätten. Jugendliche 
wurden meistens sofort von Gerichten unter die Obhut von Pädagogen befohlen. 
Auch stieg die Zahl der Schutzaufsichtsmaßnahmen rapide an.32 Jugendliche wur-
den dabei ähnlich wie Displaced Persons, der Berufsverbrecher und die Figur des 
Großschiebers zu Feindbildern der Bekämpfung des Schwarzen Marktes stilisiert.33 

                                                      
28 Vgl. Mörchen, „Echte Kriminelle“, S. 60 u. 67. 
29 Vgl. Gries, Rationen-Gesellschaft, S. 308 und Mörchen, „Echte Kriminelle“, S. 61.  
30 Die moralische Rechtfertigung für den lockereren Umgang mit dem Eigentum des anderen kam 
aus der Kirche. In seiner Silvesterpredigt des Jahres 1946/47 befreite Josef Kardinal Frings (1887-
1978), Kölner Erzbischof und Vorsitzender der Fuldaer Bischofskonferenz, zumindest moralisch den 
Einzelnen von der Strafe, wenn er sich zum eigenen Überleben Lebensmittel organisierte oder Koh-
len klaute. „Fringsen“ überbrückte so den Abgrund zwischen juristischem Unrecht und alltäglichen 
Unrechtsempfinden. Vgl. Gries, Rationen-Gesellschaft, S. 306-307.  
31 Zum Themenkreis Jugend den Beitrag von Lisa Brill in diesem Band. 
32 Wiebke Fesefeldt, Der Wiederbeginn des kulturellen Lebens in Göttingen. Die Stadt in den Jahren 
1945 bis 1948 (Studien zur Geschichte der Stadt Göttingen, Bd. 3), Göttingen 1962, S. 95.  
33 Vgl. Mörchen, „Echte Kriminelle“, S. 62-66. Zum Schieberdiskurs auch: Zierenberg, Tauschen und 
Vertrauen, S.184-187. 
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7 Vom Bezahlen, der Katze im Sack und anderen Methoden  
Ein weiteres Phänomen des Schwarzmarktes war das Risiko, das der Einzelne 
beim Handeln unabhängig von der polizeilichen Verfolgung einging. So gehörte 
das Panschen von Lebensmitteln und das Betrügen und ‚Betrogenwerden‘ zum 
potentiellen Risiko des Handels, da es schließlich keine Beschwerde- oder Kont-
rollinstanzen gab. So z.B. wurden ganze Stangen Lucky Strike „präpariert“, indem 
die Originalverpackungen ihres Inhalts entledigt und die leeren Hülsen mit Säge-
mehl gefüllt wurden.34 Auch wurden Zucker (Q10) oder Milch gepanscht (Q11), 
indem Zucker, sogenannter Schlammzucker, mit Melasse, einem Nebenprodukt 
der Zuckerherstellung, vermischt wurde oder der örtliche Milchverteiler Vollmilch 
mit Magermilch verdünnte, sodass der Fettgehalt der Milch sank. In beiden Fällen 
kam es zur Anzeige und im Falle des gefälschten Zuckers sogar zu einer Gefäng-
nisstrafe. Das so entstandene und wohl auch berechtigte Misstrauen gegen Waren 
und Personen wurde Teil des alltäglichen Erfahrungshaushalt, wodurch die oben 
beschriebene Prüfung der Ware zum wichtigsten Bestandteil des Tausches wurde, 
wenn auch ein Betrug trotz eingehender Prüfung nie ganz ausgeschlossen werden 
konnte.35 Um das Risiko des Betrugs zu vermindern, bildeten sich Klientele, sodass 
sich die Akteure, parallel zu Stammkunden, auch auf dem Schwarzmarkt gerne bei 
denselben, schon als vertrauenswürdig eingestuften Personen versorgten (Q3). 36 

Neben dem Schwarzen Markt als Ort des Erwerbens von Nahrungsmitteln 
und anderen Gütern existierte in Göttingen noch eine Innenstadt mit teilweise 
schon seit Jahrzehnten bestehenden Geschäften und Betrieben. Die zahlreichen 
Anzeigen wegen verschiedener Verstöße gegen gewerbepolizeiliche Anordnun-
gen37 zeigen, dass auch in diese Betriebe der Tauschhandel und die Warenzurück-
haltung Einzug genommen hatten. In Mode kamen v.a. sog. Kompensationsge-
schäfte, bei denen die Ware nicht (nur) mit Geld, sondern auch mit anderen Waren 
bezahlt wurde, um den immensen Wertverfall der Reichsmark auszugleichen. Sol-
che Praktiken widersprachen allerdings der damaligen Rechtslage, sodass Anzeigen 
häufig von Erfolg gekrönt waren (Q12).  

8 Schluss 
Der Schwarzmarkt in Göttingen weist wesentliche Parallelen zu den Schwarzmärk-
ten in anderen Städten auf. Er war am Bahnhof lokalisiert und stellte so einen qua-
si-öffentlichen Raum dar, in dem der Handel wie auf einem tatsächlichen Markt 
zwischen einander unbekannten Personen ablief. Beim Handel selbst kam es dabei, 

                                                      
34 Vgl. Frank Grube/Gerhard Richter, Die Schwarzmarktzeit. Deutschland zwischen 1945 und 1948, 
Hamburg 1979, S. 76.  
35 Vgl. Zierenberg, Stadt der Schieber, S. 277.  
36 Vgl. Zierenberg, Tauschen und Vertrauen, S. 182. 
37 Stadtarchiv Göttingen, Pol. Dir. Fach 127 Nr. 1d, Bd. 1. 
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v.a. mit dem Hintergrund der eigentlich illegalen Handlung, stets auf gegenseitiges 
Vertrauen an. Das Phänomen „Schwarzmarkt“ war dabei keine generelle Beson-
derheit der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg, sondern bestand, wenn auch mit 
anderen Praktiken, bereits vor dem Krieg.  

Aufgrund seiner Notwendigkeit und Erfahrbarkeit wurde der Schwarzmarkt in 
der Nachkriegszeit in die Alltagspraxis integriert, womit die Kriminalität des Han-
dels letztlich in den Hintergrund trat und entschuldbar wurde – trotz aller Gesetze 
und Strafen. Die Einführung der Währungsreform am 20. Juni 1948 und die damit 
verbundenen reich gefüllten Schaufenster stellten einen „mentalitätsgeschichtlichen 
Wendepunkt“38 dar, der gleichzeitig das Ende der Schwarzmarktepoche einleitete 
(Q13) und die Rückkehr zu einem bürgerlichen Eigentumsmodell erlaubte. Der 
Schwarzmarkt wurde nicht mehr gebraucht. 
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(Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft, 179), Göttingen 2008. 
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38 Vgl. Michael Wildt, Am Beginn der Konsumgesellschaft. Mangelerfahrung, Lebenshaltung, Wohl-
standhoffnung in Westdeutschland in den fünfziger Jahren, Hamburg ²1995, S. 35. 
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Q1:  Anklageschrift in der Sache Frau D. (Durchschlag), C 34, Nr. 46, Bl. 22. 



„Die Straße des Verderbens“ – Schwarzmarkt und Göttinger Nachkriegskriminalität 

 

41 

 
 
Q1:  Anklageschrift in der Sache Frau D., Bl. 23. 
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Q1:  Anklageschrift in der Sache Frau D., Bl. 24. 



„Die Straße des Verderbens“ – Schwarzmarkt und Göttinger Nachkriegskriminalität 

 

43 

 
 
Q1:  Anklageschrift in der Sache Frau D., Bl. 25. 
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Q1:  Anklageschrift in der Sache Frau D., Bl. 26. 
 



„Die Straße des Verderbens“ – Schwarzmarkt und Göttinger Nachkriegskriminalität 

 

45 

 
 
Q1:  Anklageschrift in der Sache Frau D., Bl. 27. 
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Q2:  Schlußbericht in der Sache Frau D., S. 4, C 34 Nr. 46, Bl. 23. 
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Q2:  Schlußbericht in der Sache Frau D., S. 4, C 34 Nr. 46, Bl. 23. 
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Q3:  Auf dem Schwarzen Markt“, Hannoversche Presse, Ausgabe Göttingen 

6.9.1946, S. 4, Film Ztg. 627 (GÖK 3.3).  
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Q4:  „Alles um den blauen Dunst“, Hannoversche Volksstimme, Ausgabe Süd-

hannover 19.11.1946, S. 4, Film Ztg. 629 (GÖK 3.3). 
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Q5:  Aus Göttinger Gerichtssälen, Hannoversche Volksstimme, Ausgabe Süd-

hannover 12.11.1946, S. 4, Film Ztg. 629 (GÖK 3.3). 
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Q6:  „Der Schlag hat sich gelohnt“, Hannoversche Presse, Ausgabe Göttingen 

8.10.1946, S. 4, Film Ztg. 627 (GÖK 3.3). 
 

 
 
Q7:  „Die Polizei versagt auch hier“, Hannoversche Volksstimme, Ausgabe 

Südhannover 28.3.1947, S. 3, Film Ztg. 629 (GÖK 3.3). 
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Q8:  „Reportage der Göttinger Wirklichkeit“. Die Straße des Verderbens, Han-

noversche Presse, Ausgabe Göttingen 29.4.1947, S. 3, Film Ztg. 627 
(GÖK 3.3). 



„Die Straße des Verderbens“ – Schwarzmarkt und Göttinger Nachkriegskriminalität 

 

53 

 
 
Q9:  „Der Schwarze Markt blüht“, Hannoversche Volksstimme, Ausgabe Süd-

hannover 4.2.1947, S. 3, Film Ztg. 629 (GÖK 3.3). 
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Q10:  „Ein kleiner König des Schwarzen Marktes“, Hannoversche Neueste 

Nachrichten, Ausgabe Südhannover, 23.4.1947, Film Ztg. 623 (GÖK 3.3). 
 
 

 
 
Q13:  Ausgestorbener Schwarzmarkt“, Hannoversche Presse, Ausgabe Göttin-

gen 1.7.1948, S. 4, Film Ztg. 627(GÖK 3.3). 
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Q11:  Anzeige gegen den Milchverteiler Karl R., 21. 8. 1947, Pol. Dir. Fach 127 

Nr. 1 d Bd. 1, Bl. 46. 
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Q12:  Anzeige gegen den Dipl. Optiker Friedrich H., 17.3.1948, Pol. Dir. Fach 

127 Nr. 1d Bd.1, Bl. 61. 



 

„Also lautet ein Beschluss, dass der Mensch was 
lernen muss.“1 – Der Wiederbeginn2 des 
schulischen Lebens in Göttingen nach dem Zweiten 
Weltkrieg 

Marco Dräger 

1 Einleitung 
Zunächst lautete der Befehl des Obersten Befehlshabers der Alliierten Streitkräfte, 
General Eisenhower, dass der Unterricht unverzüglich eingestellt werden müsse, 
um das Bildungswesen zu reorganisieren.3 Am 24. August 1945 kündigte aber be-
                                                      
1 Das Zitat stammt aus dem vierten Streich von Wilhelm Buschs „Max und Moritz“. Im Fazit wird 
näher auf seine Verwendung eingegangen. 
2 Der Unterricht war in Göttingen bereits Ende März 1945 eingestellt worden, Schüler und Lehrer 
waren schon in den Osterferien (Berthold Michael, Schule und Erziehung im Griff des totalitären 
Staates. Die Göttinger Schulen in der nationalsozialistischen Zeit von 1933 bis 1945, Göttingen 1994, 
S. 193). 
3 Die „Proklamation Nr. 1 von General Dwight D. Eisenhower an das deutsche Volk“ wurde bereits 
am Tag der Besetzung Göttingens (8. 4. 1945) dort bekannt gemacht (vgl. Wiebke von Thadden, 
Göttingen und seine Militärregierung, in: Göttingen 1945. Kriegsende und Neubeginn – Texte und 
Materialien zur Ausstellung im Städtischen Museum 31. März – 28. Juli 1985, Göttingen 1985, S. 69-
92, hier S. 73). Publiziert wurde sie im Göttinger Mitteilungsblatt Nr. 1 vom 20. 4. 1945: „[…] III. 
Alle deutschen Gerichte, Unterrichts- und Erziehungsanstalten innerhalb des besetzten Gebietes 
werden bis auf Weiteres geschlossen. Dem Volksgerichtshof, den Sondergerichten, den SS-Polizei-
Gerichten und anderen außerordentlichen Gerichten wird überall im besetzten Gebiet die Gerichts-
barkeit entzogen. Die Wiederaufnahme der Tätigkeit der Straf- und Zivilgerichte und die Wieder-
eröffnung der Unterrichts- und Erziehungsanstalten wird genehmigt, sobald die Zustände es zulas-
sen. […]“ 
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reits der Oberbefehlshaber der britischen Besatzungszone, Feldmarschall Mont-
gomery, an, dass die Schulen zum 1. Oktober 1945 wiedereröffnet werden sollten 
(Q1). Die Vorbereitungen für die Wiedereröffnung liefen unmittelbar nach der 
Schließung an und erreichten im Sommer 1945 ihren Höhepunkt. Der Neubeginn 
stand vor allem unter den Vorzeichen von Entnazifizierung und Reeducation. 

Trotz erheblicher Bemühungen sowohl auf Seiten der britischen Militärbehör-
den als auch seitens der deutschen kommunalen Behörden war der Wiederbeginn 
des schulischen Lebens zunächst provisorisch – es mangelte an Unterrichtsräu-
men, Lehrbüchern und Lehrkräften, so dass die Engpässe und Mängel im laufen-
den Betrieb beseitigt werden mussten. Dieses Prozedere nahm einige Jahre in An-
spruch; ein geregeltes Schulleben fand in Göttingen erst wieder ab dem Jahr 1950 
statt.4 An einem mangelte es in Göttingen jedoch nicht – an Schülern.5 

2  „Von der Bevölkerung wird dringend gewünscht, daß 
baldmöglichst der Schulunterricht für die Kinder wieder 
beginnen möge.“6 – Maßnahmen zur Wiedereröffnung 

Das dringlichste Problem war die Rückgewinnung der Schulgebäude, die zwar 
größtenteils unbeschädigt bzw. kaum beschädigt waren, aber mittlerweile anderwei-
tig genutzt wurden, z. B. als Lazarett, Flüchtlingslager, Lager für befreite Zwangs-
arbeiter oder als Quartier für die Verwaltung der britischen Besatzungsmacht. Eine 
Auflistung der betreffenden Gebäude mit entsprechenden Schülerzahlen sowie die 
Kennzeichnung der aktuellen Nutzung verdeutlichten die zahlenmäßigen Dimen-
sionen dieses Problems (Q2). 

In dieser Angelegenheit war die Zusammenarbeit zwischen dem Stadtkom-
mandanten, Major Ruddy, und den deutschen Behörden äußerst erfolgreich und 
führte schnell zu positiven Ergebnissen, da beide Seiten eine möglichst zügige 
Wiedereröffnung anstrebten, um einerseits einer antizipierten „Verwahrlosung“ 
der Jugend vorzubeugen und andererseits die Ideen der Reeducation umsetzen zu 
können.7 So konnten die Volksschulen bereits am 1. September 1945 wieder-
eröffnet werden, das Gymnasium (heute Max-Planck-Gymnasium) und die Ober-
schule für Jungen begannen den Unterricht der unteren Klassen planmäßig im 
Oktober, die höheren Klassenstufen kamen ab Mitte Dezember hinzu, die Ober-

                                                      
4 Vgl. Berthold Michael, Die Göttinger Schulen vom Wiederbeginn 1945 bis zur Gegenwart 1989, in: 
Rudolf von Thadden/Ernst Böhme/Dietrich Denecke (Hg.), Göttingen: Geschichte einer Universi-
tätsstadt, Bd. 3: Von der preußischen Mittelstadt zur südniedersächsischen Großstadt: 1866-1989, 
Göttingen 1999, S. 511-533, hier S. 516. 
5 Zur Erklärung der Vielzahl von Menschen in Göttingen siehe den Beitrag von Ulf-Gerrit Meyer-
Rewerts in diesem Band. 
6 Brief des Oberbürgermeisters an den Göttinger Stadtkommandanten Ruddy vom 9.8.1945 (Stadtar-
chiv Göttingen, D44, Blatt 77). 
7 Vgl. die Korrespondenz zwischen den beiden Protagonisten Major Ruddy und dem Göttinger 
Oberbürgermeister Schmidt (Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, D44). 
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schule für Mädchen (heute Hainberg-Gymnasium) wurde erst im Januar 1946 wie-
dereröffnet.8 

Unterricht konnte jedoch nur eingeschränkt stattfinden. In der Regel mussten 
sich zwei bis drei Schulen ein wiederhergestelltes Schulgebäude teilen; die Schüler 
wurden an drei Tagen in der Woche im so genannten „Kurzstunden-
Schichtwechsel“9 unterrichtet, so dass sie ca. 15 Stunden anstatt der im Lehrplan 
vorgeschriebenen 30 Wochenstunden erhielten. 

 Die Tatsache, dass kein ausreichendes Mobiliar in den Schulen vorhanden 
war, erschwerte die geordnete Durchführung von Unterricht.10 Die bislang prakti-
zierte Notlösung von „Unterricht“ im Freien kam wegen der Witterung nicht mehr 
in Betracht.11 Ebenso beeinträchtigte der Mangel an Heizmaterial12, elektrischem 
Strom und Glühbirnen13 den Unterricht. 

Ein weiteres Problem stellte der Lehrermangel dar, der zum einen durch die 
sich noch in Kriegsgefangenschaft befindenden Lehrer, zum anderen durch die 
Verfahrensdauer der Entnazifizierung bedingt war. Das Spannungsverhältnis zwi-
schen Entnazifizierung und einer ausreichenden Anzahl an Lehrkräften findet in 
einem Brief des Stadtkommandanten an den Oberbürgermeister seinen Ausdruck, 
der um eine Auflistung der demobilisierten, pensionierten und von den National-
sozialisten entlassenen Lehrern bittet,14 um den entstandenen Mangel auf diese 
Weise zu kompensieren (Q3). 
                                                      
8 Vgl. Michael, Göttinger Schulen, S. 513-514. 
9 Von Thadden, Militärregierung, S. 89. 
10 Zur Neuanschaffung von Mobiliar siehe Stadtarchiv Göttingen, D 45, Blatt 267. 
11 Der schon seit Mitte Juni wieder erlaubte „Unterricht“ kann eigentlich nicht als solcher qualifiziert 
werden. Er bestand aus den Fächern Religion, Sport und Wandern und diente im Wesentlichen der 
Beschäftigung der Schüler. Die Behörden versprachen sich davon, die Disziplin der Schüler aufrecht-
zuerhalten und einer befürchteten Verwahrlosung vorzubeugen. Der Erfolg dieser pädagogischen 
Maßnahme war nur gering, die Anzahl der Teilnehmer sank beständig und eine Regenperiode in der 
zweiten Augusthälfte beendete schließlich diese Art der Beschulung (vgl. Wilhelm Schütte, Aus der 
Schulchronik der ehemaligen Oberschule für Mädchen. Die Schule in der Zeit von April 1945 bis 
Oktober 1946, in: Göttingen 1945. Kriegsende und Neubeginn – Texte und Materialien zur Ausstel-
lung im Städtischen Museum 31. März – 28. Juli 1985, Göttingen 1985, S. 257-270, hier S. 259-261).  
Zusätzlich erschwerten jahreszeitlich bedingte Härten den Unterricht: „Der jetzige Nachmittagsunterricht 
[im Oktober 1945, MD] in Grone [heute ein Stadtteil von Göttingen, damals selbstständige Gemeinde; 
das Groner Schulgebäude war 4,5 km vom ursprünglichen Schulgebäude der Oberschule entfernt, 
MD] ist nur ein Notbehelf und war auch von vornherein als solcher gedacht. Er kann nicht mehr länger in dieser 
Form aufrecht erhalten werden aus folgenden Gründen: Die Dunkelheit bricht schon früh herein. Die Kinder müssen 
auf den Heimweg geschickt werden, solange es nicht völlig finster ist. Die Zugangswege sind in schlechtem Zustand und 
nicht beleuchtet. Bei regnerischem Wetter bilden sich große Pfützen auf den Straßen, die von den Kindern in der Dun-
kelheit schwer bemerkt werden. Schon jetzt klagen die Eltern über starken Verschleiß der Schuhe sowie über nasse 
Füße der Kinder und die sich daraus ergebenden Erkältungen. Aus all diesen Gründen bitte ich dringend um Unter-
stützung und Hilfe, damit wir baldmöglich wieder in unser eigenes […] Schulgebäude einziehen können. Andernfalls 
bitte ich dafür Sorge tragen zu wollen, daß uns andere geeignete Unterrichtsräume […] zur Verfügung gestellt werden.“ 
(Ebd., S. 262). 
12 Stadtarchiv Göttingen, D 44, Blatt 138. 
13 Stadtarchiv Göttingen, D 44, Blatt 135. 
14 In die Kategorie der von den Nationalsozialisten entlassenen und nun zu rehabilitierenden Lehr-
kräfte fiel als einzige die Mittelschullehrerin Ingeborg Willrich, die 1936 entlassen wurde, da sie kei-
nen Eid auf Adolf Hitler leisten wollte (Ulrich Popplow, Die Friedensjahre: Göttingen 1933-1939 – 
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In der Folgezeit wurde jedoch deutlich, dass der Lehrermangel, der durch die 
anfangs konsequent betriebene Entnazifizierung verstärkt wurde, nicht durch 
heimgekehrte oder pensionierte Lehrer kompensiert werden konnte, so dass die 
Klassengröße weiterhin zwischen 60 und 70 Schülern betrug. Darüber hinaus wa-
ren viele Lehrer nicht voll einsatzfähig, da sie wegen unzureichender Versorgung 
mit Nahrungsmitteln an zahlreichen Krankheiten litten.15 

Neben die institutionellen Schwierigkeiten traten individuelle Probleme der 
Schüler, die den geordneten Ablauf des wiederbegonnenen Unterrichts störungsan-
fällig werden ließen. Die weiten Schulwege in andere Stadtteile und der Mangel an 
Winterbekleidung, vor allem an Schuhen, deren „Qualität“ die Bilder zur Schul-
speisung illustrieren,16 führten zu einem häufigen Fernbleiben der Schüler vom 
Unterricht, so dass im Dezember 1945 die Eltern von Seiten der Stadt nachdrück-
lich an die Schulbesuchspflicht ihrer Kinder erinnert werden mussten (Q4-Q6). 

3 „Sie wollen sofort alle unten aufgeführten Lehrer aus ihren 
Stellen entlassen.“17 – Entnazifizierung der Lehrerschaft 

Bereits im Sommer 1945 begann die umfangreiche Entnazifizierung, die auch die 
Göttinger Lehrerschaft betraf. Die ersten Entlassungen erfolgten im Juni 1945 
(Q7-Q8). Aufgrund der Vielzahl der zu überprüfenden Fälle und wegen eigener 
Überlastung ordnete der Hauptausschuss im Mai 1946 an, einen Unterausschuss 
zur Entnazifizierung der Lehrerschaft zu bilden (Q9). Seine Zusammensetzung 
war jedoch problematisch, denn er bestand größtenteils aus Lehrern, die über ihre 
Kollegen entscheiden mussten, so dass ihre Objektivität durch Zuneigung und 
Sympathie beeinträchtigt wurde. 

                                                                                                                                  
Machterwerb und -teilung, in: Göttingen unterm Hakenkreuz. Nationalsozialistischer Alltag in einer 
deutschen Stadt – Texte und Materialien, Göttingen 1983, S. 78). Acht Lehrer waren bereits aus dem 
Krieg zurückgekehrt, fünf waren mittlerweile ausgeschieden, weil sie die Altersgrenze erreicht hatten 
(Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, D 44). 
15 Jens-Uwe Brinkmann, „Nach Jahren der Entbehrung ...“ – Kultur und Schule, in: Göttingen 1945. 
Kriegsende und Neubeginn – Texte und Materialien zur Ausstellung im Städtischen Museum 31. 
März – 28. Juli 1985, Göttingen 1985, S. 217-256, hier S. 247 und Q31-Q33. Als weitere Kompensa-
tionsmaßnahme trieb die Militärregierung, die sich bewusst war, dass der Lehrermangel nicht von 
heute auf morgen behoben werden konnte (vgl. Q1, Punkt 9.), die Ausbildung neuer Lehrer voran. 
Für die Ausbildung zum Volksschullehrer setzte sie die Aufnahmekriterien herab, neben dem Reife-
zeugnis als üblicher Zugangsberechtigung forderte sie ausdrücklich auch „junge Bauern und Arbei-
ter“ zur Bewerbung auf, die ein „hinreichendes Allgemeinwissen und pädagogische Begabung“ besit-
zen sollten (Amtliche Bekanntmachungen im Auftrage der Militärregierung sowie sämtlicher Behör-
den des Stadt- und Landkreises Göttingen Nr. 41 vom 29.12.1945, S. 1). Aufnahmekriterien waren 
durch eine Prüfung nachzuweisende „notwendige Kenntnisse“ sowie „musikalische Begabung“: „Im 
Spiel eines Musikinstrumentes (Orgel, Klavier, Geige, Blockflöte, Gitarre, Ziehharmonika) müssen 
die Grundlagen vorhanden sein.“ (ebd.) 
16 Siehe Q26-Q29. 
17 Brief von Major Wilson an den Göttinger Oberbürgermeister vom 15.6.1945 (Stadtarchiv Göttin-
gen, C44, Schulamt Nr. 128). 
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Im Mai 1947 wandte sich der Ausschuss daher an britische Stellen, um sich 
enttäuscht über die Rahmenbedingungen und Ergebnisse seiner Arbeit zu be-
schweren (Q10), die – nach Meinung der Kommission – zu Ungerechtigkeiten 
geführt habe. 

Die Hauptgründe seien zum einen die lange Verfahrensdauer und die dadurch 
bedingte Suspendierung der Lehrer, die in der Zeit bis zum Urteil ohne Einkom-
men waren, zum anderen seien die Vorschriften zur Überprüfung der Lehrer be-
sonders streng und drittens böte sich entlassenen Kollegen keine berufliche Per-
spektive. Die Antworten zweier britischer Dienststellen (Q11-Q12) belegen die 
ernsthaften Bemühungen der britischen Seite um Entnazifizierung und Reeduca-
tion, wohingegen sie mit Befremden und Unverständnis auf die angeführten Kla-
gen des Unterausschusses reagieren. 

Aus dem Beschwerdebrief des Ausschusses werden die Gründe für das Schei-
tern der Entnazifizierung ersichtlich, die – laut Dennis Meyer – immer mehr zu 
einer „Farce“18 wurde.  

Anfang des Jahres 1947 hatten die Briten das so genannte „Befreiungsgesetz“ 
von den Amerikanern übernommen, das die Entnazifizierung deutschen Spruch-
kammern überantwortete. Diese bestanden aus Laien und sollten die ausgefüllten 
Fragebögen überprüfen und beurteilen, was eine lange Verfahrensdauer zur Folge 
hatte. Außerdem lag die Verantwortung nun allein in deutscher Hand, so dass die 
Zusammensetzung der Kammern und die Einstellung der Ausschuss-Mitglieder zu 
ihrer Arbeit entscheidend für das Ergebnis des Verfahrens waren. 

Die Ausstellung so genannter „Persilscheine“19 zog immer weniger Verurtei-
lungen nach sich; das frühere Ziel, die Verstrickung des Einzelnen mit dem Natio-
nalsozialismus aufzuklären und zu bestrafen, geriet in den Hintergrund, stattdessen 
standen nun politische und soziale Rehabilitation im Vordergrund.20 

Interessant erscheint in diesem Zusammenhang ein Brief des Göttinger Stadt-
schulrates Hermann Witte, der zugleich Vorsitzender des Entnazifizierungsaus-
schusses war. Witte, seit 1924 Direktor des Staatlich Preußischen Gymnasiums in 
Schleusingen (Kleinstadt in Südthüringen), wurde von den Nationalsozialisten im 
Oktober 1933 zum Studienrat degradiert und nach Naumburg an der Saale ver-
setzt. 1937 wurde er mit 54 Jahren wegen „judenfreundlicher Haltung“ zwangs-
pensioniert, 1938 zog er nach Göttingen, im Frühsommer 1945 wurde er zum 

                                                      
18 Dennis Meyer, „Entnazifizierung“, in: Torben Fischer/Matthias N. Lorenz (Hg.), Lexikon der 
„Vergangenheitsbewältigung“ in Deutschland. Debatten- und Diskursgeschichte des Nationalsozia-
lismus nach 1945, Bielefeld 2007, S. 18-19, hier S. 18. 
19 „Persilschein“ ist – in Anlehnung an das Waschmittel „Persil“ – die Bezeichnung für ein Doku-
ment, welches im Entnazifizierungsverfahren die Unschuld der zu entnazifizierenden Person bewei-
sen sollte. Dafür „stellten sich Nachbarn, Freunde und Kollegen gegenseitig Unbedenklichkeitserklä-
rungen aus“ (Meyer, Entnazifizierung, S. 18), um durch diesen guten Leumund entlastet und demzu-
folge entnazifiziert zu werden sowie von allen Vorwürfen und Anschuldigungen endgültig „reingewa-
schen“ zu sein, wobei „Reinheit“ eine Metapher für Unschuld ist. 
20 Vgl. ebd., S. 18-19. Dort finden sich auch weitere Literaturhinweise auf die Frage nach der Bewer-
tung der Entnazifizierung. 
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Stadtschulrat ernannt.21 In dieser Funktion ersucht er den Heiligenstädter Schulrat 
um ein Gutachten über einen Rektor, dessen unfreundliches Verhalten gegenüber 
Eltern und Kollegen er mit einer Diabetes-Erkrankung rechtfertigt und dessen 
politische Einstellung er durch das Gutachten in Erfahrung bringen will (Q13). 
Trotz vormals erfahrener Repressionen tritt er nicht entschieden für die Entnazifi-
zierung ein, sondern ist durch seine kollegiale Beziehung befangen. Als bedeuten-
der und einflussreicher Exponent unterläuft er aus persönlichen Motiven die In-
tention der britischen Militärbehörden. Dieses Beispiel verdeutlicht die Diskrepanz 
zwischen angestrebtem Ideal und vollzogener Praxis im Laufe der Entnazifizie-
rung.  

4  „Sie werden persönlich dafür verantwortlich gemacht, daß 
in allen Exemplaren die Seiten 57 – 63 unleserlich gemacht 
werden.“22 – Unterrichtsmaterialien und Reeducation 

Neben den organisatorischen Problemen stellte sich vor allem die Frage nach den 
Unterrichtsinhalten und -methoden. Die Militärregierung setzte enge Grenzen. 
Ehe Unterricht erteilt werden konnte, behielt sie sich die Zustimmung zum Lehr-
plan, der eingereicht werden musste, vor; ferner unterlagen die Lehrbücher einer 
Genehmigung. 

Da Papier für den Druck neuer Bücher bzw. für den Nachdruck vorhandener 
Bücher, die vor 1933 erschienen waren, knapp war, mussten die Lehrkräfte selbst 
die vorhandenen Exemplare notdürftig „säubern“ und als Übergangslösung wei-
terhin benutzen (Q14-Q15). 

Dieses Vorgehen war jedoch von Seiten der Militärregierung nur als Provisori-
um gedacht, bis zu dem Zeitpunkt, an dem neue Lehrpläne und Lehrbücher ausge-
arbeitet sein würden (Q16-Q17). Auch die vorhandenen Unterrichtsfilme aus der 
Zeit des Nationalsozialismus wurden in zwei Kategorien eingeteilt: Liste A (Q18) 
enthielt Filme, deren Verwendung in den Schulen genehmigt war, Liste B (Q19) 
indizierte die verbotenen Filme, die unter Verschluss gehalten und auf Befehl der 
Militärregierung schließlich vernichtet wurden. Dass die Zensur dabei bisweilen 
kuriose Formen annahm, zeigt eine Anweisung des britischen Erziehungskontroll-
offiziers Captain Bennitt, der den Film „Der Wolf und die 7 Geißlein“ verbot (Q20). 

Trotz aller Einschränkungen war aber offensichtlich ein qualitativ guter Unter-
richt möglich, wie ein Bericht über den Besuch des Leiters der Abteilung Volks- 
und Mittelschulen für die britische Zone illustriert (Q21). 

Aber nicht nur die Lehrmittel wurden demokratischer und pluralistischer ge-
staltet, auch Habitus und Umgangsformen der Schüler sollten durch die Reeduca-

                                                      
21 Lebenslauf Hermann Witte, undatiert (Stadtarchiv Göttingen, Personalamt Nr. 717, Blatt 2). 
22 Brief des Erziehungsoffiziers Sutton an den Geschäftsführer der Wirtschaftskammer Hildesheim, 
Kreisstelle Göttingen vom 31.10.1945 (Stadtarchiv Göttingen, D45, Blatt 39). 
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tion verändert, vor allem entmilitarisiert werden. Die neuen Verhältnisse sollten 
durch neues Schülerverhalten ihren Ausdruck finden, z. B. durch den so genannten 
„Hackenklappen“-Erlass, der verbot, die Fersen hörbar zusammenzuschlagen 
(Q22). 

5  „Mit dem Essnapf zur Schule“23 – die Schulspeisung 
Um den Gesundheitszustand und die Versorgungslage der Schüler zu verbessern 
und somit die regelmäßige Teilnahme am Unterricht zu erhöhen, wurde in der 
gesamten britischen Zone im Frühjahr 1946 eine Schulspeisung eingeführt, von 
der aber „Selbst- und Teilselbstversorger“24 ausgeschlossen waren. In Göttingen 
liefen die Planungen dafür im Februar 1946 an, als Starttermin war zunächst der 1. 
April geplant, doch verzögerte sich der tatsächliche Beginn bis zum 27. Mai. Seit-
dem erhielten ca. 8700 Kinder zwischen 6 und 18 Jahren eine warme Zusatzmahl-
zeit.25 

Nachdem die Schulspeisung aufgrund von Missverständnissen und Kommuni-
kationsschwierigkeiten sowie bisweilen mangels Nachschub manchmal nur dreimal 
wöchentlich durchgeführt werden konnte, erfolgte mit der Umstellung auf die 
Hoover-Speisung26 im Herbst 1947 eine regelmäßige sechstägige Speisung, die 
täglich ca. 350 kcal enthielt und auch in den Ferien stattfand. Doch sogar in den 
Ferien mussten die Mahlzeiten im Schulgebäude eingenommen werden, es war 
strengstens verboten, Nahrung mit nach Hause zu nehmen.27 

Die Schulspeisung beinhaltete keine Delikatessen, sondern war eher von Mo-
notonie und Routine28 geprägt. Ein Brief des Stadtschulrates an die zuständige 
Regierungsabteilung (Q23) berichtet von der Göttinger Ernährungssituation im 
Mai 1947, als aufgrund der mangelhaften Versorgung mit Lebensmitteln als einzige 
                                                      
23 Fotoarchiv des Städtischen Museums Göttingen, Titel auf der Rückseite des Neg.-Nr.: 245/11. 
24 Als Selbstversorger galten Personen, die ihre Nahrungsmittel selbst erzeugten und deshalb keinen 
Anspruch auf Lebensmittelkarten hatten. Teilselbstversorger war, wer Teile der ihm zustehenden 
Rationen selbst erzeugen konnte und nur Lebensmittelkarten für Nahrungsmittel erhielt, die er selbst 
nicht produzieren konnte. In der Regel handelte es sich bei beiden Kategorien um Landwirte im 
Haupt- bzw. Nebenerwerb (vgl. Werner Abelshauser, Wirtschaft in Westdeutschland 1945 - 1948. 
Rekonstruktion und Wachstumsbedingungen in der amerikanischen und britischen Zone, Stuttgart 
1975, S. 134). 
25 Vgl. Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, D 100. 
26 Der ehemalige amerikanische Präsident Herbert C. Hoover war Vorsitzender des „Famine Emer-
gency Committee“ und wurde im Auftrag des amtierenden Präsidenten Harry S. Truman nach 
Deutschland gesandt, um die Hungerkrise zu lösen. Neben dem Entwurf eines längerfristigen Hilfs-
plans schlug er als Sofortmaßnahme „eine tägliche Zusatzspeisung (350 kcal.) für Kinder und alte 
Menschen“ vor (Günter J. Trittel, Hunger und Politik. Die Ernährungskrise in der Bizone (1945-
1949), Frankfurt am Main und New York 1990, S. 118). Diese Schulspeisung trug ab Herbst 1947 
seinen Namen. 
27 Vgl. Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, D 100. 
28 Alf Lüdtke, Einleitung: Was ist und wer treibt Alltagsgeschichte?, in: Alf Lüdtke (Hg.), Alltagsge-
schichte: Zur Rekonstruktion historischer Erfahrungen und Lebensweisen, Frankfurt am Main und 
New York 1989, S. 9-47, hier S. 11. 
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Speise Erbsensuppe angeboten werden konnte – und zwar mehr als vier Wochen 
lang. Trotzdem bewertet der Schüler Günther Schmalstieg, der in einem Aufsatz 
den konkreten Ablauf der Schulspeisung beschreibt, insgesamt das Essen als „recht 
schmackhaft“ (Q24). Ein erhaltener Speiseplan vom Dezember 1947 (Q25) bezeugt 
die Monotonie und Routine der Schulspeisung; er enthält folgende Gerichte: Salzi-
ge Haferflockensuppe, Nudelsuppe mit Fleisch, Kakaotunke mit Brötchen, Hül-
senfrüchtesuppe mit Fleisch, Haferflocken-Schokolade-Brei und Mehlmus mit 
Trockenobst. In den folgenden drei Wochen wiederholten sich die Speisen; es war 
nicht erlaubt, die Reihenfolge zu ändern. 

Obwohl bei den Mahlzeiten Gleichförmigkeit vorherrschte, erfreute sich die 
Schulspeisung, wie Schmalstieg konstatiert, großer Beliebtheit und die Schüler 
nahmen sie rege in Anspruch, was die Bilder zur Schulspeisung illustrieren (Q26-
Q29). Gleichzeitig bilden sie aber auch die Notwendigkeit der Schulspeisung ab, 
indem sie den Ernährungszustand der Kinder und Jugendlichen dokumentieren. 
Sowohl die Zahl der Teilnahmeberechtigten als auch der Teilnehmerkreis selbst 
waren ein ständiger Anlass zur Diskussion. Eine bedeutende Streitfrage war dabei 
die Versorgung der Lehrer. Regierung und Schulamt diskutierten darüber, ob diese 
berechtigt seien, an der Schulspeisung teilzunehmen, denn mit der Umstellung auf 
die Hoover-Speisung, die den Kreis der teilnahmeberechtigten Schüler um ca. zwei 
Drittel kürzte, sollten auch die Lehrer davon ausgeschlossen werden, wogegen sie 
vehement protestierten. In Eingaben, Petitionen, Berichten und Erklärungen, die 
einerseits an lokale Entscheidungsträger wie den Stadtschulrat, andererseits an 
übergeordnete Behörden wie die Regierung in Hildesheim adressiert waren, legten 
sie die Belastungen ihres beruflichen Alltages sowie die gesundheitlichen Probleme 
und Erkrankungen dar, die aus einer unzureichenden Ernährung resultierten, um 
auf diese Weise weiter an der Schulspeisung teilnehmen zu können (Q30-Q33). 
Trotz zahlreicher Änderungen erfolgte die Schulspeisung noch bis 1949.29 

6 „Im Allgemeinen ist die innere Haltung nach allem 
erstaunlich gut.“30 – Fazit: die Geschichte des Mangels als 
Erfolgsgeschichte 

Obwohl der Wiederbeginn des Schullebens von zahlreichen Mängeln, Unzuläng-
lichkeiten und Hindernissen geprägt war, so waren trotz widriger Umstände in 
allen Lebensbereichen der Wille zum Wiederaufbau und der Wunsch, zu einem 
„normalen“ Leben mit einem geregelten Alltagsablauf und mit schulischer Routine 
zurückzukehren, besonders intensiv.31 Schule war ein „Zauberwort“32. 
                                                      
29 Michael, Göttinger Schulen, S. 517. 
30 Brief des Göttinger Schulrats Hermann Witte an die Regierung Abt. II B2 in Hildesheim vom 
15.3.1948. Zur wirtschaftlichen Lage siehe auch den Beitrag von Timo Stiehl in diesem Band.  
31 Vgl. Brinkmann, Entbehrung, S. 255. 
32 Von Thadden, Militärregierung, S. 89. 
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Anders als es der Titel dieses Beitrages auf den ersten Blick mit dem Zitat aus 
Wilhelm Buschs „Max und Moritz“ nahe legt, der auf den Beschlusscharakter von 
Erlassen und Verordnungen der behördlichen Regulierung „von oben“ anspielt, 
treten auch Schüler, Eltern und Lehrer als handelnde Akteure sichtbar in den Vor-
dergrund. Eigeninitiative und „zivilgesellschaftliches“ Engagement „von unten“ 
ergänzten und korrigierten die behördlichen Vorgaben. In einem Brief an die Re-
gierung in Hildesheim vom 15. März 1948 schrieb der Stadtschulrat Hermann 
Witte Folgendes: „In beiden Mittelschulen wird den Kindern ein großer Teil der Schulzucht 
zugeschoben; mit gutem Erfolg. – Die Egelsbergschule hat ein Klassenparlament eingeführt, in 
einer 6b. Die Mädchen setzten u. a. auf die Tagesordnung: ‚Wie können wir in unserer Klasse 
das Schulschwänzen verringern?‘ Sie haben beschlossen, mit den Schwänzern oder deren Mutter 
zu reden und diese Kinder auf dem Schulwege abzuholen. Das unentschuldigte Schwänzen hat 
fast ganz aufgehört. Daß dem etwa drohenden Pharisäertum vorgebeugt wurde, ist selbstverständ-
lich. Wohl jede unserer Schulen könnte Parallelen berichten.  

Darüber hinaus erzählen Rektoren und Lehrer oft genug von positiv erfreuenden Zügen. 
Zum Beispiel: diesen Winter ist der Schulbesuch allgemein wesentlich besser als in den Über-
gangszeiten 1946/47 – in Zeiten des starken Frostes waren ja damals die Schulen geschlossen. 
Auch bei nassem Wetter kommen Kinder mit jammervollem Schuhwerk zur Schule. Ein Vater 
fährt bei nassem Wetter seinen schuhlosen Jungen regelmäßig zur Schule, obwohl er öfters ‚aufge-
schrieben‘ wurde. […] Daß auf der Oberschule für Mädchen in einer 12. Klasse einem Flücht-
lingsmädchen Reise- und Aufenthaltskosten auf einer Nordseeinsel von den Kameradinnen ge-
schenkt wurde, weil sie es nötig habe; daß in einer anderen Klasse ein Mädchen seine Lebensmit-
telmarken verkaufte, um ihre [sic] kranke Schwester verpflegen zu können, selbst von der Schul-
speisung lebte und aus der Klasse regelmäßig mehrere Portionen angeboten erhielt – bis die Sache 
entdeckt und andere Hilfe ermöglicht wurde – sei nebenbei erzählt. Auch von solchem guten 
Kameradschaftsgeist wäre viel zu erzählen.  

In der Egelsbergschule ist der Zusammenhalt zwischen Schule, Kindern und Eltern in 1½ 
Jahren so fest geworden, daß der Rektor nur zu sagen brauchte: ‚wir haben Glas für die Turnhal-
lenfenster, aber uns fehlen 1200 Nägel dazu (als Ersatz für Kitt) – wer bringt welche mit?‘ – 
und am nächsten Tage hat er über 2000. – Unsere Schulen verschmutzen immer stärker; es fehlt 
an Reinemachefrauen und -material. In der Mädchenmittelschule fragt eine der älteren Klassen 
den Rektor: dürfen wir nicht mal den ganzen oberen Flur und die Klassen daran ordentlich rei-
nemachen? Das Material bringen die Mädchen trotz der häuslichen Knappheit mit. Die 
Egelsbergschule erhielt von den Eltern Reinemachezeug, die größeren Mädchen reinigen regelmäßig 
die Schule. Ich habe diese Nachrichten nicht gesammelt, sondern schreibe nieder, was mir an 
einem stillen Abend ins Gedächtnis kommt. Gewiß könnte viel mehr erzählt werden!“33 

Kreative Problemlösungen förderten bei allen Beteiligten gedämpften Opti-
mismus und Lebensfreude trotz der vielen präsenten Probleme, so dass der 1952 
amtierende Stadtschulrat Max Buchheim anlässlich der bevorstehenden 1000-
Jahrfeier Göttingens konstatieren konnte: 

                                                      
33 Hauptstaatsarchiv Hannover, Hann. 180 Hildesheim Nr. 7199. 
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„Wenn diese Betrachtungen angesichts der bevorstehenden 1000 Jahrfeier unserer Stadt ange-
stellt werden, dann sind sie einmal dazu geeignet, die großen Sorgen unserer Stadt auf dem Gebie-
te der Schulraumnot deutlich zu machen, und zum andern auch im Rückblick auf die letzten 
Jahre aufzuzeigen, wie viel bereits von der Stadt unternommen worden ist. Göttingen kann mit 
Recht von sich sagen, daß auf dem Gebiete des Schulwesens alles irgendwie Mögliche getan wurde 
und braucht nicht erst zu versichern, daß es der Tradition unserer Stadt entsprechend auch wei-
terhin nicht an Bemühungen zur Behebung und Beseitigung der Schulraumnot fehlen wird. Göt-
tingen war eine Stadt der Schulen, Göttingen ist eine Stadt der Schulen und wird es auch in 
Zukunft bleiben.“34 
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Q1:  Neuer Hannoverscher Kurier. Nachrichtenblatt der Alliierten Militärregie-

rung, 1. Jg., Nr. 21 vom 28.8.1945, S. 1. 
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Q2: Stadtarchiv Göttingen, D 44, Blatt 43. 
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Q3: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 128: Entnazifizierung der Lehrkräfte 

1945-1946. 
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Q4: Amtliche Bekanntmachungen. Im Auftrage der Militär-Regierung, sowie 

sämtlicher Behörden des Stadt- und Landkreises Göttingen, Nr. 39 vom 
15.12.1945, S. 1. 
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Q5: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 99,1: Verfügungen der Militärregie-

rung 1945-1948. 
 

 
 
Q6: Stadtarchiv Göttingen, Protokoll 01/1947 der Ratsversammlung der Stadt 

Göttingen vom 17./24.1.1947. 
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Q7: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 128: Entnazifizierung der Lehrkräfte 

1945-1946. 
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Q8: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 128: Entnazifizierung der Lehrkräfte 

1945-1946. 
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Q9: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 120: Entnazifizierungsunterausschuß 

für Lehrer 1946-1947. 
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Q10: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 120: Entnazifizierungsunterausschuß 

für Lehrer 1946-1947. 
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Q10: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 120: Entnazifizierungsunteraus-

schuß für Lehrer 1946-1947. 
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Q11: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 120: Entnazifizierungsunterausschuß 

für Lehrer 1946-1947. 
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Q12: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 120: Entnazifizierungsunterausschuß 

für Lehrer 1946-1947. 
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Q13: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 120: Entnazifizierungsunteraus-

schuß für Lehrer 1946-1947. 
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Q14: Stadtarchiv Göttingen, D 44, Blatt 2. 
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Q15: Stadtarchiv Göttingen, D 46, Blatt 39. 
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Q16: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt, Fach 7 C 24,1/II: Verfügungen über 

Lehr- und Lernmittel. 
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Q17: Stadtarchiv Göttingen, Fach 7 C 24,5: Verfügungen über Lehr- und Lern-

mittel, Lehrpläne. 
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Q18: Stadtarchiv Göttingen, D 45, Blatt 112. 
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Q19: Stadtarchiv Göttingen, D 45, Blatt 111. 
 



 Marco Dräger 

 

86 

 
 
Q20: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 99,6: Liste der durch die Militärregie-

rung verbotenen und genehmigten Schulfilme. 
 

 
 
Q22: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt C 45 Per. Nr. 12. 
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Q21: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Fach 10 C 29,1: Revisionen durch Schul-

aufsichtsbeamte. 
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Q23: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 100: Schulspeisung 1945-1947.  
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Q23: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 100: Schulspeisung 1945-1947. 
 

 
 
Q24: Werner König (Hg.), Göttingen, Stadt der Schulen: 100 Jahre öffentliche 

Volks- und Realschulen, Göttingen 1976, S. 107. 
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Q25: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 100: Schulspeisung 1945-1947. 
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Q26: Städtisches Museum Göttingen, Fotoarchiv, Akte: „Ereignisse 1946. Be-

ginn der Schulspeisung in Göttingen am 27.5.“, Neg.-Nr.: 245/8. 
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Q27: Städtisches Museum Göttingen, Fotoarchiv, Akte: „Ereignisse 1946. Be-

ginn der Schulspeisung in Göttingen am 27.5.“, Neg.-Nr.: 245/10. 
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Q28: Städtisches Museum Göttingen, Fotoarchiv, Akte: „Ereignisse 1946. Be-

ginn der Schulspeisung in Göttingen am 27.5.“, Neg.-Nr.: 245/7. 
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Q29: Städtisches Museum Göttingen, Fotoarchiv, Akte: „Ereignisse 1946. Be-

ginn der Schulspeisung in Göttingen am 27.5.“, Neg.-Nr.: 245/9. 



Wiederbeginn des schulischen Lebens nach dem Zweiten Weltkrieg 
 

 

95 

 
 

 
 
Q30: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 100: Schulspeisung 1945-1947. 
 

 
 
Q31: Stadtarchiv Göttingen, D 44, Blatt 142. 
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Q32: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 100: Schulspeisung 1945-1947. 
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Q33: Stadtarchiv Göttingen, Schulamt Nr. 100: Schulspeisung 1945-1947. 



 
 
 



 

„Jungen und Mädel! Man [...] bietet euch einen 
Neuanfang“ – Jugend in der Nachkriegszeit 

Lisa Brill 

1 Einleitung 
In der Nachkriegszeit wurde der Lebensabschnitt der Jugend je nach Alter, Ge-
schlecht, finanziellen Verhältnissen, Lebensort, Erziehung und Erlebnissen in Na-
tionalsozialismus und Krieg von Mädchen und Jungen unterschiedlich wahrge-
nommen und erlebt.1 Die verschiedenen Erfahrungsräume reichten von der Mit-
gliedschaft in Jugendgruppen und Vereinen bis hin zu gesellschaftlichem und sozi-
alem Ausschluss. Sie alle teilten als Kinder und Jugendliche die gemeinsame Erfah-
rung des Krieges. Die meisten von ihnen waren außerdem Mitglied in der Hitlerju-
gend oder im Bund Deutscher Mädel gewesen. Im Nationalsozialismus waren 
Kinder und Jugendliche in der Hitlerjugend und dem Bund Deutscher Mädel in-
strumentalisiert worden, um sie früh mit der nationalsozialistischen Ideologie len-
ken und beherrschen zu können.  

Das Leben der Jugendlichen wurde darüber hinaus mehr als zehn Jahre lang 
von den unmittelbaren Kriegsfolgen beeinflusst. Noch lange haben der National-
sozialismus, Krieg und Nachkriegszeit in der Erinnerung und der Psyche der Ju-
gendlichen ihre Spuren hinterlassen. Für fast alle Heranwachsenden war die Zeit 
nach dem Krieg bestimmt von materieller Not und psychischer und moralischer 
                                                      
1 In die Jugendzeit fallen die Pubertät, das Ende der Schulzeit, der Beginn der Berufsausbildung, die 
Abnabelung vom Elternhaus und die Identitätsfindung. Siehe auch: Markus Köster, Jugend, Wohl-
fahrtsstaat und Gesellschaft im Wandel. Westfalen zwischen Kaiserreich und Bundesrepublik, Pader-
born 1999, S. 383. 
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Desorientierung, aber auch von einem Gefühl des Neuanfangs, der geistigen Of-
fenheit und des kollektiven Aufbruchs.2 

2 Jugendliche und Kinder als „Miternährer der Familie“ 
Die meisten Mädchen und Jungen lebten direkt nach dem Krieg in veränderten 
Familienkonstellationen. Eine große Anzahl der Väter befand sich in Kriegsgefan-
genschaft oder war im Krieg gestorben: Sie hinterließen 2,5 Millionen Waisen und 
Halbwaisen. Viele Kinder lebten über einen längeren Zeitraum alleine mit ihren 
Müttern, Geschwistern oder anderen Angehörigen oder hatten diese sogar verlo-
ren. Ungefähr 45 Prozent der Kinder wuchsen mit ihren Vätern auf, 25-30 Prozent 
waren dagegen zeitweise ohne ihren Vater und 25-30 Prozent mussten dauerhaft 
oder sehr lange auf diese männliche Bezugsperson verzichten. Stark gefordert von 
der Tatsache, auch Rollen der Männer übernehmen zu müssen, übertrugen die 
Mütter laut dem Historiker Nicholas Stargardt wichtige Aufgaben auf ihre älteren 
Kinder. Diese halfen im Haushalt, kümmerten sich um die jüngeren Geschwister, 
handelten auf dem Schwarzmarkt, stahlen Kohle oder weitere lebensnotwendige 
Dinge und unternahmen Hamsterfahrten3 – Aktivitäten, die die Jugendschützer 
beunruhigten und einen moralischen Verfall der Jugend konstatieren ließen. Bei 
einigen Kindern resultierten aus diesen Familienverhältnissen eine besonders enge 
Beziehung zu ihren Müttern und ein distanziertes Verhältnis zu ihren Vätern.4 
Kamen Letztere aus der Kriegsgefangenschaft zurück, nahmen ihre Söhne und 
Töchter dies oft als Irritation oder Störung wahr. Häufig litten die Väter an De-
pressionen und physischen und psychischen Einschränkungen und waren mit der 
Reintegration in ihre Familie und den Veränderungen seit ihrer Rückkehr überfor-
dert. Sie hatten mit der Vaterfigur, die ihre Kinder in Erinnerung hatten, wenig 
gemein. Auch dem Bild, das in ihrer Abwesenheit oftmals von den Familienmit-
gliedern konstruiert und hochgehalten worden war, glichen sie nicht.5 Häufig lie-
ßen sich die familiären Autoritätsverhältnisse, die vor dem Krieg geherrscht hatten, 
nicht mehr wiederherstellen. Viele Väter hatten sich stark verändert und viele Kin-
der und Jugendliche waren durch die verantwortungsvollen Tätigkeiten, die sie für 
ihre Familie übernommen hatten, schnell erwachsen geworden und konnten sich 
schwer wieder der väterlichen Autorität unterordnen.6  

                                                      
2 Vgl. Friedhelm Boll, Auf der Suche nach Demokratie. Britische und deutsche Jugendinitiativen in 
Niedersachsen nach 1945, Bonn 1995, S. 44. Siehe dazu auch: Hermann Schulz/Hartmut Rade-
bold/Jürgen Reulecke, Söhne ohne Väter. Erfahrungen der Kriegsgeneration, Bonn 2005, S. 115. 
3 Vgl. Nicholas Stargardt, Kinder in Hitlers Krieg, Pößnek 2008, S. 403-404; Feliks Tych, Alfons 
Kenkmann/Elisabeth Kohlhaas (Hg.), Kinder über den Holocaust- Frühe Zeugnisse 1944-1948. 
Interviewprotokolle der Zentralen Jüdischen Historischen Kommission in Polen, Berlin 2008. 
4 Vgl. Winfried Speitkamp, Jugend in der Neuzeit. Deutschland vom 16. bis zum 20. Jahrhundert, 
Göttingen 1998, S. 252. 
5 Vgl. Radebold, Söhne ohne Väter. Erfahrungen der Kriegsgeneration, S. 127. 
6 Vgl. Stargardt, Kinder in Hitlers Krieg, S. 395-397. 
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Vielen zurückgekehrten Vätern gelang es nicht, wieder ihre Rolle als „Ernährer 
der Familie“ einzunehmen.7 Eine große Anzahl von Ehen ging in dieser Zeit zu 
Bruch. Betroffene Kinder und Jugendliche verloren ihre Väter dadurch abermals 
und damit auch eine für ihre Entwicklung wichtige männliche Bezugsperson. Be-
sonders vaterlose Söhne suchten sich Ersatzvorbilder unter männlichen Lehrern, 
Verwandten oder anderen Bezugspersonen in Filmen und Literatur (auch in den 
Männerwelten der sogenannten „Schund- und Schmutzliteratur“) sowie in Jugend-
bünden.8 

3 Zwischen Freiheit und Trauma: „Umhervagabundierende“ 
Jugendliche 

Zu Kriegsende waren viele Mädchen und Jungen aus den Städten im Rahmen der 
Kinderlandverschickung in ländliche Gebiete evakuiert worden. Oftmals hatten die 
Reichsjugendführung und die Nationalsozialistische Volkswohlfahrt (NSV) sie in 
staatlichen Heimen, Schlössern und Klöstern oder bei Gastfamilien untergebracht. 
Die Erfahrungen, die die Kinder in dieser Zeit machten, reichen von Vernachlässi-
gung, Misshandlungen, Missbrauch und Ausnutzung durch Gasteltern bis hin zu 
Geborgenheitsgefühlen und Spaß bei der Arbeit auf einem Hof und am Landle-
ben.9 

In den letzen Jahren des Krieges mussten männliche Mittel- und Oberschüler 
den Dienst als Flakhelfer antreten. Die Arbeit bei der Luftabwehr war besonders 
gefährlich, da die Flugabwehrkanonen ein primäres Ziel angreifender Flugzeuge 
waren. Ab dem 25. September 1944 hatten die Nationalsozialisten alle Männer ab 
dem 16. Lebensjahr aufgefordert am sogenannten „Volkssturm“ teilzunehmen und 
Deutschland als Soldaten zu verteidigen. Trotz der Altersbeschränkung nahmen 
auch 14- oder 15jährige Jungen freiwillig daran teil. Vielen erschien dies als Höhe-
punkt der Ausbildung, die sie in der Hitlerjugend erhalten hatten.10 Mädchen über-
nahmen nun die Hilfsdienste, die die Jungen zuvor ausgeübt hatten (z.B. als Flak-
helferinnen).11 Am 12. Februar 1945 forderte Hitler auch Frauen und Mädchen 
auf, als Hilfsdienst am Volkssturm teilzunehmen.12 

Die jugendlichen Flakhelfer und Kindersoldaten sollten eigentlich in der Nähe 
ihrer Heimatorte eingesetzt werden. Gerade bei Jungen aus Ballungsgebieten wur-
de dieses Versprechen allerdings oft nicht eingehalten. Sie wurden in Gegenden 
geschickt, in denen sie benötigt wurden, also teilweise weit entfernt von ihrem 

                                                      
7 Radebold, Söhne ohne Väter. Erfahrungen der Kriegsgeneration, S. 141. 
8 Vgl. Radebold, Söhne ohne Väter, S. 155-158. 
9 Vgl. Stargardt, Kinder in Hitlers Krieg, S. 326-329. 
10 Vgl. ebd.  
11 Vgl. ebd., S. 315-318. 
12 Vgl. Michael Behnen, Volkssturm, in: Gerhard Taddey (Hg.), Lexikon der deutschen Geschichte. 
Ereignisse. Institutionen. Personen, 3. überarb. Auflage, Stuttgart 1998, S. 1301. 
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Heimatort.13 Wie auch die Mädchen und Jungen aus der Kinderlandverschickung 
waren diese nach Kriegsende oftmals auf sich alleine gestellt und mussten erst 
einmal nach Hause zurückfinden. So irrten sie auf den Landstraßen herum, schlie-
fen in Heuschuppen und verdienten ihren Lebensunterhalt manchmal mit Arbeit 
für die Besatzungstruppen – häufiger aber mit Prostitution, Schwarzmarkthandel 
und Eigentumsdelikten.14 Zu den sogenannten „umhervagabundierenden Jugendli-
chen“ gehörten auch Ostvertriebene und junge Flüchtlinge aus der sowjetischen 
Besatzungszone. 

Göttingen wurde neben Braunschweig und Hannover besonders stark von 
heimatlosen Jugendlichen aufgesucht, denn es lag an der Zonengrenze und war 
kaum zerstört. Die Betreuung dieser jungen Wanderer war bis in die Mitte der 
1950er Jahre eine der Hauptaufgaben der Jugendhilfe.15 Diese hatte ab dem 15. 
November 1945 den Auftrag, Adoleszenten ohne festen Aufenthaltsort festzuhal-
ten. Anschließend versuchten Jugendpflege und Militärregierung diese in Lehrstel-
len oder Jugendhorten und Arbeitslagern unterzubringen.16 „Die Jugendlichen kommen 
einzeln oder in Trupps mit bis zu 5, 6 und noch mehr jungen Männern und 1 oder 2 Mädchen 
angeblich aus der russischen oder polnischen Zone, obwohl sich bei näheren Untersuchungen bis-
weilen herausstellt, daß sie aus dem Westen stammen“, beschreibt Oberverwaltungsrat 
Kluge die Lage in einem Brief an die Regierung in Hildesheim am 2. Juli 1946 
(Q1).17 Dabei klagt er auch über die mangelnde Zusammenarbeit zwischen den 
vier Besatzungszonen und über die Schwierigkeit, die jungen Menschen in Arbeits- 
oder Lehrstellen zu vermitteln: Nach wenigen Tagen würden die meisten wieder 
weglaufen. Gleichzeitig spricht Kluge aber auch die schlechten Verhältnisse in den 
Barackenlagern, den Wohnorten der jugendlichen Arbeiter, an: „Nur Menschen, die 
von innen heraus den Wert der Arbeit erkennen, werden sich über die Unbequemlichkeiten eines 
solchen Lagerlebens hinwegsetzen.“ Genau diese Fähigkeit vermisse er aber bei den Ju-
gendlichen. 

Heutige Studien, die sich mit den Lebensbedingungen von Kindern in kriegs-
ähnlichen Situationen befassen, stellen fest, dass die Heranwachsenden, die unter 
den extremsten Bedingungen in Flüchtlingslagern leben, am wenigsten Ängste und 
emotionale Beeinträchtigungen, dafür aber ein abweichendes Sozialverhalten, eine 
stärkere Aggressivität und ein verzerrtes Moralverständnis aufweisen als andere 
Kriegskinder. Dieses Phänomen wird mit einer Desensibilisierung und Anpassung 

                                                      
13 Vgl. Ludger Tewes, Jugend im Krieg, Von Luftwaffenhelfern und Soldaten 1939-1945, Essen 1989, 
S. 329. 
14 Vgl. Boll, Auf der Suche nach Demokratie, S. 33. 
15 Vgl. Köster, Jugend, S. 388-390. 
16 Vgl. Alfons Kenkmann, Wilde Jugend. Lebenswelt großstädtischer Jugendlicher zwischen Welt-
wirtschaftskrise, Nationalsozialismus und Währungsreform, Essen 1996, S. 218-219.  
17 Brief von Kluge an die Regierung in Hildesheim, 2.7.1946, Göttinger Stadtarchiv, C64 „Jugendamt 
Abteilung Jugendpflege“, Nr. 421 „Probleme der Jugendlichen“. 
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gegen die permanent Stress erzeugenden und gewalttätigen Lebensumstände er-
klärt.18  

Auch die umherziehenden Jugendlichen der Nachkriegszeit waren dauerhaftem 
Stress ausgesetzt. Es liegt nahe, dass sie sich ihren Lebensumständen angepasst 
und andere Moralvorstellungen angenommen haben. 

Für viele der Mädchen und Jungen war ein solches Leben eine Möglichkeit, 
vor den Kriegserlebnissen und ihren Problemen zu flüchten.19 Kinder und Jugend-
liche hatten im Krieg verschiedene Traumata erlitten. Während des Bombarde-
ments hatten sie zwischen den Erwachsenen in stickigen Kellern oder Bunkern 
gesessen, Tote oder Verletzte gesehen, waren selber verwundet worden, hatten ihre 
Eltern, Verwandte oder Freunde verloren und als Flakhelfer oder Kindersoldaten 
lebensgefährliche Situationen durchgestanden, bei denen sie teilweise selber getötet 
hatten. Besonders traumatische Erfahrungen hatten die Kinder erlitten, die unter 
der Naziherrschaft in Konzentrationslagern inhaftiert worden waren und diese Zeit 
überlebt hatten.20 Kinder haben im Gegensatz zu Erwachsenen bestimmte Kom-
pensationsmechanismen zur Traumabewältigung noch nicht entwickelt.21 Deshalb 
waren auch die Heranwachsenden, die den zweiten Weltkrieg erlebt hatten, sehr 
gefährdet, bleibende psychische Folgeerscheinungen davonzutragen.  

Laut aktuellen Studien reagieren Jugendliche zwischen 14 und 18 Jahren auf 
Kriegstraumata oft mit Niedergeschlagenheit, Gereiztheit und antisozialem Verhal-
ten. Sie haben veränderte Lebenseinstellungen und Wertvorstellungen und können 
sich ihre Zukunft nicht vorstellen.22 Diese Traumatisierungen könnten die Gründe 
für das „Umhervagabundieren“ und die Straftaten einiger Jugendlicher sein. Wie 
sollten sie den inneren Wert der Arbeit und eines sesshaften Lebens erkannt ha-
ben, wenn sie sich ihre eigene Zukunft nicht vorstellen konnten? 

4 „Arbeitsscheu, nachlässig und unehrlich“? 
Jugendarbeitslosigkeit 1950 

Nach der Währungsreform im Juni 1948 milderten sich einige Nöte der unmittel-
baren Nachkriegszeit. Die Arbeitslosigkeit, besonders die der Heranwachsenden, 

                                                      
18 Vgl. Ahmad Khatib, Kinder unter Bedrohung. Eine empirisch-psychologische Studie über die 
Auswirkungen von Streß durch gewalttätige kriegsähnliche Lebensbedingungen auf Kinder, Frankfurt 
am Main 1994, S. 296-299. Hierbei handelt es sich um eine Studie über palästinensische Kinder, die 
unter kriegsähnlichen Verhältnissen leben. Es wurden Stadtkinder, Landkinder, Kinder aus Flücht-
lingslagern und eine Kontrollgruppe israelischer Kinder anhand von Fragebögen und psychologi-
schen Tests untersucht. Die Flüchtlingskinder leben dabei, im Vergleich zu den anderen Gruppen, 
unter den schlechtesten Lebensbedingungen. 
19 Vgl. Kenkmann, Wilde Jugend, S. 248. 
20 Vgl. Stargardt, Kinder in Hitlers Krieg, (Kapitel Deportation und Das Familienlager), S. 216-284. 
21 Vgl. Dubravka Kochijan-Hercigonja, Kinder im Krieg. Erfahrungen aus Kroatien, in: Werner 
Hilweg (Hg.), Kindheit und Trauma. Trennung, Mißbrauch, Krieg, Göttingen 1997, S. 177-194. 
22 Ebd. 
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stieg aber bis zu ihrem Höhepunkt im Jahr 1950.23 „Bei diesen Jugendlichen besteht die 
große Gefahr des Abgleitens von der normalen Lebensbahn, da sie z.T. seit einem Jahr ohne 
geregelte Arbeit sind“24, schreibt Jugendpfleger Schmalstieg in einem Bericht über die 
jugendlichen Erwerbslosen in Göttingen im Jahr 1950 (Q2). Diese seien für eine 
Vermittlung in Lehrstellen nicht geeignet, da sie „charakterlich sehr schwierig, arbeits-
scheu, nachlässig, unzuverlässig und unehrlich“ seien und bei früheren Arbeitsstellen 
grundlos nicht erschienen waren.  

In Niedersachsen war die Arbeitslosigkeit in den unmittelbaren Nachkriegsjah-
ren besonders hoch, denn wegen der relativ guten Ernährungslage und Unterbrin-
gungsmöglichkeiten waren dem Land viele Flüchtlinge zugewiesen worden. Für die 
18- bis 30-Jährigen unter ihnen, die aufgrund des Krieges ohne Ausbildung geblie-
ben waren, und insbesondere für die Mädchen war der Kampf um eine Lehrstelle 
am härtesten.25 Nach dem Wirtschaftswunder sank die Jugendarbeitslosigkeit wie-
der bis hin zu einem Lehrstellenüberschuss gegen 1955.26 Zufrieden waren viele 
Jugendlichen mit ihren Lehrstellen allerdings nicht. Ende 1955 gab ein Drittel der 
jungen Erwerbstätigen an, dass sie lieber einen anderen Beruf erlernt hätten.27  

5 Der Kampf gegen die „Vergiftung der Jugend“ 
„‘Und dann legte er ihm eine Schlinge um den Hals und zog sie fest zu…‘ Als der 
sechzehnjährige Herbert Reepka in Göttingen diese Stelle in „Die würgende 
Schlinge“ […] gelesen hatte, begab er sich zum Taxenhalteplatz und ließ sich nach 
einem Ort in der Nähe der Stadt fahren. Unterwegs legte er dem Taxichauffeur, 
einem Vater von zwei Kindern, von hinten einen Schal um den Hals und drosselte 
ihn“, schreibt am 19. Oktober 1951 die „Neue Zeitung“ der amerikanischen Besat-
zungszone.28 Am 18. Oktober 1951 ermordete Herbert Reepka in Göttingen den 
Taxifahrer Cjaza. Dieser erstickte an einem Halstuch, mit dem der Jugendliche ihn 
geknebelt hatte. Die Schuld an dieser Gewalttat gaben JugendschützerInnen und 
JournalistInnen den Romanen, die der Junge gelesen hatte. „Wir alle bleiben mitschul-
dig, wenn wir weiter zu dieser Vergiftung unserer Jugend schweigen. Bei aller Achtung der Frei-
heit des Geistes fordern wir eine Ausrottung der geistlosen, verbrecherischen Schundliteratur“29, 
schreiben am 7. Juli 1951 Vertreterinnen der Göttinger Frauenverbände in einem 

                                                      
23 Vgl. Köster, Jugend, S. 396. 
24 Jugenderwerbslosenprobleme, 1950, Göttinger Stadtarchiv, C64 Jugendamt Abteilung Jugendpfle-
ge, Nr. 59 Errichtung des Jugendhilfswerkes in Göttingen, Bl. 357. 
25 Vgl. Köster, Jugend, S. 397. 
26 Vgl. Speitkamp, Jugend in der Neuzeit, S. 255. 
27 Vgl. Köster, Jugend, S. 398. 
28 Vgl. Stadtarchiv Göttingen, Kampf gegen die Verbreitung jugendgefährdenden Schrifttums. 
29 Leserbrief Göttinger Frauen, 7.7.1951, Göttinger Stadtarchiv, C 64 Jugendamt Abteilung Jugend-
pflege, Nr. 436 „Kampf gegen die Verbreitung jugendgefährdenden Schrifttums“, keine Blattnum-
mer. 
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im Göttinger Tageblatt veröffentlichten Leserbrief (Q3).30 Auch die Einbrüche 
eines 17jährigen Göttinger Autoschlosserlehrlings, der mit mindestens fünf Ein-
brüchen Geld, Schokolade und Zigaretten erbeutet hatte, begründete die Öffent-
lichkeit mit der Lektüre sogenannter Schundliteratur und dem Konsum von Fil-
men, die man für demoralisierend hielt. „Der Täter, eine gepflegte Erscheinung, hat über-
all mit Handschuhen gearbeitet, wie er es in Kriminalfilmen gesehen haben will. Auch schlechte 
Lektüre haben seine kriminellen Handlungen weitgehend gefördert.“31, schreibt das Göttinger 
Tageblatt am 10.7.1951 (Q4).  

In der Nachkriegszeit war die Jugendkriminalität europaweit gestiegen. In 
Deutschland war sie in den Jahren 1946 und 1947 besonders hoch und ging Ende 
der 1940er Jahre nur wenig zurück. Dies veranlasste Psychologen, Kriminologen 
und Sozialarbeiter, die „moralische Krise der Jugend“ zu diskutieren und festzu-
stellen, dass die Jugend den Respekt vor Eltern und der Gemeinschaft verloren 
hatte.32 Die Schuld dafür gaben sie dem schlechten Einfluss von sogenannter 
„Schund- und Schmutzliteratur“. Mit allen Mitteln sollten die Jugendlichen von 
den Vergnügungsgelegenheiten der Erwachsenenwelt ferngehalten werden, um 
ihrer Verwahrlosung vorzubeugen. Als größte Gefahren galten in diesem Diskurs 
Sexualität, Gewalt und Konsum. Am 9. Juni 1953 wurde ein Gesetz erlassen, das 
die Verbreitung jugendgefährdender Schriften verbot.33 Zu diesen gehörten vor 
allem Erotikgeschichten, Abenteuergeschichten und Western. Bücher mit Titeln 
wie „Alphabet der Liebe“, „Der Herr und die Dirne“, „Freies Leben“, „Liebesabenteuer in 
aller Welt“, „Black Jack“, „Die würgende Schlinge (Tom Shark Hefte)“ oder „Die drei vom 
FBI (Billy Jenkins Hefte)“ stießen auf Protest der JugendschützerInnen, vor allem 
des „Arbeitskreises von Schund- und Schmutzliteratur“34. Der Göttinger Jugend-
ring und Jugendpfleger Schmalstieg beteiligten sich mit Flugblättern und Resoluti-
onen am Kampf gegen die „Vergiftung der Jugend“.35 Jugendliche wurden aufge-
fordert, sich ihrer „Schund- und Schmutzliteratur“ zu entledigen (Q5). Gerade 
vaterlose männliche Jugendliche fanden in den Männerwelten der billigen Heft-
chen dennoch manchmal Vaterfiguren, an denen sie sich orientieren konnten.36 

Aber nicht nur die Lektüre, auch selbstständiges Reisen der Heranwachsenden 
beunruhigte die Jugendschützer.37 So versuchte das Kultusministerium die Reisen 
                                                      
30 Vgl. Stadtverband der evangelischen Frauenarbeit, Deutsch-evangelischer Frauenbund, die Frauen 
der katholischen Pfarrgemeinden in Göttingen, Frauengruppe der Arbeiter-Volkswohlfahrt, Frauen-
gruppe des DRK, Kreisverband Göttingen-Stadt, Frauenring Göttingen e.V., „Leserbrief Göttinger 
Frauen“, 7.7.1951, Göttinger Stadtarchiv, C64, Nr. 59, Bl. 357. 
31 Geldschrankknacker mit 17 Jahren, 10.7.1951, Göttinger Stadtarchiv, C64 Jugendamt Abteilung 
Jugendpflege, „Kampf gegen die Verbreitung jugendgefährdenden Schrifttums“, Nr. 436, keine 
Blattnummer. 
32 Vgl. Stargardt, Kinder in Hitlers Krieg, S. 405. 
33 Vgl. Speitkamp, Jugend in der Neuzeit, S. 269. 
34 Göttinger Stadtarchiv „Kampf gegen die Verbreitung jugendgefährdenden Schrifttums, die sog. 
Schund und Schmutz Literatur“, Jugendamt Abt. Jugendpflege, Nr. 436. 
35 Boll, Auf der Suche nach Demokratie, S. 118. 
36 Vgl. Hartmut Radebold, Söhne ohne Väter, S. 155-158. 
37 Vgl. Köster, Jugend, S. 412. 
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„jugendlicher Deutscher, die ohne ausreichende Geldmittel“ waren, „sich durch Betteln und 
Musizieren“ ernährten und „sich von fremden Kraftfahrern mitnehmen“ ließen, einzudäm-
men. „Vor einigen Monaten sind 2 deutsche Abiturienten, die eine solche Fahrt unternommen 
hatten, in Brindisi spurlos verschwunden, ohne daß es trotz aller Bemühungen der Botschaft 
gelungen wäre, etwas über ihren Verbleib zu ermitteln. Es ist bezeichnend, daß die Eltern der 
Betreffenden es nicht für nötig gehalten haben, nach Italien zu kommen, um sich an den Nachfor-
schungen zu beteiligen“38, heißt es in einer Abschrift einer Nachricht der Deutschen 
Botschaft in Italien vom 30. September 1953. Diese Art des Reisens war aus den 
Augen der Botschafter nicht nur gefährlich, sondern schädigte „gerade in Italien, wo 
keine Familie, die etwas auf sich hält, ihren Söhnen und Töchtern dies gestatten würde, das 
deutsche Ansehen ganz erheblich.“ (Q6)  

Nicht nur Behörden versuchten sich in das Leben der Kinder und Jugendli-
chen einzumischen. Auch viele Eltern wollten ihnen ihre moralischen und religiö-
sen Vorstellungen vermitteln und sogar manchmal aufzwingen. „Ich muss dir nämlich 
sagen, liebe Marianne, dass wir zwei verschiedene Religionen haben. Du bist wie anzunehmen ist 
und wie ich aus deinen Gesprächen so hörte, evangelisch und ich bin katholisch und auch so streng 
von daheim erzogen. Meine Eltern würden also gutwillig eine Verbindung mit einem evangeli-
schen Mädchen nicht zugeben“,39 schreibt am 10. November 1947 der Försterlehrling 
Horst G. aus Schotten an die achtzehnjährige Marianne Grunewald aus 
Witzenhausen (Q7). Nachdem das Mädchen geantwortet hatte, dass sie evangelisch 
bleiben und auch ihre Kinder nach dieser Religion erziehen wolle, versteckte 
Horsts Mutter Mariannes weitere Briefe und der Kontakt brach ab. 

6 Ein Neuanfang: Jugendarbeit, Politik, und Re-education 
 „Jungen und Mädel! man gibt euch eine Chanse man bietet euch einen Neuanfang“,40 mit die-
sen Worten richtet sich Jugendpfleger Hermann Schmalstieg im November 1945 in 
einem schriftlichen Aufruf an die Adoleszenten aus Göttingen und Umgebung 
(Q8). Ende August 1945 hatte die englische Militärregierung alle zuständigen deut-
schen Dienststellen dazu aufgefordert mit der Jugendarbeit zu beginnen.41 In Göt-
tingen wurde der Sozialdemokrat Schmalstieg mit dieser Aufgabe betraut.42 
Schmalstieg war gelernter Feinmechaniker. Während einer Zeit der Arbeitslosigkeit 
nach Abschluss seiner Lehre kam er mit dem von Arthur und Debora-Dore Jacobs 
gegründeten "Bund - Gemeinschaft für sozialistisches Leben" in Kontakt. Im Na-
                                                      
38 Trampende deutsche Jugendliche in Italien, 30.9.1953, Göttinger Stadtarchiv, C64 Jugendamt 
Abteilung Jugendpflege, Nr. 23, keine Blattnummer. 
39 Brief an Marianne, 10.11.1947, Privatbesitz. 
40 Neuanfang, November 1945, Göttinger Stadtarchiv, C64 Jugendamt Abteilung Jugendpflege, 
Monatsberichte der städtischen Jugendpflege an die Militärregierung über Jugendbewegung und 
Jugendpflege in Göttingen, Bl. 10. 
41 Vgl. Köster, Jugend, S. 464. 
42 Es war in der Nachkriegszeit schwierig, für diese Aufgabe geeignete Männer und Frauen zu finden, 
die politisch unbelastet waren. Vgl. Speitkamp, Jugend in der Neuzeit, S. 265. 
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tionalsozialismus hatte er an der Technischen Hochschule und später als 
Feinmechanikermeister in Braunschweig gearbeitet. Nach dem Krieg verbrachte er 
zunächst vier Wochen in britischer Gefangenschaft und kam im Sommer 1945 auf 
der Suche nach einer Anstellung an einem Universitätsinstitut nach Göttingen. Am 
14. November 1945 wurde er unter Fürsprache eines Professors zum Stadtjugend-
pfleger ernannt. Zu dieser Zeit sah er sich mit einer schwierigen Ausgangssituation 
konfrontiert: Größtenteils unzerstört, war die Stadt überfüllt mit Flüchtlingen, 
heimatlosen Jugendlichen, Studenten und Hochschullehrern. Das ehemalige Ju-
gendheim in der Hospitalstraße wurde unter anderem von der Göttinger Nothilfe 
und der Unfallstelle des DRK genutzt. Der Jugendarbeit standen anfangs weder 
Räume noch Material zur Verfügung.43 Am 3. April 1946 verfügte der englische 
Jugendoffizier Major Oldham die Rückgabe des Heimes. Dieser hatte als Jugendof-
fizier eine wichtige Vorbildfunktion und sollte den Jugendlichen demokratisches 
Verhalten darbieten.44 Nach dem Krieg standen Briten und Jugendarbeiter den 
jungen Deutschen zwiespältig gegenüber, denn man wusste nicht, wie sich die 
Jahre nationalsozialistischen Einflusses auf sie ausgewirkt hatten.45 Die britischen 
Behörden waren den vermeintlich gleichgeschalteten Jugendlichen gegenüber miss-
trauisch, setzten in sie aber auch gleichzeitig die größten Hoffnungen für den Auf-
bau eines neuen demokratischen Deutschlands. Sie sahen es als ihre Aufgabe an, 
den deutschen Jugendlichen Demokratie, Toleranz und Verantwortungsbewusst-
sein zu vermitteln. Dieses Verständnis wurde zur Grundlage der britischen Jugend-
arbeit. Ohne autoritäre Befehlsstrukturen wollten sie den deutschen Jugendlichen 
einen Anstoß zum eigenständigen demokratischen Handeln geben.46 Besondere 
Bedeutung maßen sie in diesem Zusammenhang dem Aufbau demokratischer 
Jugendgruppen zu. „Der Neuling, der in einen Club eintritt, sollte ein, ihm ganz artgemässes, 
Fehlen von Befehlsgeberei vorfinden, und die Disziplin, die notwendig ist, um die Ordnung auf-
recht zu halten, sollte eine Disziplin [sein], die der Junge sich selbst auferlegt. Der Club sollte 
immer, so weit wie irgend möglich durch Selbstverwaltung gelenkt werden, sodass dadurch in den 
Jungen Mitglieder mit Initiative und Charakter herangezogen werden, und nicht eine Horde 
blasser Persönlichkeiten, die nur getreulich die Ansichten des Führers wiedergeben.“47, schrieb 
Oldham in einem Brief über den Zweck des Jugendclubs in Deutschland (Q9). 
Politische, militärische oder paramilitärische Gruppen wurden vorerst genauso 
wenig zugelassen wie die Bildung von Zentralverbänden oberhalb der Kreisebene. 
Jugendgruppen sollten von unten aufgebaut sein, damit kein autoritärer Führer an 
die Macht der Verbandstrukturen gelangte. Voraussetzung für eine Zulassung war 
die freiwillige Mitgliedschaft. Dabei sollte niemand aus politischen, rassistischen 

                                                      
43 Vgl. Boll, Auf der Suche nach Demokratie, S. 106-110. 
44 Vgl. ebd. S. 47. 
45 Vgl. Speitkamp, Jugend in der Neuzeit, S. 261. 
46 Vgl. Köster, Jugend, S. 433-442. 
47 Der Zweck des Jugendclubs in Deutschland, 6.4.1946, Göttinger Stadtarchiv, C64 Jugendamt 
Abteilung Jugendpflege, Nr. 2 Wöchentliche Nachrichtenbriefe des Britischen Majors J. Oldham zur 
Göttinger Jugendbewegung, keine Blattnummer. 
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oder religiösen Gründen aus den Gruppen ausgeschlossen werden. „Darf ich ein oder 
zwei Hinweise auf die Psychologie der Jugend machen. Rote und schwarze Wandbehänge mit 
gedämpftem Licht können eine böse Einwirkung auf die Seelen von Jugendlichen oder sogar auf 
die von Erwachsenen haben. […] Ausserdem glaube ich nicht, dass Lieder von Schlachten, Mord 
und plötzlichem Tod direkt entspannend am Ende eines langen anstrengenden Tages sind“, rät 
Major Oldham in seinem ersten wöchentlichen Nachrichtenbrief vom 12. April 
1946 an die Göttinger Jugendgruppen. Statt politischer oder militärischer Profile 
der Gruppen waren kulturelle, religiöse oder sportliche Betätigungen zur Freizeit-
gestaltung und Entspannung erwünscht. „Die Hauptbetätigung ist im Augenblick Na-
turkunde und Zelten. Wir verbrachten einen sehr schönen Abend um ein Lagerfeuer im 
Hainholz sitzend am 28. März. Geschichten wurden erzählt und Lieder gesungen und wir gin-
gen alle sehr glücklich und zufrieden nach Hause“, beschreibt Oldham im selben Brief 
einen Abend mit einer von ihm positiv bewerteten Jugendgruppe (Q10). Auch 
Fahrrad- und Wandertouren sowie Zeltlager zählten zu den beliebten Aktivitäten 
der Jugendlichen. Auf dem vorliegenden Foto (Q11) sind vier Jungen zu sehen, die 
scheinbar während einer Fahrradtour eine Pause einlegen. Am 1. April 1946 wur-
den, wie Oldham in seinem Nachrichtenbrief mitteilt, zwei Jugendpflegerinnen 
eingesetzt, die sich um die Mädchen der Jugendgruppen kümmerten. So sollten sie 
beispielsweise die Schulen besuchen und Nähstunden zum Anfertigen von Sport-
kleidung organisieren. „Wenn die Jungen nachher feststellen, dass die Hosen manchmal nicht 
so ganz passen, dann erinnert Euch daran, dass alles für eine gute Sache geschah und dass die 
Mädels mit der Zeit es besser lernen werden (das hoffen wir jedenfalls)“, kommentiert Old-
ham diese Aktivitäten. Dies zeigt einerseits die aus der Notlage geborene Kreativi-
tät der Jugendlichen und der OrganisatorInnen, andererseits die Geschlechterrol-
lenverteilung in der Nachkriegszeit. 

Die Vorstände einer Jugendgruppe mussten das Entnazifizierungsverfahren 
durchlaufen.48 Daraus ergaben sich allerdings Probleme: „Dieses Hauptquartier hat 
Berichte erhalten, dass eine Anzahl von Jugendführern in finanzielle Schwierigkeiten dadurch 
gerät, dass sie die Summe von 20.- DM für ein Entnazifizierungszeugnis zu bezahlen haben, 
wenn sie die Genehmigung der Mil.Reg. erbitten, als Jugendführer tätig zu sein“, heißt es in 
einem Schreiben der britischen Jugendwohlfahrt vom 20. Oktober 1948 an die 
Jugendpfleger. Die Militärregierung erlaubte deshalb ab 1948 auch das Vorlegen 
eines Empfehlungsschreibens49, das von dem örtlichen Bürgermeister oder Kreis-
tagsabgeordneten, einem im Amt befindlichen Schullehrer oder Pfarrer und dem 
Kreisjugendamt unterschrieben werden musste (Q12). 

Um zugelassen zu werden, musste eine Gruppe einen Antrag mit einer Be-
schreibung ihrer Ziele und der beabsichtigten Tätigkeiten bei Schmalstieg einrei-
chen und eine Genehmigung der Militärregierung abwarten. „Wir wollen eine einheitli-
che Schar junger Mädel sein, die bereit ist, überall zu helfen wo Not am Mann ist“50, schlägt 
                                                      
48 Vgl. Boll, Auf der Suche nach Demokratie, S. 57. 
49 Quelle 10. 
50 Vorschlag Antrag Mädchengruppe, kein Datum, Göttinger Stadtarchiv, Kleine Erwerbung 149, Nr. 
73, keine Blattnummer. 
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die Jugendliche Ingrid Koch als ersten Satz des Zulassungsantrages ihrer Jugend-
gruppe vor (Q13). Betrachtet man den Antrag, so kann man deutlich die Unsicher-
heit im Hinblick auf die neuen politischen Verhältnisse erkennen. Ein aus heutiger 
Sicht seltsam anmutender Spagat zwischen der Sprache des Nationalsozialismus 
und der neuen „demokratischen Sprache“ ist erkennbar. So übernimmt sie die 
demokratischen Ideale der Briten wie Parteilosigkeit der Jugendgruppen, die Frei-
willigkeit der Mitgliedschaft, die Miteinbeziehung der Eltern und Meinungsfreiheit. 
Freie Meinungsäußerung aber ist bei ihr kein Privileg, sondern eine „Pflicht für je-
den“, die Mitgliedschaft ist ein „Dienst“ und die Gruppe soll „helfen unser geschlagenes 
Deutsches Volk wieder aufzurichten“. Die nationalsozialistischen Forderungen nach 
Selbstverpflichtung und Aufopferung für das Vaterland haben bei dem Mädchen 
deutlich ihre Spuren hinterlassen.51 Dies zeigt, wie schwer es für die Jugendlichen 
war, den nationalsozialistischen Sprachgebrauch – und auch seine Ideen – abzule-
gen.  

Um die Jugendgruppen untereinander zu vernetzen und ihnen die Möglichkeit 
zu geben, Demokratie aktiv auszuprobieren, wurde der Göttinger Jugendring ins 
Leben gerufen. In diesen sendete jede Gruppe einen Vertreter oder eine Vertrete-
rin. Für die unorganisierte Jugend sprachen die Jugendpfleger. Der Jugendring 
hatte unter anderem die Aufgabe, darauf zu achten, dass keine Gruppe zu einer 
„Gefahr für die Demokratie“ wurde. Außerdem koordinierte er die Zusammenar-
beit der verschiedenen Jugendclubs und organisierte Veranstaltungen wie Wander-
touren, Maifeuer, Tanz, Unterhaltungsabende und den Jugend- und Briefaustausch 
mit der neuen Partnerstadt Cheltenham. Auch für die Ausbildung der Gruppenlei-
ter war der Jugendring zuständig. 

Im August 1946 wurde das Verbot politischer Gruppen von den Briten formal 
aufgehoben.52 Trotzdem interessierte sich der größte Teil der Nachkriegsjugend 
vornehmlich für sportliche und kirchliche Verbände.53 Rund die Hälfte von ihnen 
war Mitglied in Sportvereinen. Von der restlichen organisierten Hälfte waren rund 
drei Viertel in kirchlichen und nur ein Viertel in politischen, gewerkschaftlichen, 
freien oder bündischen Gruppen.  

Der Nachkriegsjugend wird oft vorgeworfen, unpolitisch gewesen zu sein.54 
Viele Jugendlichen waren zwar Parteien gegenüber skeptisch,55 gänzlich politisch 
uninteressiert waren sie aber nicht. So bestand bei einigen von ihnen durchaus eine 
Bereitschaft zum gesellschaftlichen Engagement. Dies kann man auch am Beispiel 
des Göttinger Jugendrings sehen.56 So beschlossen die Vertreter der Jugendgrup-

                                                      
51 Vgl. Stargardt, Kinder in Hitlers Krieg, S. 424. 
52 Vgl. Köster, Jugend, S. 472. 
53 Vgl. Speitkamp, Jugend in der Neuzeit, S. 267. 
54 Der Soziologe Helmut Schelsky nannte sie „die skeptische Generation“ und stellte die These auf, 
die Jugendlichen würden, enttäuscht vom Nationalsozialismus, den Rückzug ins Private wählen und 
sich auf Konsum und Wohlstand konzentrieren. Vgl. Speitkamp, Jugend in der Neuzeit, S. 262. 
55 Vgl. Kenkmann, Wilde Jugend, S. 251. 
56 Vgl. Boll, Auf der Suche nach Demokratie, S. 24. 
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pen 1946 bei der Betreuung heimatloser Jugendlicher im Auffanglager Friedland zu 
helfen. Auch am Kampf gegen „Schmutz- und Schundliteratur“ beteiligten sich 
Mitglieder des Jugendrings. Ebenfalls politisch motiviert waren die Ablehnung und 
der Ausschluss neonazistischer und gleichsam kommunistischer Gruppen aus dem 
Jugendring. So beschloss dieser im Oktober 1950 in Zukunft nicht mehr mit der 
kommunistischen Gruppe „Freie Deutsche Jugend“ zusammenzuarbeiten.57  

7 Hitlerjugend in neuem Gewand: Der Kampf gegen die 
Wikingerjugend 

Nach dem Krieg fiel es vielen Jugendlichen schwer, sich von den sozialen Einflüs-
sen des Nationalsozialismus, die sie teilweise tief verinnerlicht hatten, wieder frei 
zu machen.58 Ein Abschnitt aus dem Buch „Herr Kramer, Gespenster“ der 1931 
geborenen Göttingerin Ilse Lenge illustriert dieses Dilemma: „Eines Tages treffe ich 
direkt vor dem Hauptquartier eine Lehrerin. Automatisch hebe ich meinen rechten Arm und 
grüße sie mit „Heil Hitler“. Ich höre noch ihr „Oh Gott, Kind“, und sehe den verblüfften Ge-
sichtsausdruck der Wachsoldaten, als ich auch schon um die nächste Ecke verschwunden bin.“59  

Neben Jugendlichen, die aus Gewohnheit die im Nationalsozialismus „antrai-
nierte“ Sprache oder dementsprechendes Verhalten zeigten, gab es aber auch sol-
che, die sich nach 1945 bewusst zu Nationalsozialismus und Militarismus bekann-
ten. Im Jahr 1947 stellte die „Wikingerjugend“, Jugendbewegung der Deutschen 
Rechtspartei mit Zonensitz in Göttingen, einen Zulassungsantrag bei der Militärre-
gierung. Statt aber den rechtmäßigen Weg über den Jugendpfleger zu wählen, um-
gingen Adolf von Thadden,60 Geschäftsführer der Deutschen Rechtspartei, und 
Karl Siemens, der Führer der Wikingerjugend, den Jugendpfleger Schmalstieg und 
stellten ein direktes Gesuch an die Militärregierung. Überraschenderweise erhielten 
sie dort eine mündliche Zusage. Zuvor war bei einem Gespräch des Geschäftsfüh-
rers der DRP mit Schmalstieg deutlich geworden, dass es in den Vorstellungen von 
der Erziehung der deutschen Jugendlichen deutliche Unterschiede zwischen dem 
Jugendpfleger und den Verantwortlichen der Wikingerjugend gab.  

Gründe für eine Ablehnung der Wikingerjugend gab es viele: Schon ihr Name 
hatte einen bitteren Beigeschmack, denn er spielte zum einen auf den Volksstamm, 
der „durch seine kriegerischen Raubzüge und seine Eroberungsfahrten bekannt“ 

                                                      
57 Vgl. ebd. S. 118. 
58 Vgl. ebd. S. 11. 
59 Ilse Lege, Herr Kramer, Gespenster. Erinnerungen 1933-1949, Göttingen 1995, S. 131. 
60 Von Thadden wurde 1921 geboren und war im Zweiten Weltkrieg Offizier gewesen. Im November 
1946 kam er nach seiner Entlassung aus polnischer Kriegsgefangenschaft nach Göttingen. 1949 
gewann er für die DRP ein Bundestagsmandat, 1952/53 war er sogar stellvertretender Oberbürger-
meister in Göttingen. 1961 bis 1964 war er Bundesvorsitzender der DRP und 1967 bis 1971 Bundes-
vorsitzender der NPD. (Günter J. Trittel, Göttingens Entwicklung seit 1948, in: Rudolf v. Thad-
den/Günther J. Trittel (Hg), Göttingen. Geschichte einer Universitätsstadt, Göttingen 1999, S. 291-
354). 
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war, und zum anderen auf die berüchtigte SS-Division „Wiking“ an.61 Auch die 
Tätigkeiten und geforderten Ausrüstungsgegenstände der Jugendgruppe vermittel-
ten nicht das Bild einer friedlichen und demokratischen Vereinigung, sondern einer 
paramiltärischen und nationalistischen Vereinigung. Sie traf sich „heimlich abends und 
zur Nachtzeit draußen in der Feldmark. Von höher gelegenen Wohnungen der Stadt, hört man 
deutlich das dumpfe trum, trum der Landknechtstrommeln. Gesänge wie: Haltet aus im Sturm-
gebraus schallen noch abends um 23.30 über die Dächer der Stadt“62, beschreibt Schmalstieg 
das Verhalten der Wikingerjugend (Q14). Auch in Hann. Münden habe der Kreis-
jugendpfleger beobachtet, wie die Jungen mit Trommeln und schwarzer Fahne, auf 
der zwei gekreuzte Schwerter zu sehen waren, durch die Stadt marschiert seien. 
Außerdem fordere die DRP für die Wikingerjugend „Landsknechtstrommeln, Signal-
hörner, Fanfaren, Fahrenmesser, Koppelzeug, Brotbeutel, Tornister, Sanitätszeug, usw. schwarz, 
weiß, rotes Fahnentuch, Speere und nationale Literatur.“ Auf ihren Plakaten warben die 
Jungen mit Sprüchen wie „Nationale Jugend rechts ran. Junge bist du deutsch komme zu 
uns“, und dem Versprechen von Heimabenden, schwelenden Lagerfeuern, Kame-
radschaft und Männlichkeit: „Bist du jungenhaft und gerade in deiner Haltung – bist du 
deutsch, dann reihen wir dich gern in unsere Gemeinschaft ein – Wage den Schrei! Versuch’s! Du 
triffst auf Verständnis!“ Karl Siemens war 1947 fünfundzwanzig Jahre alt, studierte 
Psychologie in Göttingen und war ein Nachkomme der Elektro-Siemens Familie. 
In einem Interview mit dem Magazin „Der Spiegel“ am 05. Juli 1947 verleugnete er 
eine Parallele zur Hitlerjugend und ließ seine antikommunistische Einstellung deut-
lich werden: „‘Ueberhaupt wollen wir keine Neuauflage der HJ sein‘, sagt der Stu-
dent Siemens, ehemaliger Offizier mit kurzem Scheitel und Mussolini-Kinn, ‚aber 
wir sind auf jeden Fall national und dabei streng demokratisch. Wir möchten dafür 
sorgen, daß nicht etwa ein Moskauer Parteifunktionär einem deutschen Jungen 
näher steht, als ein anderer deutscher Junge.‘“63 

Auf einer Sitzung des Jugendrings am 20. Juni 1947 wurde die Aufnahme der 
Wikingerjugend in den Ring mit 16 Stimmen und zwei Enthaltungen abgelehnt64 
und von der Militärregierung ein Verbot der rechten Jugendabteilung gefordert. 
Die Zulassung der Wikingerjugend wurde schließlich vom Leiter der Erziehungs-
abteilung der hannoverschen Militärregierung für Niedersachsen zurückgezogen.65 
1950 schlossen sich in Deutschland wieder rechtsextreme Jugendgruppen zusam-
men und gaben sich den Namen „Wiking-Jugend“. Diese Gruppierung wurde erst 
1994 erneut verboten.66 
                                                      
61 Resolution des Jugendrings Göttingen vom 20.6.1947 über Verbot der Wikingerjugend – nationale 
Jugendbewegung –, 28.6.1947, Göttinger Stadtarchiv, C64 Jugendamt Abteilung Jugendpflege, Nr. 
110 Diskussion um ein Verbot der Wikingerjugend.  
62 Bericht über Vorfälle mit der Wikingerjugend Schmalstiegs, 20.7.1947, Göttinger Stadtarchiv, C64 
Jugendamt Abteilung Jugendpflege, Nr. 110 Diskussion um ein Verbot der Wikingerjugend, Bl. 7. 
63 http://wissen.spiegel.de/wissen/dokument/dokument.html?id=39883320&top=SPIEGEL; 
27.12.2008. 
64 Vgl. Boll, Auf der Suche nach Demokratie, S. 121. 
65 Vgl. ebd., S. 112. 
66 http://www.gruene-jugend.de/80548.html, 19.11.2008.  
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1946, Göttinger Stadtarchiv, C64 Jugendamt Abteilung Jugendpflege, Nr. 
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Q2:  Jugendpfleger Schmalstiegs Bericht über die Jungerwerbslosenprobleme, 

1950, Göttinger Stadtarchiv, C64, Nr. 59, Bl. 357. 
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Q3: Leserbrief Göttinger Frauen, veröffentlicht im Göttinger Tageblatt (GT), 

7.7.1951, Göttinger Stadtarchiv, C64, Nr. 59, Bl. 357. 
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Q4: Artikel im GT: Geldschrankknacker mit 17 Jahren, 19.7.1951, Göttinger 

Stadtarchiv, C64, Nr. 436. 
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Q5: Plakat: Weg damit, Fotoarchiv Göttingen, kein Datum.  
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Q6: Abschrift eines Berichts der Deutschen Botschaft in Italien, 30.0.1953, 

Göttinger Stadtarchiv, C64, Nr. 23. 
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Q7: Brief an Marianne, 10.11.1947, Privatbesitz. 
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Q8: Aufruf Schmalstiegs an die Göttinger Jugendlichen, November 1945, Göt-

tinger Stadtarchiv, C64, Nr. 1, Bl. 10. 
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Q9: Der Zweck des Jugendclubs in Deutschland von Major Oldham, 6.4.1946, 

Göttinger Stadtarchiv, C64, Nr. 2. 
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Q10: Wöchentlicher Nachrichtenbrief Major Oldhams Nr. 1, 12.4.1946, C64, 

Nr. 2, Bl. 4. 
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Q10: Wöchentlicher Nachrichtenbrief Major Oldhams Nr. 1, 12.4.1946, Bl. 5. 
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Q11: Wandernde Jugendliche, Fotoarchiv Göttingen, kein Datum. 
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Q12: Genehmigung von Jugendgruppen, Brief der Jugendwohlfahrt (Area Offi-

ce Hildesheim) an die Jugendpfleger, 13.10.1948, Göttinger Stadtarchiv, 
C64, Nr. 3, Bl. 38. 
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Q13: Entwurf eines Zulassungsantrags einer Mädchengruppe, kein Datum, Göt-

tinger Stadtarchiv, Kleine Erwerbung 149, Nr. 73. 
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Q13: Entwurf eines Zulassungsantrags einer Mädchengruppe, kein Datum. 
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Q14: Bericht über Vorfälle mit der Wikingerjugend von Schmalstieg an den 

Göttinger Jugend und Sportausschuss, 20.7.1947, Göttinger Stadtarchiv, 
C64, Nr. 110, Bl. 10. 



 

Versorgungslage im Göttingen der Nachkriegszeit 

Timo Stiehl 

1 Einleitung 
„Wir sehen uns der tödlichen Erkenntnis gegenüber: Nicht Parteien oder Gewerk-
schaften bestimmen unser Leben, nicht junge demokratische Regierungen oder die 
Besatzungsmacht, sondern einfach der Hunger, nichts als Hunger.“,1 kommentierte 
die Kölnische Rundschau am 15. August 1947 die Versorgungslage in der rheini-
schen Großstadt. Kaum ein Thema hat die Menschen während der Nachkriegszeit 
so beschäftigt und in ihrem Alltag beeinflusst, wie die mangelhafte Versorgung. 
Die sechs Kriegsjahre von 1939 bis 1945 forderten nicht nur Millionen Opfer, 
sondern zerstörten besonders in den Städten jegliche Infrastruktur.2 Neben der 
Zerstörung der wirtschaftlichen Zentren und Produktionsstätten wurde auch der 
Flüchtlingsstrom aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten zu einem großen 
Problem, da nun allein in Niedersachsen über 1,8 Millionen Flüchtlinge aufge-
nommen und zusätzlich versorgt werden mussten.3 Dass diese Bürde insbesondere 
die Göttinger traf, zeigt sich an der Not in der sonst von den alliierten Bomben 
verschonten Stadt, denn obwohl wenig Wohnraum zerstört wurde, war die Auf-
nahmekapazität der Stadt ausgereizt. Schon 1944, vor Ende des Krieges, lebten in 

                                                      
1 Zit. nach: Rainer Gries, Die Rationen-Gesellschaft. Versorgungskampf und Vergleichsmentalität. 
Leipzig, München und Köln nach dem Kriege, Münster 1991, S. 11. 
2 Zur Zerstörung der deutschen Städte vgl. Edgar Wolfrum, Die geglückte Demokratie. Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland von ihren Anfängen bis zur Gegenwart, Stuttgart 2006, S. 32. 
3 Klaus-Dietmar Henke, Die amerikanische Besetzung Deutschlands, München 1995, S. 729f. 
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Göttingen rund 3500 Flüchtlinge.4 Nach dem Krieg wurde Niedersachsen neben 
Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern zum wichtigsten Aufnahme-
land für die aus den ehemaligen Ostgebieten und aus der SBZ nach Westen strö-
menden Flüchtlinge und Vertriebenen.5 Eine logistische Herausforderung stellte 
auch die große Zahl von ehemaligen Zwangsarbeitern dar, die vorwiegend in La-
gern lebten. Durch die Nähe zum Durchgangs- und Aufnahmelager Friedland 
entstand nach und nach eine Ausnahmesituation in der Universitätsstadt. Viele, die 
aus dem Aufnahmelager entlassen wurden, hatten oft Göttingen als ersten Anlauf-
punkt und belasteten somit, wenn auch nur vorübergehend, die Versorgungssitua-
tion der Stadt. 

In den ersten Monaten nach Kriegsende fehlte es in allen Bereichen der 
Grundversorgung an dem Notwendigsten: angefangen bei den Lebensmitteln über 
die Textilversorgung bis hin zu Brennstoffen wie Kohle und Holz (Q1). 

2 Lebensmittelversorgung und Versorgungssystem 
Priorität hatte die Versorgung mit Lebensmitteln. Da dies die britische Militärregie-
rung schnell erkannte, versuchte sie, den Handel mit Lebensmitteln von Anfang an 
zu kontrollieren, um eine gerechte Verteilung zu gewährleisten.6 Schon kurz nach 
Kriegsende wurden an die Händler und Landwirte Bestandsmeldelisten verschickt, 
um einen Überblick zu bekommen, welche Waren vorrätig waren und woran es 
besonders mangelte (Q2). 7 Letztere bekamen je nach ihrem Viehbestand und ihrer 
Ackerfläche Ablieferungsquoten auferlegt, die sie erfüllen mussten. Dabei gab es 
immer wieder „schwarze Schafe“ (Q3), aber auch Bauern, die sich besonderes Lob 
verdienten, weil sie vergleichsweise viel Milch ablieferten. Der Göttinger Landwirt 
Wilhelm Klemme wurde in der Hannoverschen Presse vom 15. Mai 1948 als „Gu-
ter Milchablieferer“ hervorgehoben, weil er die durchschnittlich abgelieferte 
Milchmenge um 81 Prozent übertraf. Er zeigte damit, dass die Bauern viel mehr 
Milch an die Militärregierung hätten abliefern können und somit der Mangel oft 
auch selbstgemacht war (Q4). 

Das wichtigste Grundnahrungsmittel war die Kartoffel. Mit den umliegenden 
Landwirten entstand, besonders vor den Wintermonaten, ein reger Tauschhandel 
um das begehrte Gut (Q6); massenweise zogen die Städter in die ländlichen Gebie-

                                                      
4 Hans-Georg Schmeling, Die überfüllte Stadt, in: Ders. (Hg.), Göttingen 1945. Kriegsende und 
Neubeginn. Texte und Materialien zur Ausstellung im Städtischen Museum, 31.3.-28.7.1985, Göttin-
gen 1985, S. 106. 
5 Dieter Brosius, Niedersachsen, in: Wolfgang Benz, Deutschland unter alliierter Besatzung. 1945-
1949/55. Ein Handbuch, Berlin 1999, S. 406. 
6 Günter J. Trittel, Hunger und Politik. Die Ernährungskrise in der Bizone (1945-1949), Frankfurt am 
Main 1990, S. 29. 
7 Hans-Georg Schmeling, Göttinger Nachkriegsalltag 1945, in: Ders. (Hg.), Göttingen 1945. Kriegs-
ende und Neubeginn. Texte und Materialien zur Ausstellung im Städtischen Museum, 31.3.-
28.7.1985, Göttingen 1985 , S. 161. 
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te, wo die Versorgungslage besser war, und durchstreiften die Dörfer, um Haus-
rat, Kleidung oder Wertgegenstände gegen Butter, Speck und Kartoffeln einzutau-
schen. Da die Verteilung der Lebensmittel streng reglementiert war und auch nur 
funktionieren konnte, wenn sich die Erzeuger sowie die Verbraucher an diese Reg-
lementierung hielten, waren diese sogenannten Hamsterfahrten zwar offiziell ver-
boten, aber die an Bahnhöfen und Ausfallstraßen durchgeführten Kontrollen zeig-
ten keine Wirkung. Innerhalb der Städte wiederum entstand ein blühender 
Schwarzmarkt,8 der genau wie die Hamsterfahrten verboten war, aber von den 
Ordnungskräften ebenfalls nicht unterbunden werden konnte.9 

Wenn durch die Zusatzversorgung durch den Schwarzmarkt und die Hamster-
fahrten auch eine Besserung der Versorgungsnot eingetreten war, so blieb die Er-
nährung dennoch desolat, was sich in Göttingen sehr gut anhand der Schulkinder 
zeigen lässt. Kinder sind immer die schwächsten Glieder einer Gesellschaft und so 
zeigte sich an ihnen die schlechte Ernährungssituation besonders deutlich. 

In einem Entschuldigungsschreiben vom 21. Juni 1946 aus Duderstadt heißt es 
zum Beispiel, dass eine Mutter ihr Kind nicht zur Schule schicken konnte, weil es 
seit 18 Stunden nichts mehr gegessen hatte (Q7). Der Umstand, dass der Lehrer 
dieses Schreiben an die Schulbehörde nach Hannover weiterleitete, verdeutlicht die 
extremen Auswirkungen der Mangelwirtschaft. Eine Auflistung seitens der Kreis-
verwaltung aus dem Jahr 1947 zeigt auf, dass mehr als ein Drittel aller Kinder im 
Kreis Göttingen an Unterernährung litt (Q8). Infolge dessen führte die Militärre-
gierung schließlich ab 1946 eine flächendeckende Schulspeisung ein.10 

Neben einer ausreichenden Versorgung mit Kartoffeln fehlte auf den Tellern 
der Menschen das Fett. Fleisch war zwar schon immer sehr teuer gewesen, in Zei-
ten der Not wurde es jedoch fast unbezahlbar.11 Einen Eindruck davon vermittelt 
der Brief des Studenten Werner Schmidt, der sich wegen des zu geringen Fettge-
halts im Gaststättenessen in einem Leserbrief beschwerte (Q9). Um die Verfügbar-
keit von Fett zumindest annähernd zu verbessern, setzte die Militärregierung eine 
Fettprämie für die Ablieferung von Bucheckern aus. Die Menschen sammelten im 
Wald Bucheckern, für die sie im Tausch von den Versorgungsämtern Bezugskarten 
für Margarine oder Speiseöl bekamen (Q10). 

Da die britische Militärregierung nicht imstande war, die Bevölkerung ausrei-
chend zu ernähren, übernahm sie neben dem Bewirtschaftungssystem auch das 
vormalige Konzept der Rationierung mit Lebensmittelmarken aus dem Krieg.12 
                                                      
8 Siehe den Beitrag von Karolin Oppermann in diesem Band. 
9 Vgl. Edgar Wolfrum, Die geglückte Demokratie. Geschichte der Bundesrepublik Deutschland von 
ihren Anfängen bis zur Gegenwart, Stuttgart 2006, S. 33. 
10 Siehe den Beitrag zur Situation der Schule von Marco Dräger in diesem Band.  
11 Vgl. Günter J. Trittel, Ernährung, in: Wolfgang Benz, Deutschland unter alliierter Besatzung. 1945-
1949/55. Ein Handbuch, Berlin 1999, S. 118. 
12 Das System der Bezugsscheinkarten wurde vom Reichsministerium für Ernährung und Landwirt-
schaft am 28.8.1939, zwei Tage vor Kriegsbeginn, in Deutschland eingeführt. Vgl. auch: Michael 
Wildt, Der Traum vom Sattwerden. Hunger und Protest, Schwarzmarkt und Selbsthilfe, Hamburg 
1986, S. 15. 
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Hierbei wurden die Rationen in sogenannte Zuteilungsperioden gegliedert, wobei 
eine Periode ungefähr einem Monat entsprach.13 Die Bevölkerung konnte während 
des Krieges die Lebensmittelmarken bei den Händlern eintauschen, wobei sich die 
Versorgung nach dem Angebot richtete. Jedoch waren in den späteren Kriegsjah-
ren und insbesonders nach dem Krieg nicht genügend Waren auf dem Markt, so 
dass die Zuteilungen noch geringer als die ohnehin schon knapp bemessenen 
Mengen ausfielen. Die Zuteilungsrationen durch die alliierten Behörden gliederten 
sich nach Kriegsende je nach Bedarf in sechs Klassen: 

Lebensmittelkarte für Erwachsene über 20 Jahre (Q11) 
Lebensmittelkarte für Jugendliche über 10 bis einschließlich 20 Jahre 
Lebensmittelkarte für Kinder über 6 bis einschließlich 10 Jahre 
Lebensmittelkarte für Kleinkinder über 3 bis einschließlich 6 Jahre 
Lebensmittelkarte für Kleinstkinder über 1 bis einschließlich 3 Jahre 
Lebensmittelkarte für Säuglinge bis zum vollendeten 1. Jahre14 

Zusätzlich gab es gesonderte Karten für Normalarbeiter, Schwerarbeiter, 
Schwerstarbeiter und Teilschwerarbeiter sowie eine Schwangeren- und 
Krankenzulagekarte. Weiterhin wurde zwischen Selbstversorgern, Teilselbstversor-
gern und Nicht-Selbstversorgern unterschieden und dementsprechend die Ratio-
nen eingeteilt. 

Sobald ein Gegenstand Wert erhält, wird er zum begehrten Objekt für Diebe 
und Fälscher – so geschah es auch mit den Lebensmittelkarten. Es fanden sich in 
den Zeitungen immer wieder Meldungen über Diebstähle und Einbrüche in die 
Ausgabestellen (Q12). Schon 1946 wurde die Militärregierung dazu gezwungen, 
einen Erlass herauszugeben, in dem genau geregelt wurde, wie die Lebensmittel-
karten aufbewahrt werden sollten, um Diebstählen vorzubeugen (Q13). Das zweite 
große Problem waren die zahlreichen Fälschungen, die im Umlauf waren. Hierauf 
reagierten die Versorgungsämter, indem sie für jede Zuteilungsperiode die Farbe 
der Lebensmittelkarten änderten und weitere Merkmale einführten, anhand derer 
die Karten eindeutig zu identifizieren waren (Q14). 

3 Versorgung mit Brennstoffen 
Ähnlich schlecht wie die Lebensmittelversorgung war die Versorgung mit Brenn-
stoffen wie Kohle, Holz und Gas. Besonders Kohle wurde zum Schlüsselwort der 
Nachkriegszeit. Sie war der Lebensnerv Deutschlands und ganz Europas. Durch 
zerstörte Gruben, Mangel an Arbeitskräften und deren Unterernährung sank die 
Förderung im Januar 1946 auf rund 10% der Kriegsproduktion. Zwar lagerten 2-3 
Mio. Tonnen Kohle auf Halde, diese Mengen konnten aber wegen des zerstörten 
Transportwesens nicht befördert werden. Allein in der britischen Zone waren 2800 
                                                      
13 Günter J. Trittel, Hunger und Politik. Die Ernährungskrise in der Bizone (1945-1949), Frankfurt 
am Main 1990, S. 23. 
14 Stadtarchiv Göttingen: Ernährungsamt B43, Nr. 12. 
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Brücken zerstört; die Schifffahrt war überall blockiert und im Juni 1945 waren nur 
noch 650 km Schienen befahrbar.15 

Der Mangel traf die Bevölkerung besonders hart in den schweren Nachkriegs-
wintern, da viele Menschen nicht ausreichend Kohlen zum Heizen hatten (Q15). 
In Zeiten besonderer Knappheit, wie dem Kältewinter 1946/47, kam es zu soge-
nannten Kohleferien, welche teilweise bis zu vier Monate andauern konnten. Hier-
bei wurden die Hochschulen und Schulen geschlossen, da sie nicht geheizt werden 
konnten (Q16). Oft wurde der Unterricht nur dann durchgeführt, wenn die Kinder 
ein Stück Kohle von zu Hause mitbrachten. 

Die mangelnde Versorgung mit Brennmaterialen zog ebenfalls eine Strom-
knappheit nach sich, da Strom vornehmlich auf der Basis von Kohlekraftwerken 
produziert wurde. Im Herbst 1946 beschloss die Elektrizitätsgesellschaft, Göttin-
gen in einen nördlichen und einen südlichen Bezirk einzuteilen. Je nach Bezirk, 
wurde der Strom in einer Woche entweder nur vormittags oder nachmittags zur 
Verfügung gestellt (Q17). Als wieder mehr Leistung vom Elektrizitätswerk er-
bracht werden konnte, erhielt jeder Bürger eine feste Zuteilung an Kilowattstun-
den. Hatte ein Bürger seine Ration überschritten, wurde ihm der Strom einfach 
abgeschaltet (Q18). 

Ein deutliches Indiz für die Holzknappheit ist in den zeitweisen Überlegungen 
der Göttinger Tischler zu finden, Leihsärge einzuführen, da man, so die Überle-
gung, dadurch Holz einsparen könne (Q19). Dieser Vorschlag wurde allerdings 
seitens der Militärregierung abgelehnt, er zeigt uns aber deutlich den eklatanten 
Mangel an Brennstoffen. 

4 Weitere Gebrauchsgüter 
Eine weitere Lücke innerhalb der Versorgung der Bevölkerung bildete der Bezug 
von Bekleidung. Die Behörden der britischen Militärregierung teilten der Bevölke-
rung Kleidung und Schuhe ebenso wie Lebensmittel und Brennstoffe zu. Die Ver-
sorgung mit Bekleidung stellte ein langfristiges Problem dar. Noch 1948 gab es 
nicht genügend Schuhe. Besonders für Kinderbekleidung wurden zu wenige Roh-
stoffe bereitgestellt, so dass bereits die Materialien für die Herstellung fehlten. Die 
Zuteilungen für das Jahr 1948 ergaben, dass auf 1.000 Einwohner Göttingens ins-
gesamt 63 Paar Schuhe verteilt werden konnten (Q20). Nicht besser sah es bei der 
Textilversorgung aus.16 So kamen 1947 auf einen Wintermantel 2.500 Männer und 
2,2 Paar Socken auf 1.000 Männer, während Frauen 7 Paar Socken pro 1.000 unter 
sich aufteilen konnten (Q21). Wie angespannt die Lage war, zeigt schließlich eine 
Umfrage unter 8.729 Schulkindern aus dem Jahr 1947, die in der Gemeinschafts-
schule in Herzberg am Harz durchgeführt wurde. Laut dieser Studie besaßen 18% 
                                                      
15 Rolf Steininger, Deutsche Geschichte seit 1945. Darstellungen und Dokumente in vier Bänden, 
Band 1, Frankfurt am Main 1996, S. 72. 
16 Vgl. Schmeling, Göttinger Nachkriegsalltag 1945, S. 166. 
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der Schulkinder kein eigenes Paar Schuhe und 60% lediglich ein Paar, 24% besa-
ßen keine Unterwäsche und fast die Hälfte entweder keine, bloß ein Paar oder 
nicht mehr ausbesserungsfähige Strümpfe (Q22). 

Die unmittelbare Nachkriegszeit war in vielen Bereichen durch eine Versor-
gungsknappheit gekennzeichnet. 1948 gingen die Buchhändler dazu über, Bücher 
nur noch gegen eine zusätzlich zum Kaufpreis aufgebrachte Menge Altpapier aus-
zugeben, was gerade in Göttingen, einer Universitätsstadt mit erhöhtem Bücher-
bedarf, ein schwerwiegendes Problem war (Q23). Ein anderes Thema, das die 
Menschen unmittelbar berührte, war die mangelnde Versorgung mit Seife.17 Es 
fehlte sowohl die Seife für die tägliche Körperpflege als auch Waschmittel für die 
Wäsche (Q24). 

5 Besserung der Versorgungslage 
Nach und nach stellte sich eine Besserung der Verhältnisse ein. Spätestens mit der 
Währungsreform 1948 änderte sich die Versorgungslage, da die Konsumenten nun 
wieder auf eine stabile Währung zurückgreifen konnten.18 In den Zeitungen fanden 
sich zum Beispiel Meldungen über den ersten Sekt, der wieder angeboten wurde 
(Q25). Ein Bild, an das man sich in den Nachkriegsjahren mehr als gewöhnt hatte, 
waren Menschen, die vor Geschäften oder der Lebensmittelkarten-Ausgabe 
Schlange standen.19 So war es ein deutliches Zeichen der Besserung, als die Han-
noversche Presse am 22. März 1949 ein Bild der letzten in Göttingen zu sehenden 
Schlange ablichtete (Q26). 

Im Mai 1950 sah sich die Regierung Adenauer schließlich imstande, das System 
der Lebensmittelkarten, das in Deutschland seit dem 28. August 1939 bestanden 
hatte, abzuschaffen. Die Ernährungsämter wurden geschlossen und die Mitarbeiter 
auf andere Dienststellen versetzt (Q27). Die Versorgungsnot der Nachkriegszeit 
war überwunden. Ab 1950 konnte man wieder mit Fug und Recht behaupten: „Es 
gibt wieder alles!“ (Q28). 

                                                      
17 Vgl. Ebd., S. 166. 
18 Die Reichsmark wurde wegen der zurückgestauten Inflation im Zweiten Weltkrieg und der an-
schließenden Nachkriegszeit wertlos, weshalb in dem Gebiet der westlichen Besatzungszonen am 
21.6.1948 eine Währungsreform durchgeführt wurde. Dabei wurden Guthaben in Reichsmark im 
Verhältnis 100:6,5 auf D-Mark umgestellt und Schulden im Verhältnis 10:1 umgerechnet. Mit der 
neuen D-Mark konnte die Bevölkerung wieder auf eine stabile Währung zurückgreifen, ohne Angst 
vor einem Wertverfall haben zu müssen. 
19 Wolfrum, Die geglückte Demokratie., S. 33. 
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Die Verwaltung des Mangels – Wohnungsnot in der 
Göttinger Nachkriegszeit 

Ulf Gerrit Meyer-Rewerts 

1 Einleitung 
Der Zweite Weltkrieg zeitigte eine beispiellose Dynamik von Flucht, Vertreibung 
und Migration in Europa. Diese enormen Wanderungsbewegungen waren mit dem 
Ende des Krieges nicht zum Stillstand gekommen, sondern sollten gerade in 
Deutschland bis in die 50er Jahre fortwirken. Hier kamen zu den Gruppen der 
„Displaced Persons“ (DP), „Prisoners of War“ (POW) und Heimkehrer die 
Flüchtlinge aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten, im Falle der Westzonen 
außerdem die Flüchtlinge aus der Sowjetischen Besatzungszone hinzu.1 

Göttingens Situation in der Nachkriegszeit war durch zwei Sonderaspekte ge-
kennzeichnet. Erstens war die Stadt durch alliierte Luftangriffe kaum zerstört wor-
den – gegenüber 1943, als die Stadt noch unversehrt war, sank der Wohnungsbes-
tand bis 1946 nur um 2,2 Prozent. Zum Vergleich: Im stark zerstörten Hannover 
war dieser Bestand um 49,2 Prozent gesunken.2 

                                                      
1 Allein DPs gab es Ende 1945 rund 10 000 in Göttingen. Siehe hierzu den Artikel von Hagen 
Stöckmann in diesem Band. Mehr zu den Migrationsbewegungen: Hans-Georg Schmeling, Die über-
füllte Stadt, in: Hans-Georg Schmeling (Hg.), Göttingen 1945. Kriegsende und Neubeginn. Texte und 
Materialien zur Ausstellung im Städtischen Museum 31. März – 28. Juli 1985, Göttingen 1985, S. 105-
136, hier S. 108-118. Siehe auch: Holger Lüning, Das Eigenheim-Land. Der öffentlich geförderte 
Soziale Wohnungsbau in Niedersachsen während der 1950er Jahre, Hannover 2005, S. 40ff. 
2 Zahlen aus: „Der Wohnungsbestand in den Groß- und Mittelstädten der Britischen Besatzungszo-
ne, Anfang 1943 und Anfang 1946“. Stadtarchiv Göttingen Amt für Wohnungswesen, Nr. 221. 
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Zweitens lag die Stadt nach dem Besatzungswechsel von Amerikanern zu Bri-
ten, der bis zum 20. April 1945 weitgehend abgeschlossen3 war, zwischen der 
„Grünen Grenze“ zur SBZ und der Amerikanischen Besatzungszone. Dadurch 
wurde sie zu einem Flucht- und Durchgangspunkt: Die Einwohnerzahl Göttingens 
sollte in dieser Folge von knapp 50.000 (1939) auf rund 80.000 (1949) ansteigen.4 

2 Die Wohnungspolitik der britischen Militärregierung 
Die britische Besatzungsmacht versuchte schnell, das zunehmende Problem der 
Unterbringung von Flüchtlingen in den Griff zu bekommen: Am 20. September 
1945 erging von der Militär-Regierung im Gebiet Hannover die „Housing Order 
No 2“: Danach sollten nur die nötigsten Reparaturen an Wohnhäusern durchge-
führt werden, was aufgrund des Rohstoffmangels außerdem mit starken Material-
beschränkungen verbunden wurde. In Erwartung eines starken Zustroms von 
Flüchtlingen setzte die Militärregierung den Wohnraum auf 3,25 m² pro Person 
fest (exklusive der Kinder).5 Wie auch schon die Zahlen zum Wohnungsbestand (s. 
o.) deutlich machen, bemühte sich die Besatzungsmacht von Anfang an um mög-
lichst genaue Daten, um die Versorgungslage der Bevölkerung einschätzen zu 
können. Im Chaos der unkontrollierten Bevölkerungsbewegungen gelang es jedoch 
nie, exakte Zahlen zu erheben.6 Die Göttinger Bevölkerung musste trotz der Ver-
suche, den zerstörten Wohnraum schnell wiederherzustellen, immer enger zusam-
menrücken. Diese Situation konnten die Zuzugssperre vom 30. Juni 1945 und das 
kurzzeitige Verbot, die Stadt zu betreten („out of bounds“) am 26. September 1945 
nur bis maximal Anfang 19467 ein wenig entspannen. 

Am 8. März 1946 folgte der für die Wohnraumverwaltung der unmittelbaren 
Nachkriegszeit wesentliche Erlass, das „Gesetz Nr. 18 (Wohnungsgesetz)“ des 
Alliierten Kontrollrats.8 Dieses stellte den Wohnraum in den Besatzungszonen 
lückenlos unter die Bewirtschaftung der Wohnungsämter. Somit mussten der Ein-
satz von Baumaterial und Bauvorhaben von den Besatzungsmächten eingeleitet 
oder zumindest genehmigt werden.9 Es wurden in allen Gemeinden und Kreisen 
Wohnungsämter und Ausschüsse eingerichtet, der vorhandene Wohnraum sollte 
                                                      
3 Vgl. Wiebke von Thadden, Göttingen und seine Militärregierung, in: Schmeling, Göttingen 1945, S. 
78. Überblick zur britischen Besatzungspolitik: Volker Koop, Besetzt. Britische Besatzungspolitik in 
Deutschland, Berlin 2007. 
4 Vgl. Günter J. Trittel, Göttingens Entwicklung seit 1948, in: Rudolf von Thadden/Günther J. 
Trittel (Hg.), Göttingen. Geschichte einer Universitätsstadt. Band 3. Von der preußischen Mittelstadt 
zur südniedersächsischen Großstadt, Göttingen 1999, S. 291-356, hier S. 291. 
5 Siehe Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, E57,1, Blatt 3. 
6 Vgl. Hans-Georg Schmeling, Die überfüllte Stadt, S. 120. Die Genauigkeit der Zahlen, die das 
Sozialamt erhob, ist umstritten. 
7 Vgl. Wiebke Fesefeldt, Der Wiederbeginn des kommunalen Lebens in Göttingen. Die Stadt in den 
Jahren 1945 bis 1948, Göttingen 1962, S. 70. 
8 Siehe Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland, Nr. 5, 31, 3.1946, S. 117-121. 
9 Vgl. Schmeling, Die überfüllte Stadt, S. 118. 
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erfasst und verteilt werden.10 Die (Wieder-)Herstellung von Wohnraum konnte mit 
den Flüchtlingsströmen, die sich gegen Ende des Jahres 1945 verstärkten, jedoch 
nicht Schritt halten; den Unmut der Bevölkerung provozierten außerdem die um-
fangreichen Beschlagnahmungen, die schon mit der amerikanischen Besatzung 
eingesetzt hatten. Schulen, Restaurants, Kasernen und andere halböffentliche 
Räume wurden z. T. von DPs bewohnt, auch fanden Beschlagnahmungen zur 
Unterbringung Göttinger Studenten statt11 und für die Zwecke der Besatzer selbst. 
In den ersten Nachkriegsmonaten waren davon zeitweise rund 1000 Wohnungen 
betroffen12 – auch die Nachkriegspresse nahm durchaus Notiz von der Problema-
tik13, obwohl kritische Töne darin aufgrund der alliierten Zensur zunächst eher die 
Ausnahme waren.14 

3 Sozialer Stress, Platzmangel, Genehmigungsschreiben: 
Göttinger Wohnalltag in der Nachkriegszeit 

Soziale Spannungen waren an der Tagesordnung. Die Notsituation der Bevölke-
rung in einer weitgehend intakten Stadt wie Göttingen brachte zwei entgegenge-
setzte Wahrnehmungen hervor, die die Integration der Flüchtlinge erschwerten: 
Die Göttinger Einwohner sahen sich in ihren Besitz- und Platzansprüchen be-
droht, während die Flüchtlinge ihre Heimat und ihren Besitz verloren hatten und 
sich trotzdem – selbst unter ihren Landsleuten – nicht willkommen sahen.15 Die 
teils ohne Wissen der Militärregierung Zugezogenen, die von den Behörden nicht 
weitergeschickt wurden in das Lager Friedland16 oder in Gebiete mit einer geringe-
ren Bevölkerungsdichte, stießen – gewollt oder ungewollt – tief in die Privatsphäre 
der Stadtbevölkerung vor. Der begrenzte Wohnraum pro Person (s. o.) bedeutete, 
dass jeder Raum, zumindest aber jede Wohnung mit mehreren Wohnparteien be-
legt wurde. Ein Zeitungsbericht von 1948 spricht von 1,5 Personen pro Raum 
(Q1) – der Artikel zeigt zugleich, wie zäh und ungerecht Streitigkeiten um Wohn-
                                                      
10 Vgl. Lüning, Eigenheim-Land, S. 44ff. 
11 Vgl. Jens-Uwe Brinkmann, „Das Vorlesungsverzeichnis ist noch unvollständig…“. Der Wiederbe-
ginn an der Georgia-Augusta, in: Schmeling, Göttingen 1945, S. 309. 
12 Mehr zu den Beschlagnahmungen: Schmeling, Die überfüllte Stadt, S. 106-108; Wiebke von Thad-
den, Die Stadt Göttingen unter Militärverwaltung 1945 – 1947, in: Böhme, Göttingen, S. 281ff. 
13 Z. B. in der Hannoverschen Volksstimme vom 31.1.1947 der Artikel „Wieder Beschlagnahmung“. 
Stadtarchiv Göttingen Film Ztg. 629. 
14 Vgl. Hans-Georg Schmeling, Göttinger Nachkriegsalltag 1945, in: Schmeling, Göttingen 1945, S. 
190. 
15 Vgl. Thomas Grosser/Sylvia Schraut, Vertriebene, in: Werner Weidenfeld/Karl-Rudolf Korte 
(Hg.), Handbuch zur deutschen Einheit. 1949 – 1989 – 1999, Bonn 1999,S. 829-838, hier S. 831ff.; 
Fesefeldt, Wiederbeginn, S. 72. 
16 Mehr zum Lager Friedland: Dagmar Kleineke, Entstehung und Entwicklung des Lagers Friedland 
1945-1955, Göttingen 1994; Helga Hagelüken/Rainer Rohrbach, Hilfe in der Not. Friedland 1945, in: 
Schmeling, Göttingen 1945, S. 137-148. Bis Ende September 1945 hatten bereits rund 820 000 
Flüchtlinge das Lager passiert, was einen Eindruck vom Umfang der Migration gibt. Siehe Fesefeldt, 
Wiederbeginn, S. 71. 
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raum werden konnten: Viele arteten in Kleinkriege zwischen Nachbarn auf engs-
tem Raum aus. Dabei befanden sich sowohl die Flüchtlinge als auch die Göttinger 
in einer beklemmenden Situation, und entsprechend verhielten sich beide Seiten 
nicht immer tadellos. Besonders der Fall der Frau B. (Q2-4) macht deutlich, wie 
groß die Belastung durch Einquartierungen werden konnte – bis hin zu einem 
mutmaßlichen Selbstmordversuch. 

Im Dezember 1945 machten die Flüchtlinge 27,5 Prozent der deutschen 
Stadtbevölkerung aus.17 Einquartierungen fanden ungeachtet persönlicher Sympa-
thien, der beruflichen Situation18 und privater Wünsche statt. Neben den Einwoh-
nern gab es auch seitens der Wohnungseigentümer starke Bedenken gegen die 
Einweisung Fremder in ihre Objekte, zumal durch die Überbelegung häufig nicht 
nur das Mobiliar der eigentlichen Mieter, sondern auch die Substanz des Hauses 
insgesamt litt. Insofern stießen selbst Versuche der Flüchtlinge, ihr Leben in den 
provisorischen Unterkünften erträglicher zu gestalten, auf Widerstand: Die Instal-
lation von Notöfen beispielsweise wurde erst durch den Druck der Militärregie-
rung möglich19. Gleichzeitig war diese darauf angewiesen, dass frei gewordener 
Wohnraum auch ordnungsgemäß gemeldet wurde: Auf den 25. Dezember 1945 
datiert ist eine Anweisung darüber, dass an jeder Tür ein Anschlag mit Informatio-
nen über Bewohner und mögliche freie Räume des Hauses angebracht werden 
sollte.20 Die „Verordnung zur Durchführung des Gesetzes Nr. 18“ vom Novem-
ber 194721 schrieb die Meldepflicht freien Wohnraums unter Androhung von Stra-
fen fest. Wie konsequent Verstöße gegen diese Anweisung geahndet wurden, ist 
nicht überliefert; möglich waren Strafen bis zu 10.000 Reichsmark oder einem Jahr 
Gefängnis. 

Die Nachkriegszeit war eine Phase des blühenden Schwarzmarkthandels.22 
Auch die illegalen Flüchtlinge23 mussten sich – irgendwie – einen Platz zum Leben 
verschaffen. Die so genannten „Schwarzwohner“ sollten nicht nur durch die An-
drohung von Strafen dazu gebracht werden, sich bei den Behörden zu melden – 
das Problem des illegalen Zuzugs erklärt auch die Anweisung des Stadtkomman-
danten Bankart, Umzugsformulare nur außerhalb Göttingens drucken zu lassen.24 

                                                      
17 Zahlen aus: Hans-Georg Schmeling, Die überfüllte Stadt, in: Schmeling, Göttingen 1945, S. 133. 
18 Wie z. B. die Quellen zu dem Physiker Dr. Möller zeigen: Stadtarchiv Göttingen, Amt für Woh-
nungswesen, Nr. 153, Teil 1, Blätter 44, 71, 72, 73. Dr. Möller klagte gegen die Beschlagnahmung des 
zweiten Zimmers in seiner Wohnung. Er gab an, dies als freiberuflicher Physiker für seine Experi-
mente zu brauchen. 
19 Vgl. Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, E57, 1, Blatt 58. 
20 Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, E57, 1, Blätter 23, 35. 
21 Entwurf im Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, E57, 2, Blatt 10. 
22 Mehr dazu im Artikel von Karolin Oppermann in diesem Band. Außerdem: Alfred Oberdiek. 
Nicht Kaufen, sondern Tauschen war 1945 die Devise. in: Schmeling, Göttingen 1945, S. 199 ff. 
23 Es existieren keine Zahlen; wegen des akuten Platzmangels dürften jedoch nur relativ wenige eine 
Unterkunft in der Stadt gefunden haben, zumal damit die Möglichkeit, sich zu verstecken, kaum 
gegeben war. 
24 Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, E57,1, Blatt 161. 
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Die Nachfrage nach solchen Formularen ging offenbar deutlich über das verfügba-
re Maß hinaus, weswegen Maßnahmen gegen Fälschungen getroffen wurden. 

Wer auf legalem Wege versuchte, Wohnraum in der Stadt zugewiesen zu be-
kommen, musste eine Zuzugsgenehmigung beantragen. Die vorliegende Quelle 
zeigt den Antrag einer Flüchtlingsfamilie aus Schlesien (Q5). Anträge von Fami-
lienmitgliedern, die außerhalb Göttingens wohnten und zu ihren Angehörigen 
ziehen wollten, wurden nicht vorrangig behandelt. Familienzusammenführungen 
hatten nach dem „Wohnungsgesetz“ keine Priorität; die Berücksichtigung erfolgte 
aufgrund sogenannter „Dringlichkeitsstufen“. An erster Stelle standen im Natio-
nalsozialismus politisch Verfolgte oder Benachteiligte bzw. Personen, die dem 
Regime Widerstand geleistet hatten; in der Praxis wurden weiterhin gesundheitsge-
fährdete Personen und die Räumung der Notquartiere vorrangig behandelt.25 

Stadtverwaltung und Bevölkerung versuchten auch dort Wohnraum nutzbar zu 
machen, wo es vorher keinen gegeben hatte. Im Göttinger Stadtarchiv finden sich 
Fälle wie ein Antrag auf Nutzbarmachung einer geplünderten Wohnung im Göt-
tinger Schwimmbad26, der einer Familie, die einen Kohlenkeller bewohnt (Q6), von 
Wohnungen, deren Beschlagnahmung in Abwesenheit des Mieters drohte (Q7-8)27 
oder von Plänen zum möglichst schnellen Ausbau von Kasernen.28 Diese zum Teil 
hektischen, aus der Not geborenen Maßnahmen und Reaktionen zeigen: Der 
Platzmangel war neben der Lage auf dem Arbeitsmarkt und der Ernährungslage 
das Problem, das die Mehrheit der Bevölkerung tagtäglich am stärksten in ihren 
vitalen Bedürfnissen bedrohte. 

Ein Zeitungsartikel aus den Hannoverschen Neuesten Nachrichten vom 10. 
Mai 194929 berichtet über eine „Werbewoche“ zur TBC-Bekämpfung und vom 
Zusammenhang zwischen der Wohnungsnot und dem Anstieg der Zahl der Tu-
berkulosekranken; „Tuberkulose als Volkskrankheit“ lautete der Titel einer gehal-
tenen Rede.30 Krankheiten verbreiteten sich unter den auf engstem Raum lebenden 
Menschen schneller, und auch die medizinische Versorgung konnte den Erforder-
nissen kaum entsprechen. In der Tat war das Wohnraumproblem nicht das einzige 
Platzproblem: Ebenso schwierig gestaltete sich die Unterbringung öffentlicher 
Einrichtungen wie Kranken- und Waisenhäusern, die die Versorgungslage der 
Bevölkerung betrafen. Es konnten nicht genügend Praxisräume geschaffen wer-
den31 und auch Krankenhausbetten waren Mangelware, was in Anbetracht der 
                                                      
25 Das Gesetz erwähnt außerdem als bevorzugte Gruppen: Kinderreiche, Alte, Invalide u. körperlich 
Behinderte sowie Facharbeiter (bei Mangel an solchen). In der Praxis wurden außerdem bei der 
Besatzungsmacht Beschäftigte häufig bevorzugt behandelt. Fallbeispiel unter Stadtarchiv Göttingen, 
Stadtverwaltung und Militärregierung, E57,1, Blatt 349. 
26 Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, E57,1, Blatt 404. 
27 Siehe auch: Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, E57,1, Blätter 55, 69. 
28 Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung. E57,1, Blatt 338. 
29 Stadtarchiv Göttingen Film Ztg. 624, Ausgabe Süd-Hannover, S. 3. 
30 Vgl. Quellen 7-8: Die Tuberkuloseerkrankung des Sohnes der Frau Katrakis stellt keinen Grund zu 
einem Wohnungswechsel dar, solange es sich nicht um eine ansteckende Variante handelt. 
31 Vgl. Schmeling, Die überfüllte Stadt, S. 133. 
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vielen Flüchtlinge, die sich in einer schlechten körperlichen Verfassung befanden, 
besonders dramatisch war. Die deutschen Stadtbehörden, die die laufenden Ge-
schäfte der britischen Militärregierung erledigten,32 zeigten hier Eigeninitiative: Sie 
mieteten das Gasthaus der Brauerei Rohns und richteten ein Hilfskrankenhaus 
ein,33 und in einer Baracke in Eddigehausen entstand das Flüchtlingswaisenhaus 
„Kinderheimat“,34 beides bereits im Jahr 1945. 

Die britische Militärregierung traf zwar die maßgeblichen Regelungen und 
konnte den gesetzlichen Rahmen festlegen, auf der Verwaltungsebene war sie je-
doch auf deutsches Personal angewiesen, genauso wie auf Facharbeiter und die 
Initiative der Stadtbevölkerung, die für den Wiederaufbau und Neubau von Wohn-
raum immer wichtiger wurde. 

4 Bevölkerungsinitiative, Sozialer Wohnungsbau und die 
„Siedlung am Hagenberg“ 

Der Materialmangel und das Quasi-Verbot der Militärregierung für Neu-, Aus- und 
Umbauten führten dazu, dass neuer Wohnraum in einem wesentlichen Umfang in 
ganz Niedersachsen erst um 1949/50 entstand.35 Das Primat lag zunächst bei der 
Wiederherstellung beschädigten Wohnraums, und das „Wohnungsgesetz“ (s. o.) 
hatte keinerlei direkte Regelungen für die Erstellung neuer und dauerhafter Unter-
künfte getroffen. So beschränkte sich die Bautätigkeit der ersten Nachkriegsjahre 
auf Behelfsunterkünfte wie Baracken (s. o.) oder „Nissenhütten“. 

Seit 1945 bemühte sich die „Göttinger Nothilfe“ als Hilfsinitiative darum, 
Flüchtlinge einzukleiden und ihnen zumindest für eine Nacht eine Ruhestätte zu 
verschaffen: Sie betreute u.a. ein Auffanglager in der Egelsbergschule36 und bis 
1946 die Flüchtlinge, die in den damals am Bahnhof befindlichen Baracken leb-
ten.37 Im Lager Friedland, wo sich auch die studentische „Friedlandhilfe“ der Göt-
tinger Universität engagierte,38 durften sich die Flüchtlinge aufgrund des hohen 
Andrangs höchstens 36 Stunden aufhalten, bevor sie weiterziehen mussten. 

Während die Bautätigkeit also nur langsam voranging, stieg die Zahl der 
Flüchtlinge in Göttingen kontinuierlich. Waren es im April 1945, als Göttingen 
unter britische Verwaltung kam, noch rund 10.500 gewesen, stieg ihre Zahl bis 
Dezember 1946 auf knapp 24.000 an.39 Dieser Trend setzte sich in den nächsten 
                                                      
32 Mehr zu den administrativen Strukturen in der Göttinger Nachkriegszeit: Wiebke von Thadden, 
Göttingen und seine Militärregierung, S. 69ff. 
33 Schmeling, Die überfüllte Stadt, S. 121ff. 
34 Ebd., S. 128ff. 
35 Vgl. Lüning, Eigenheim-Land, S. 49ff. Dies hing auch mit der Währungsreform zusammen. 
36 Später wurde daraus ein weiteres Hilfskrankenhaus. 
37 Mehr zur „Göttinger Nothilfe“: Fesefeldt, Wiederbeginn, S. 65ff.; Hannah Vogt, Die „Göttinger 
Nothilfe“ – eine frühe Bürgerinitiative, in: Schmeling, Göttingen 1945, S. 205-214. 
38 Brinkmann, Vorlesungsverzeichnis, S. 312ff. 
39 Vgl. Schmeling, Die überfüllte Stadt, S. 135. 
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Jahren fort: Im Januar 1948 registrierten die „Statistischen Berichte der Stadt Göt-
tingen“40 3.575 noch unterzubringende Personen. Im Januar 1951 sollten es schon 
14.101 Personen sein, und im Januar 1954 sogar 20.418.41 

Die bloße Wiederherstellung bzw. der Ausbau vorhandenen Wohnraums wa-
ren also völlig unzureichend. Mit der Gründung der Bundesrepublik im Mai 1949 
wurde zwar der Soziale Wohnungsbau forciert42, womit die Phase der Provisorien 
und Eigenbauten der ersten Nachkriegsjahre bald ihrem Ende entgegenging. Den-
noch griffen die Mittel in einer Stadt mit derart stark gewachsener Bevölkerung wie 
Göttingen nicht schnell genug, um alle Einwohner menschenwürdig unterzubrin-
gen. So war auch 1949 noch Initiative „von unten“ gefragt. In diesem Jahr begann 
der Bau der „Siedlung am Hagenberg“, vom 31. Juli bis zum 25. September unter 
Mithilfe der Organisation „Service Civil International“ (SCI) (Q9-11). Die 38 z. T. 
ausländischen Teilnehmer des Internationalen Zivildienstes halfen beim Bau dieser 
Nachkriegssiedlung.43 Baumaterialien und ein Teil des Kapitals wurden zuvor in 
einer „Werbeaktion“ einer Göttinger Bürgerinitiative gewonnen (Q12-13). 

Die Wohnungsbautätigkeit stieg seit den 50er Jahren kontinuierlich an. Wäh-
rend für das erste Halbjahr 1947 in ganz (!) Niedersachsen nur 60 Zweifamilien-
häuser, 30 Vierfamilienhäuser und 125 ausgebaute Dachgeschosse geplant waren,44 
wurden allein im Jahr 1954 nur in der Stadt Göttingen insgesamt 723 Wohnungen 
fertig gestellt.45 In Anbetracht der oben beschriebenen anhaltenden Flüchtlingsströ-
me und Umsiedlerströme war zwar auch dieser signifikante Anstieg des Woh-
nungsbaus lange Zeit nicht ausreichend,46 doch spätestens mit der Fertigbauweise 
vorprojektierter Wohnblocks in den 1960er und 1970er Jahren, die sich in Göttin-
gen heute z. B. in Grone finden, nahm die Wohnungsnot ein Ende. 

                                                      
40 Stadtarchiv Göttingen, Statistische Berichte (Monatsberichte) der Stadt Göttingen 1948 – 1958, ZA 
10. 
41 Die hohe Zahl erklärt sich z. T. daraus, dass unter die Statistik auch Personen fielen, die lediglich 
den Wohnort wechseln wollten und entsprechend bereits eine Unterkunft außerhalb Göttingens 
hatten (die Relation wird aus den Berichten nicht ersichtlich). Dennoch wird deutlich, dass der Zuzug 
nach Göttingen noch bis Mitte/Ende der 1950er Jahre stark anstieg. 
42 Das Erste Wohnungsbaugesetz vom 24.4.1950 unterschied „den öffentlich geförderten Sozialen 
Wohnungsbau, den steuerbegünstigten und den frei finanzierten Wohnungsbau“. Lüning, S. 72. 
43 Service Civil International. International Archives. B (49 09 25 - 1 01). Online einsehbar unter: 
http://www.service-civil-international.org/index.php?page=collection-germany-list&f=0. Stand: 
12.3.2009. 
44 Vgl. Lüning, Eigenheim-Land, S. 51. Zur gleichen Zeit wurden 812 „Nissenhütten“ geplant. 
45 Stadtarchiv Göttingen, Statistische Berichte (Monatsberichte) der Stadt Göttingen 1948 – 1958, ZA 
10. 
46 Erst in den 1960er Jahren wurde das Vorkriegsniveau von 3,5 Einwohnern pro Wohnung (1939) 
wieder erreicht. Vgl. Trittel, Entwicklung, S. 308. 
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5 Fazit 
Insgesamt ist herauszustellen, dass die beklemmende Wohnsituation im Nach-
kriegs-Göttingen mit der besonderen Lage der Stadt zwischen den Zonengrenzen 
und ihrem niedrigen Zerstörungsgrad korrelierte. Damit unterscheidet sich die 
Göttinger Nachkriegssituation erstens von der der meisten größeren deutschen 
Städte, die durch Bombardements oft stark zerstört waren; zweitens erklärt sich 
daraus das starke Wachstum der Einwohnerzahl. Das „Eindringen“ der Flüchtlinge 
in einen weitgehend intakten Stadtkörper war ein zusätzliches Hindernis für die 
Integration. 

Die Schaffung von Wohnraum durch Wiederauf- und Ausbau fand vor dem 
Hintergrund der strengen Wohnungsgesetze der britischen Militärregierung statt. 
Der Neubau von Wohnraum – und damit die Möglichkeit, die Flüchtlinge dauer-
haft zu integrieren – setzte erst mit Gründung der Bundesrepublik ein. In beiden 
Phasen ist die Initiative aus der Bevölkerung nicht zu unterschätzen. Die relativ 
schnelle Übertragung von Eigenverantwortlichkeit an Deutsche auf den unteren 
Verwaltungsebenen förderte die oben genannten Initiativen. 
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Q1:  Stadtarchiv Göttingen, Film Ztg. 628, Hannoversche Presse, Ausgabe 

Göttingen Stadt, 2. November 1948. 
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Q2:  Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, E57,1, Blatt 

52. 
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Q3:  Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, E57,1, Blatt 

72. 
 

 
 
Q6: Stadtarchiv Göttingen, Film Ztg. 630, Niedersächsische Volksstimme, 

15.Oktober 1949. 



 Ulf Gerrit Meyer-Rewerts 

 

172 

 

 
 
Q4:  Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, E57,1, Blatt 

76. 
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Q5:  Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, E57,1, Blatt 

80. 
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Q7:  Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, E57,2, Blatt 

93. 
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Q8:  Stadtarchiv Göttingen, Stadtverwaltung und Militärregierung, E57,2, Blatt 

104. 
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Q9:  Stadtmuseum Göttingen. 
 

 
 
Q12:  Stadtarchiv Göttingen, Film Ztg. 624, Hannoversche Neueste Nachrich-

ten, Ausgabe Süd-Hannover, 2. Oktober 1948. 
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Q10:  Stadtmuseum Göttingen. 
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Q13:  Stadtarchiv Göttingen, Film Ztg. 624, Hannoversche Neueste Nachrich-

ten, Ausgabe Süd-Hannover, 26.August 1948. 
 
 



 

Schildersturm – Göttinger Straßenumbenennungen 
nach dem Zweiten Weltkrieg 

Marco Dräger 

1 Einleitung 
Straßen sind eine „begehbare“ Quelle und bieten zugleich einen Zugang zur Lo-
kalgeschichte, denn Straßen und Straßenschilder sind im Alltag immer gegenwärtig. 
Durch ihre Omnipräsenz und ihre alltägliche Nutzung werden Vorstellungen und 
Werte, die mit ihren Bezeichnungen konnotiert sind, fast beiläufig in das Denken 
der Benutzer eingeführt. Dieses Potential hat eine lange Tradition und wurde auch 
von den Nationalsozialisten erkannt und genutzt.  

Während der nationalsozialistischen Herrschaft wurde eine Vielzahl von Stra-
ßen nach deren Protagonisten und politischen Führern benannt. Diese umfangrei-
chen Umbenennungen wurden nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges sowohl 
seitens alliierter Politik als auch später seitens der deutschen Behörden wieder 
rückgängig gemacht. Die Umbenennung der Göttinger Straßen war kein einmaliger 
Akt, sondern vollzog sich als kontinuierlicher Prozess, an dem die lokal beteiligten 
Akteure regen Anteil nahmen. 

2 Die ersten Umbenennungen 1945 
Bereits im April 1945 fanden die ersten Umbenennungen auf Befehl der provisori-
schen amerikanischen Militärregierung in Göttingen statt. Der von ihr eingesetzte 
Oberbürgermeister Erich Schmidt diente bei diesen Vorgängen lediglich als De-
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klamationsorgan und gab die Umbenennungen im „Göttinger Mitteilungsblatt“, 
einer von der Militärregierung zwecks Information der Bevölkerung herausgegebe-
nen Zeitung, bekannt.1 Die erste Ausgabe erschien am 20. April 1945 und die Tat-
sache, dass die Umbenennungen als erste Nachricht bekannt gegeben wurden, 
verdeutlicht, dass die politischen Akteure dem Thema eine große Relevanz beige-
messen haben (Q1).  

Laut Wilhelm van Kempen seien diese drei Straßen bereits am 17. April umbe-
nannt worden,2 also innerhalb der ersten zehn Tage nach Besetzung der Stadt. 
Zwar lässt sich der Grad der deutschen Beteiligung an diesen ersten Umbenen-
nungen nicht mehr eruieren, dennoch vermutet die Historikerin Wiebke von 
Thadden „weit verbreitete Zustimmung in der Stadt“3. Eine zweite Umbenen-
nungswelle erfolgte im August 1945, ebenfalls auf Anordnung der Militärregie-
rung;4 sie wurde erneut im „Göttinger Mitteilungsblatt“ bekanntgegeben (Q2-Q3).5 

3 Vom Diktat zur Diskussion 
Nachdem im Dezember 1945 zum letzten Mal auf Veranlassung der Militärregie-
rung eine Straße umbenannt worden war (Q4), verlagerte sich die Initiative allmäh-
lich auf die Göttinger Bevölkerung. Im Februar 1946 wurde auf Beschluss des 
Göttinger Oberbürgermeisters die „Mackensenstraße“ in „Plesseweg“ umbenannt 
(Q5). 

Die ersten Kommunalwahlen fanden am 13. Oktober 1946 statt, politische 
Parteien hatte die Militärregierung bereits im Dezember 1945 zugelassen.6 So 
konnte der neu gewählte Göttinger Rat seine Tätigkeit aufnehmen und musste 
                                                      
1 Wiebke von Thadden, Göttingen und seine Militärregierung, in: Göttingen 1945. Kriegsende und 
Neubeginn – Texte und Materialien zur Ausstellung im Städtischen Museum 31. März – 28. Juli 1985, 
Göttingen 1985, S. 69-92, hier S. 73.  
2 Wilhelm van Kempen, Göttinger Chronik. Göttingen zur Tausendjahrfeier gewidmet, Göttingen 
1953, S. 82. 
3 Von Thadden, Militärregierung, S. 74. 
4 Ebd. Anm. 17. 
5 Obwohl die Umbenennungen aufgrund der Mitteilungsblätter und der Eintragungen im „Straßen- 
und Nummernbuch der Stadt Göttingen“ eindeutig auf April 1945 und August 1945 datierbar sind, 
werden sie im Verzeichnis „Straßenumbenennungen in Göttingen 1937-1973“ (Stadtarchiv Göttingen 
B 19) auf den 8.8.1946 datiert. Christian Plath erklärt dies mit einem zu diesem Zeitpunkt gefassten 
Ratsbeschluss (Christian Plath, Göttinger Straßennamen als Ehrennamen, in: Göttinger Jahrbuch 45 
(1997), S. 179-194, hier S. 187 Anm. 77). Zu diesem Zeitpunkt war Göttingen zumindest in lokalpoli-
tischen Angelegenheiten teilweise wieder autonom handlungsfähig, so dass der Rat als autokephales 
Gremium vermutlich beschloss, die Umbenennungen nachträglich zu legitimieren. Gleichwohl bleibt 
die unterschiedliche Datierung bemerkenswert, sagt sie doch - unter der Prämisse, dass Plaths Erklä-
rung stimmt - einiges über das Göttinger Selbstverständnis bzw. Selbstbewusstsein und das Verhält-
nis zur Militärregierung aus. 
6 Vgl. Barbara Marshall, The Democratization of Local Politics in the British Zone of Germany: 
Hanover 1945-47, in: Journal of Contemporary History 21 (1986), S. 413-451, hier S. 418. Es existier-
te zwar seit November 1945 wieder ein Rat, seine Mitglieder waren jedoch von der Militärregierung 
ernannt worden (Wiebke Fesefeldt, Der Wiederbeginn des kommunalen Lebens in Göttingen. Die 
Stadt in den Jahren 1945 bis 1948, Göttingen 1962, S. 107-111). 
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gleich zu Beginn die Direktive Nr. 30 des Alliierten Kontrollrates vom Mai 1946 
umsetzen, der mit dieser Anweisung die „Beseitigung deutscher Denkmäler und 
Museen militärischen und nationalsozialistischen Charakters“ verfügt hatte.7 Die 
Rück- bzw. Umbenennungen wurden nun zum Gegenstand der lokalen politischen 
Diskussion (Q6-Q8). 

Federführend bei den durchzuführenden Maßnahmen war die Fraktion der 
SPD, die die Initiative ergriff und die Umbenennungspolitik und -praxis durch ihre 
Anträge maßgeblich vorantrieb. Sie favorisierte als Namenspatrone verstorbene 
Politiker des eigenen politischen Lagers (August Bebel, Carl von Ossietzky, Fried-
rich Ebert, Walter Rathenau, Karl Marx und Leonard Nelson), topographische 
Bezeichnungen (Wall, Am Geismartor, Plesseweg), kulturelle Größen (Beethoven, 
Heine), die Geschwister Scholl sowie den Mediziner Robert Koch, der in Göttin-
gen studiert hatte. 

Die CDU-Fraktion wollte diese konsequenten und weitreichenden Änderun-
gen nicht mittragen und stattdessen diejenigen Namen, die in der militärischen 
Tradition standen, beibehalten. So diskutierten die Parlamentarier sowohl im Ple-
num als auch in den verschiedenen Ausschüssen die diversen Vorschläge recht 
kontrovers und heftig. Man stritt darüber, was erinnernswert sei, was getilgt und 
wodurch es ersetzt werden sollte, vor allem aber, wer darüber bestimme. So bilde-
ten sich zwei Lager: Die eine Seite war restaurativ ausgerichtet und wollte eine 
Neuordnung verhindern,8 die andere Seite wollte den Aufbruch und ein neues, 
pazifistisches Lebensgefühl vermitteln.9 Auf diese Weise wurde die Auseinander-
                                                      
7 Amtsblatt des Kontrollrates in Deutschland Nr. 7 (1946) vom 31.5.1946, S. 154-155: Direktive Nr. 
30: Beseitigung deutscher Denkmäler und Museen militärischen und nationalsozialistischen Charak-
ters; Der Kontrollrat verfügt wie folgt: 
I. Von dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Direktive an ist untersagt und als gesetzwidrig erklärt 
die Planung, der Entwurf, die Errichtung, die Aufstellung und der Anschlag oder die sonstige Zur-
schaustellung von Gedenksteinen, Denkmälern, Plakaten, Statuen, Bauwerken, Straßen- oder Land-
straßenschildern, Wahrzeichen, Gedenktafeln oder Abzeichen, die darauf abzielen, die deutsche 
militärische Tradition zu bewahren und lebendig zu erhalten, den Militarismus wachzurufen oder die 
Erinnerung an die nationalsozialistische Partei aufrechtzuerhalten, oder ihrem Wesen nach in der 
Verherrlichung von kriegerischen Ereignissen bestehen. [...] 
II. Sämtliche bestehenden [...] Straßen- oder Landstraßenschilder [...] sind bis zum 1. Januar 1947 
vollständig zu zerstören und zu beseitigen. [...] 
V. a) Die Ausdrücke „militärisch“ und „Militarismus“ sowie der Ausdruck „kriegerische Ereignisse“ 
im Sinne dieser Direktive beziehen sich auf Kriegshandlungen nach dem 1. August 1914 zu Lande, zu 
Wasser oder in der Luft und auf Personen, Organisationen und Einrichtungen, die mit diesen Hand-
lungen in unmittelbarem Zusammenhang stehen. 
b) Der Ausdruck „National-Sozialistische Partei“ im Sinne dieser Direktive bezieht sich auf die ehe-
malige Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei und auf die in unmittelbarer Verbindung mit 
ihr stehenden Personen, Organisationen und Einrichtungen. [...]            
VI. Diese Direktive tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft.    
Ausgefertigt in Berlin, den 13. Mai 1946. (Die in den drei offiziellen Sprachen abgefassten Originaltexte dieser 
Direktive sind von B. H. Robertson, Generalleutnant, L. Koeltz, Armeekorpsgeneral, M. I. Dratwin, Generalleut-
nant, und Lucius D. Clay, Generalleutnant, unterzeichnet.) 
8 Vgl. Marshall, Democratization, S. 414. 
9 Vgl. hierzu die „Militarismus“-Definition der SPD-Fraktion, die weit über das in der Direktive 
genannte Datum (1.8.1914) hinausgeht und bereits bei dem Ulmer Erfinder und Flugpionier Albrecht 
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setzung um die Straßennamen zu einem besonderen Beispiel für die „politische 
Pädagogik“10 des parlamentarischen Neubeginns. 

Aufgrund ihrer absoluten Mehrheit11 konnte sich die SPD-Fraktion im März 
1947 durchsetzen. Die lokale Presse bewertete die Umbenennung unterschiedlich 
(Q9-Q11): Während die „Hannoverschen Neuesten Nachrichten“ die Aktion ne-
gativ kommentierten, weil man „umlernen müsse“, und daher mutmaßten, dass diese 
Umbenennungen nicht „dem Wunsche und Willen des überwiegenden Teils der Göttinger 
Bevölkerung“ entsprächen (Q9), konstatiert die „Hannoversche Presse“ den Sach-
verhalt lediglich lapidar und nüchtern in einer Randbemerkung (Q10), erst in der 
darauffolgenden Ausgabe teilt sie die Umbenennungen mit (Q11). 

Trotz der intensiven Auseinandersetzung um die Straßennamen wurde die 
Umbenennungspraxis allerdings oftmals von anderen, koinzidierenden Problemen 
überlagert,12 so dass die Göttinger Straßen nicht immer zeitnah und unverzüglich 
neue Namen erhielten. Die damals noch selbstständige Gemeinde Geismar melde-
te ihre „verbale Abrüstung“ der so genannten „Frontkämpfersiedlung“ erst im 
Januar 1948 an das Göttinger Vermessungsamt (Q12). 

4 Die Kontroverse um den „82er Platz“ 
Dennoch war die Einstellung der Einwohner keineswegs indifferent. Privatperso-
nen, Vereine und Verbände traten hervor und wollten ihre Namenswünsche be-
rücksichtigt wissen, wie z. B. die „Gesellschaft der Freunde Wilhelm Raabes“, die 
den Schriftsteller als Namenspatron vorschlug (Q13). 

Zeitungsartikel wiesen immer wieder auf Missstände hin und beklagten die 
Diskrepanz zwischen dem Ideal entnazifizierter Straßennamen und dem tatsächli-
chen Gebrauch der Bezeichnungen in der alltäglichen Praxis; die Redakteure 
mahnten mehrfach die noch immer gebräuchliche Verwendung obsoleter Namen 
an und kritisierten, dass diese noch nicht aus dem öffentlichen Stadtbild getilgt 
worden seien (Q14-Q15). 

Aber nicht nur sie wirkten durch ihre Artikel den sprachlichen Entgleisungen 
und Fauxpas entgegen, auch engagierte Leser meldeten sich zu Wort (Q16). Be-
sonders deutlich werden Bedeutungszuschreibungen hinsichtlich der Funktion und 
der Wirkung von Straßennamen in einer Leserbrief-Kontroverse über die korrekte 
Bezeichnung des Platzes „Am Geismartor“.  

                                                                                                                                  
Ludwig Berblinger (1770-1829) ansetzt und die „militärische Tradition“ über Bismarck (1815-1898) 
bis in die Gegenwart fortgesetzt sieht. Auch die aus dem 19. Jahrhundert stammende Bezeichnung 
„Kasernenplatz“ sollte ersetzt werden. 
10 Hartmut Boockmann, Alte Straßen, neue Namen, in: GWU 45 (1994), H. 9, S. 579-591, hier S. 587. 
11 Vgl. van Kempen, Göttinger Chronik, S. 85.. 
12 Vgl. zu diesen Aspekten vor allem die Beiträge von Timo Stiehl zur Versorgungslage und von Ulf-
Gerrit Meyer-Rewerts zur Wohnungssituation in diesem Band. 
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Der 1864 so benannte Platz wurde 1934 auf Beschluss des Oberbürgermeisters 
in „82er-Platz“ umbenannt,13 um an das „2. Kurhessische Infanterie-Regiment Nr. 
82“ zu erinnern, das von 1871 bis 1920 in Göttingen stationiert gewesen war.14 

Diese Benennung wurde im Rahmen der Entmilitarisierungsstrategie bereits 
1947 rückgängig gemacht, seitdem hieß der Platz wieder „Am Geismartor“.15 Um-
gangssprachlich hat sich jedoch der Name „82er Platz“ – bis heute – erhalten, 
obwohl er seit 1992 Hiroshima-Platz heißt. 

Auf diesem Missverständnis bzw. Missverhältnis zwischen umgangssprachli-
cher und offizieller Bezeichnung begründet sich ein zweiter Leserbrief als Reaktion 
auf den vorherigen (Q17), der für die Beibehaltung des nicht mehr existenten Na-
mens plädiert. Die Bevölkerung mischte sich durchaus in die Diskussion ein; sie 
stimmte keineswegs immer den neuen Namen zu. Sie kritisierte die Benennungs-
kriterien und formulierte stattdessen eigene, wie z. B. der Göttinger Pfarrer Alb-
recht Saathoff, der als Auswahlelement besonders den Lokalbezug der Namenspat-
rone betont bzw. bei topographischen Bezeichnungen die Namen „ostdeutscher Städ-
te“ als Erinnerung für die „Neubürger“ an ihre „Heimat“ präferiert (Q18). Des Wei-
teren fordert er, dass der Name zu den Straßen in der Umgebung passt und die 
Anwohner bei der Namensfindung einbezogen werden. 

5 Straßennamen – kollektives Gedächtnis und 
Erinnerungsort? 

In den recherchierten Leserbriefen steht die Erinnerungsfunktion von Straßenna-
men stark im Vordergrund, wenngleich die Auffassungen an verschiedene Aspekte 
von Göttinger Traditionen anknüpfen. So bieten Straßennamen neben der räumli-
chen vor allem auch kulturelle Orientierung.16  

Die Bezugnahme auf lokale Namenspatrone – seien es Personen, topographi-
sche oder historische Bezeichnungen – wirkt identitätsstiftend17 und fördert die 
„Selbstkonstitution von Sozietäten“18. Straßennamen werden auf diese Weise vom 
„Ortsgedächtnis“ zum „Gedächtnisort“.19 
                                                      
13 Akte „Hausnummern- und Straßenverzeichnis Okt. 1897-Mai 1955“ (Stadt Göttingen, Fachdienst 
61.2: Bodenordnung, Vermessung und Geoinformation).  
14 Göttinger Einwohnerbuch 1936, 3. Teil, Straßenverzeichnis, S. 231. 
15 Siehe Q6-Q8, dort taucht der „82er Platz“ unter der Bezeichnung „(Alter) Kasernenplatz“ auf, weil 
er sich neben dem ehemaligen Kasernengebäude befand, in dem das Regiment untergebracht war. 
Das Ringen um den „82er Platz“ war 1957 keineswegs beendet, noch 1983 wurde in einem Leserbrief 
im Göttinger Tageblatt gefordert, wieder einen Platz nach dem 82. Regiment zu benennen.  
16 Johanna Sänger, Heldenkult und Heimatliebe. Straßen- und Ehrennamen im offiziellen Gedächtnis 
der DDR, Berlin 2006, S. 43. 
17 Vgl. Dietz Bering/Klaus Großsteinbeck, Kulturgeschichte von Straßennamen. Neue Perspektiven 
auf altem Terrain, gewonnen am Beispiel Köln, in: Muttersprache 104 (1994), H. 2, S. 97-117, S. 98. 
18 Ebd., S. 97. 
19 Der Begriff „Gedächtnisort“ bzw. sein Pendant „Erinnerungsort“ wird sowohl in der wissenschaft-
lichen als auch in der populären Literatur oft kritiklos, inflationär und meist undefiniert als Argumen-
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Laut Dietz Bering und Klaus Großsteinbeck ist das Interesse an Straßennamen 
immer dann besonders stark, wenn eine Veränderung droht und mit dem „selbst-
verständlichen Hintergrund“ auch ein Stück Identität in Frage gestellt werden 
soll.20 Das Phänomen des starken Interesses bei Veränderungsgefahr bezeichnen 
sie in Anlehnung an Jan Assmann als „mnemische Potenz“21, also als Kraft der 
Erinnerung bzw. des Gedächtnisses. Die Bedeutung, die bislang nur noch unter-
bewusst vorhanden war, wird wiederaktiviert. Mit diesem Modell der Identitätsstif-
tung bzw. der Konstruktion eines kommunalen Gedächtnisses lässt sich die Ve-
hemenz des Streits erklären, sowohl auf der parlamentarischen als auch auf der 
publizistischen Ebene, die in Saathoffs Forderung nach „Straßennamen ohne Poli-
tik“22 kulminiert. Ferner kritisiert er die Vorliebe des „motorisierten Biedermeier“23 
für die romantische Blumenidylle 24 und mahnt eine angemessene, zeitgemäße und 
neutrale Namensgebung an. 

Doch ebenso interessant wie die diskutierten Objekte der Erinnerung sind die 
Auslassungen, Leerstellen und Athetesen, die Teil einer damnatio memoriae wurden. 
Das Vergessen unerwünschter Erinnerungen, die als nicht erinnerungswürdig gal-
ten und daher nicht nennenswert sein sollten, war ebenso ein Teil dieses Prozesses 
der „Vergangenheitsbewältigung“ wie die identifikatorische Neuausrichtung. 

Zu diesem komplexen Diskussionsprozess über Straßenumbenennungen 
merkt der Historiker Rainer Pöppinghege an: „Ein Straßenname sagt nicht nur 
etwas aus über jenes historische Phänomen, auf das er hinweist. […] Ein Straßen-
name sagt viel mehr aus über die Epochen, die er unbeschadet überdauert hat.“25  

                                                                                                                                  
tationsmittel und Schlagwort gebraucht. Dies führt zu einer Gefahr der Überbewertung des genius loci. 
Seine dominante Stellung im Diskurs erweckt einen falschen Eindruck von Homogenität. In den 
vergebenen Namen werden nur Erinnerung und Gedächtnis der Vergabeinstanzen repräsentiert. Es 
bleibt fraglich, inwiefern die Erinnerung derjenigen Gruppe, die ihre Interessen bei der Benennung 
durchgesetzt hat, verallgemeinerbar ist. Zur weiteren Kritik an diesem Begriff siehe Sänger, Helden-
kult, S. 34-44. 
20 Bering/Großsteinbeck, Kulturgeschichte, S. 98-100. 
21 Ebd. S. 100. Jan Assmann spricht von „mnemischer Energie“: So genannte „Objektivationen von 
Kultur“, zu denen auch Straßenschilder gehören, besäßen eine „mnemische Energie“; durch „kultu-
relle Formgebung“ habe sich „kollektive Erfahrung kristallisiert, deren Sinngehalt sich in der Berüh-
rung [womit keineswegs nur haptischer Kontakt gemeint ist, MD] blitzartig wieder erschließen kann 
[...]“ (Jan Assmann, Kollektives Gedächtnis und kulturelle Identität, in: Jan Assmann/Tonio Hölscher 
(Hg.), Kultur und Gedächtnis, Frankfurt am Main 1988, S. 9-19, hier S. 12). Demzufolge hätten 
kulturelle Objektivationen die Kraft, ein kulturelles Gedächtnis zu stabilisieren; „objektivierte Kultur“ 
habe also eine Gedächtnisfunktion (Assmann, Gedächtnis S. 13), so dass eine Gesellschaft durch ihre 
kulturelle Überlieferung für sich und für andere sichtbar werde und das, was sie an ihrer Vergangen-
heit sichtbar und hervortreten lasse, sage etwas aus über das, was sie sei und worauf sie hinauswolle 
(Assmann, Gedächtnis, S. 16). 
22 Siehe Q18. 
23 Vaterland, Muttersprache. Deutsche Schriftsteller und ihr Staat seit 1945. Zusammengestellt von 
Klaus Wagenbach, Winfried Stephan, Michael Krüger und Susanne Schüssler, Berlin 1994, S. 132. 
Das Zitat stammt aus Erich Kästners „Heinrich Heine und wir“. 
24 Siehe die Umbenennungen vom August 1945 in Q3. 
25 Rainer Pöppinghege, Wege des Erinnerns. Was Straßennamen über das deutsche Geschichtsbe-
wusstsein aussagen. Münster 2007, S. 116-117. 
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Als Hauptkriterium für die Benennung nach Personen nennt er deren Leistun-
gen und bejaht eine Namenspatronage in dem Falle, dass sich die „heutige Gesell-
schaft“ noch zu diesen Leistungen bekenne. Dies sei aber keinesfalls als „uneinge-
schränkte Bewunderung“ zu verstehen, sondern der Namenspatron müsse eine 
kritische Gesamtwürdigung erfahren:26 

„Wo eine solche Grenze [Entscheidung, ob eine Benennung angemessen ist; 
MD] anzusetzen ist, muss jede Generation neu aushandeln. Und wenn sie sich 
eben an Treitschke stößt, dann ist auch dies nicht mehr und nicht weniger als der 
Ausdruck eines Geschichtsbewusstseins, das in anderer Form täglich aufs Neue 
konstituiert wird. Jede Briefmarke, jeder Gedenktag, jede Museumspräsentation 
beweist Tag für Tag, dass sich historisches Bewusstsein ständig wandelt. Nur: Bei 
Straßennamen steht die aktuelle Wahrnehmung deutlicher vor Augen.“27 

6 Glossar 

6.1 Q3 
Braunau: Geburtsort Hitlers. 
Dietrich Eckart (1868-1923): völkischer Dichter, Anhänger des Nationalsozialis-
mus und Ideengeber Hitlers. 
Hermann Göring (1893-1946): Jagdflieger im Ersten Weltkrieg, führender Natio-
nalsozialist und Oberbefehlshaber der Luftwaffe im Zweiten Weltkrieg. 
Hanna Wollenweber: Zu ihr liegen keine Informationen vor. 
Herbert Norkus (1916-1932): Hitlerjunge, bei Straßenkämpfen mit Kommunisten 
in Berlin ums Leben gekommen und von den Nationalsozialisten mythisch verehrt. 
Heinrich Schrader (1876-1935): Gründungsmitglied der Göttinger NSDAP-
Ortsgruppe. 
Karl Litzmann (1850-1936): General im Ersten Weltkrieg, NSDAP-Mitglied. 
Ludolf Haase (1898- unbekannt): Gründungsmitglied der Göttinger NSDAP-
Ortsgruppe, Gauleiter des Gaues Hannover-Süd, Ehrenbürger Göttingens von 
1937 bis 1952. 
Otto Bellstädt: erster nationalsozialistischer Aktivist in Göttingen. 
Erich Ludendorff (1865-1937): General im Ersten Weltkrieg und Mitglied der 
Obersten Heeresleitung, Förderer Hitlers und Teilnehmer des Hitlerputsches. 
Wilhelm Gustloff (1895-1936): Landesgruppenleiter der NSDAP-
Auslandsorganisation in der Schweiz, 1936 ermordet. 
Hermann Kautz (1856-1938): Gründungsmitglied der Göttinger NSDAP-
Ortsgruppe. 

                                                      
26 Ebd., S. 117. 
27 Ebd. 
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Franz Seldte (1882-1947): Mitbegründer des Stahlhelm (Bund der Frontsoldaten), 
NSDAP-Mitglied, Reichsarbeitsminister. 

6.2 Q4 
Albert Leo Schlageter (1894-1923): Träger des Eisernen Kreuzes Erster und 
Zweiter Klasse, Freikorpskämpfer, Teilnehmer des Kapp-Putsches, wegen Spiona-
ge und Sabotage von einem französischen Militärgericht 1923 zum Tode verurteilt, 
weswegen er im Dritten Reich zu einer Märtyrerfigur wurde. 

6.3 Q5 
August von Mackensen (1849-1945): Generalfeldmarschall im Ersten Weltkrieg. 

6.4 Q6-Q8 
Otto von Bismarck (1815-1898): Ministerpräsident von Preußen (1862-1890), 
Kanzler des Norddeutschen Bundes (1867-1871) und erster Reichskanzler des 
Deutschen Kaiserreiches (1871-1890), als dessen Begründer er gilt. 
Oswald Boelcke (1891-1916): Jagdflieger im Ersten Weltkrieg, von den National-
sozialisten mythisch als Kriegsheld verehrt. 
Max Immelmann (1890-1916): Jagdflieger im Ersten Weltkrieg, von den Natio-
nalsozialisten mythisch als „Adler von Lille“ verehrt. 
Langemarck: Ort in Belgien, an dem die deutsche Armee am 10. November 1914 
eine Niederlage erlitt, die aber propagandistisch zu einem Sieg umgedeutet wurde 
und den „Mythos von Langemarck“ schuf (heldenhafter Opfertod junger Solda-
ten). 
Lüttich: Am 6. August 1914 wurde die Zitadelle in Lüttich von Ludendorff be-
setzt. 
Masuren: In der Schlacht an den Masurischen Seen vom 6. bis 14. September 
1914 siegte die deutsche Armee über die russische in einer Vernichtungsschlacht. 
Manfred Freiherr von Richthofen (1892-1918): Jagdflieger im Ersten Weltkrieg, 
Beiname „Der rote Baron“, von den Nationalsozialisten mythisch als Kriegsheld 
verehrt. 
Sedan: In der Schlacht von Sedan am 2. September 1870 besiegte die deutsche 
Armee das französische Heer und nahm den französischen Kaiser Napoleon III. 
gefangen. Der Sedanstag war bis 1918 ein Feiertag in Deutschland. 
Tannenberg: In der Schlacht bei Tannenberg vom 26. bis 30. August 1914 ge-
wannen die deutschen Truppen trotz zahlenmäßiger Unterlegenheit gegen die 
russische Armee. 
Ernst Udet (1896-1941): Jagdflieger im Ersten Weltkrieg. 
Walther Wever (1887-1936): Generalstabsoffizier im Ersten Weltkrieg. 
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Hans Joachim von Zieten (1699-1786): preußischer General unter Friedrich dem 
Großen. 
Paul von Hindenburg (1847-1934): Generalfeldmarschall im Ersten Weltkrieg, 
Reichspräsident von 1925-1934. 
Albrecht Ludwig Berblinger (1770-1829): Erfinder und Flugpionier aus Ulm. 
Carl von Ossietzky (1889-1938): Publizist und Pazifist; Redakteur und Herausge-
ber der Zeitschrift „Die Weltbühne“. Nach dem Reichstagsbrand 1933 verhaftet 
und von 1934 bis 1936 im Konzentrationslager Esterwegen bei Papenburg inhaf-
tiert; 1935 mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet, dessen Annahme ihm unter-
sagt wurde, 1938 an den Haftfolgen gestorben. 

6.5 Q12 
Paul von Hindenburg (1847-1934): Generalfeldmarschall im Ersten Weltkrieg, 
Reichspräsident von 1925-1934. 
Otto Eduard Weddigen (1882-1915): U-Boot-Kommandant im Ersten Weltkrieg, 
von den Nationalsozialisten mythisch verehrt. 
Maximilian Reichsgraf von Spee (1861-1914): Vizeadmiral der deutschen 
Kriegsmarine im Ersten Weltkrieg. 
Alexander Adolf August Karl von Linsingen (1850-1935): Generaloberst im 
Ersten Weltkrieg. 
Reinhard Scheer (1863-1928): Marine-Admiral im Ersten Weltkrieg, Oberbe-
fehlshaber in der Schlacht von Skagerrak. 
Albert Theodor Otto von Emmich (1848-1915): Soldat im Deutsch-
Französischen Krieg (1870-1871), seit 1909 Infanterie-General der preußischen 
Armee, „Eroberer von Lüttich“. 

6.6 Q13 
Wilhelm Raabe (1831-1910): Schriftsteller gesellschaftskritischer Romane und 
Novellen, Pseudonym: Jakob Corvinus, bedeutender Vertreter des deutschsprachi-
gen Realismus, 1901 Verleihung der Ehrendoktorwürde durch die Georg-August-
Universität Göttingen aufgrund seiner literarischen Verdienste. 

6.7 Q16-Q17 
Das 2. Kurhessische Infanterie-Regiment Nr. 82 wurde am 27.9.1866 als Infan-
terie-Einheit der preußischen Armee errichtet. Laut Allerhöchster Kabinettsorder 
vom 24.1.1889 sollte es identisch mit demjenigen 2. Kurhessischen Infanterie-
Regiment sein, das von Landgraf Wilhelm von Hessen am 30.11.1813 anlässlich 
der Befreiungskriege gestiftet worden war. 
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Im Deutsch-Französischen Krieg 1870-1871 kämpfte das Regiment bei Wörth 
(6.8.1870) und Sedan (1.9.1870), es belagerte Paris und Pfalzburg. Ein Füsilier-
Bataillon nahm am Siegeseinmarsch in Paris teil. 

Nach Stationierungen in Frankfurt und Hanau war Göttingen seit 1871 das 
Hauptquartier der Garnisonen. 

Im Ersten Weltkrieg (1914-1918) war das Regiment zunächst an der Erobe-
rung Lüttichs an der Westfront beteiligt (6.8.1914), Anfang September 1914 wurde 
es an die Ostfront verlegt und, unter anderem, in der Schlacht an den Masurischen 
Seen eingesetzt (6.-14.9.1914). Es blieb bis 1917 im Osten, wurde dann aber wieder 
im Oktober 1917 an die Westfront verlegt, kämpfte bei Verdun und verteidigte bis 
1918 die so genannte „Siegfriedstellung“. 

Der ehemalige Exerzierplatz des Regiments in Göttingen hieß „82er Platz“; 
1934 wurde der Platz „Am Geismar Tor“ zur Erinnerung an dieses Regiment in 
„82er Platz“ umbenannt, diese Umbenennung wurde jedoch 1947 rückgängig ge-
macht. Seit 1947 gibt es also den „82er Platz“ nicht mehr, sondern wieder den 
Platz „Am Geismar Tor“. Seit 1992 heißt er „Hiroshima-Platz“. 

An dieser Stelle beginnt das Göttinger Missverständnis, denn der alte Name 
wurde im täglichen Sprachgebrauch weiter benutzt; Langlebigkeit, alltägliche Ge-
wohnheit und Vertrautheit mit einer Bezeichnung, die sich eingeprägt hat, setzten 
sich über „political correctness“ bei diesem Beispiel vielfach hinweg. 

[zusammengestellt nach: Dermot Bradley/Hans Bleckwenn (Hg.), Günther 
Voigt, Deutschlands Heere bis 1918. Ursprung und Entwicklung der einzelnen 
Formationen, Bd. 3: Die Infanterie-, Füsilier- und Grenadier-Regimenter 61 – 99 
der preußischen Armee, Osnabrück 1982, S. 246-263.] 

Das Geismar Tor war neben dem Weender Tor und dem Groner Tor einer 
der wichtigsten mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Stadteingänge Göttingens. 
Nach der „Entfestigung“ der Stadt in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts hatte 
das Geismar Tor die primäre Funktion der Eingangskontrolle weitgehend einge-
büßt, es wurde in den Jahren 1784 und 1788 zu einem repräsentativen Durchgang 
umgestaltet. Das alte Tor wurde abgerissen und durch ein Holztor zwischen zwei 
steinernen Säulen, die mit Löwen gekrönt waren, ersetzt (Ernst Böhme, Göttingen 
verändert sein Gesicht. Stadtentwicklung zwischen 1650 und 1866, in: Ernst Böh-
me/Rudolf Vierhaus (Hg.), Göttingen: Geschichte einer Universitätsstadt, Bd. 2: 
Vom Dreißigjährigen Krieg bis zum Anschluss an Preußen – Der Wiederaufstieg 
als Universitätsstadt (1648 – 1866), S. 429-450, hier S. 438-442). 
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Am 21. April 1945 wurde das Geismar Tor von amerikanischen Panzern zer-
stört, weil es ein „Verkehrshindernis“ darstellte (Wiebke von Thadden, Göttingen 
und seine Militärregierung, in: Göttingen 1945. Kriegsende und Neubeginn – Tex-
te und Materialien zur Ausstellung im Städtischen Museum 31. März – 28. Juli 
1985, Göttingen 1985, S. 69-92, hier S. 71). 

Das Geismar Tor als Postkartenmotiv (1939). Quelle: Städtisches Museum 
Göttingen, Fotoarchiv, Akte: „Am Geismartor“. 

Literatur zum Weiterlesen 
Christian Plath, Göttinger Straßennamen als Ehrennamen, in: Göttinger Jahrbuch 

45 (1997), S. 179-194. 

Rainer Pöppinghege, Geschichte mit Füßen getreten. Straßennamen und 
Gedächtniskultur in Deutschland, in: P. Freese (Hg.), Paderborner 
Universitätsreden, H. 94, Paderborn 2005. 

Rainer Pöppinghege, Wege des Erinnerns. Was Straßennamen über das deutsche 
Geschichtsbewusstsein aussagen. Münster 2007. 

Johanna Sänger, Heldenkult und Heimatliebe. Straßen- und Ehrennamen im 
offiziellen Gedächtnis der DDR, Berlin 2006. 
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Gerd Tamke, Göttinger Straßennamen. Familien, Bürger, Personen, Göttingen 
1997. 
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Q1:  Göttinger Mitteilungsblatt Nr. 1 vom 20.4.1945 (Stadtarchiv Göttingen, 

Film Ztg. Nr. 215). 
 

 
 
Q2:  Göttinger Mitteilungsblatt Nr. 21 vom 11.8.1945 (Stadtarchiv Göttingen, 

Film Ztg. Nr. 215). 
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Q3:  Akte „Hausnummern- und Straßenverzeichnis Okt. 1897 – Mai 1955“ 

(Stadt Göttingen, Fachdienst 61.2: Bodenordnung, Vermessung und Geo-
information). 
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Umschrift Q3 

Mai 1945 
 
Auf Verlangen der Militärregierung werden folgende  
Straßen umbenannt und erhalten wieder ihre alte  
Bezeichnung: 
 
Straße der SA   = Weender Straße 
Adolf Hitler-Platz  = Theaterplatz 
Franz Seldte-Straße  = Theaterstraße 
 
 

August 1945 
 
Auf Verlangen der Militärregierung sind folgende  
Straßenbezeichnungen abgeändert worden: 
 
 
Braunauerstraße  jetzt Kantstraße 
Dietrich-Eckart-Winkel jetzt Rosenwinkel 
Göring-Straße  jetzt Berblingerstraße 
Hanna-Wollenweber-Straße jetzt Tulpenweg 
Herbert-Norkus-Straße jetzt Rosmarienweg  Rosmarinweg 
Heinrich-Schrader-Straße jetzt Mathildenweg gestrichen auf Ratsbeschluß v. 
7.5.54 
Litzmannstraße  jetzt Keplerstraße 
Ludolf-Haase-Allee  jetzt Pfalz-Grona-Breite 
Otto-Bellstädt-Straße jetzt Margueritenweg 
Ludendorffring  jetzt Kreuzbergring 
Wilhelm-Gustloff-Straße jetzt Nelkenwinkel 
Hermann-Kautz-Straße jetzt Gutenbergstraße 
 
 
n.b. 12. Aug. 1946 Führmann 
(an städtische Dienststellen usw. 
Siehe Aufstell[un]g Akte: „Festsetz[un]g 
v[on] Hausn[umme]r u[nd] Straßenbezeichn[un]g“) 
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Q4:  Akte „Hausnummern- und Straßenverzeichnis Okt. 1897 – Mai 1955“ 

(Stadt Göttingen, Fachdienst 61.2: Bodenordnung, Vermessung und Geo-
information). 

 

 
 
Umschrift Q4 
 

 
 
Q5:  Akte „Hausnummern- und Straßenverzeichnis Okt. 1897 – Mai 1955“ 

(Stadt Göttingen, Fachdienst 61.2: Bodenordnung, Vermessung und Geo-
information). 

 

 
 
Umschrift Q5 
 

Auf Verlangen der Militärregierung erhält die Schlageterstraße 
wieder die alte Bezeichnung 

 „Düstere Eichenweg“ 

In der Besprechung am 19.2.1946 mit Herrn Oberbürgermeister 
ist beschlossen worden, die „Mackensenstraße“ in 
„Plesseweg“ umzubenennen. 
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Q6:  Protokoll 01/1947 der Ratsversammlung der Stadt Göttingen vom 

17./24.1.1947 (Stadtarchiv Göttingen). 
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Q7:  Protokoll des Bauausschusses der Stadt Göttingen vom 14.2.1947 (Stadt-

archiv Göttingen). 
 



Schildersturm – Göttinger Straßenumbenennungen nach dem Zweiten Weltkrieg 
 

 

197 

 
 
Q8:  Protokoll 04/1947 der Ratsversammlung der Stadt Göttingen vom 

7.3.1947 (Stadtarchiv Göttingen). 
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Q9:  Hannoversche Neueste Nachrichten, Ausgabe G Südhannover, 2. Jg., Nr. 

20 vom 12.3.1947, S. 4 (Stadtarchiv Göttingen, Film Ztg. Nr. 623). 
 

 
 
Q10:  Hannoversche Presse. Die Zeitung aller Schaffenden, Ausgabe Südhanno-

ver, 2. Jg., Nr. 21 vom 14.3.1947, S. 3 (Stadtarchiv Göttingen, Film Ztg. 
Nr. 627). 
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Q11:  Hannoversche Presse. Die Zeitung aller Schaffenden, Ausgabe Südhanno-

ver, 2. Jg., Nr. 22 vom 18.3.1947, S. 3 (Stadtarchiv Göttingen, Film Ztg. 
Nr. 627). 

 

 
 
Q12:  Aktenordner „Straßennamen A,1, Akazienweg“ (Stadt Göttingen, Fach-

dienst 61.2: Bodenordnung, Vermessung und Geoinformation). 
 

 
 
Umschrift der Notiz in Q12 

Die Änderungen sind in unsere Pläne eingetragen.
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Q13:  Aktenordner „Straßennamen W,2, Wilhelm-Raabe-Straße“ (Stadt Göttin-

gen, Fachdienst 61.2: Bodenordnung, Vermessung und Geoinformation). 
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Q14:  Hannoversche Volksstimme. Die Zeitung für die Interessen der Werktäti-

gen, Ausgabe Südhannover, 1. Jg., Nr. 25 vom 8.11.1946, S. 3 (Stadtarchiv 
Göttingen, Film Ztg. Nr. 629). 

 

 
 
Q15:  Hannoversche Volksstimme. Die Zeitung für die Interessen der Werktäti-

gen, Ausgabe Südhannover, 1. Jg., Nr. 30 vom 26.11.1946, S. 3 (Stadtar-
chiv Göttingen, Film Ztg. Nr. 629). 
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Q16:  Göttinger Tageblatt, 69. Jg., Nr. 39 vom 15.2.1957, S. 6 (Stadtarchiv Göt-

tingen, Film Ztg. Nr. 277). 
 

 
 
Q17:  Göttinger Tageblatt, 69. Jg., Nr. 55 vom 6.3.1957, S. 4 (Stadtarchiv Göt-

tingen, Film Ztg. Nr. 277). 
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Q18:  Göttinger Tageblatt, 69. Jg., Nr. 273 vom 23./24.11.1957, S. 18 (Stadtar-

chiv Göttingen, Film Ztg. Nr. 280). 



 
 
 



 

Heimkehr aus Krieg und Gefangenschaft 

Anne-Katrin Poppe 

1 Die Situation am Kriegsende 
Am 8. Mai 1945 war der Krieg für die kämpfenden Soldaten in Europa offiziell zu 
Ende. Schon vor diesem Datum hatte eine gewaltige zivile Fluchtbewegung aus 
den ehemaligen deutschen Ostgebieten begonnen. Zu diesen Flüchtlingen gesellten 
sich nun auch die Wehrmachtssoldaten, die der Gefangennahme durch die Rote 
Armee bislang entgehen konnten. Sie hofften, der Gefangenschaft auch weiterhin 
zu entkommen oder – als mutmaßlich kleineres Übel – in den Gewahrsam der 
westlichen Alliierten zu gelangen. Ebenso verließen im Westen Soldaten ihre 
Truppen, um nach Hause zurückzukehren. Von den etwa elf Millionen Soldaten, 
die zu Kriegsende noch in der Wehrmacht kämpften, schafften es jedoch nur die 
wenigsten ohne zumindest vorübergehende Gewahrsamnahme bis an ihr Ziel. So 
befanden sich am Ende des Zweiten Weltkrieges weit über acht Millionen Deut-
sche in alliierter Kriegsgefangenschaft. Der weitaus größte Teil von ihnen wurde 
innerhalb eines Jahres entlassen: 1945/46 strömten mehrere Millionen ehemalige 
Soldaten in die Westzonen zurück, 1947/48 noch mehrere hunderttausend, bis 
1955/56 nahmen die Zahlen bis auf wenige tausend ab.1 

Der Begriff Heimkehrer bezeichnet nicht die große Masse der zurückkehren-
den Soldaten, sondern bezieht sich auf diejenigen Soldaten, die nach 1947/48 spe-

                                                      
1 Traugott Wulfhorst, Der „Dank des Vaterlandes“ – Sozialpolitik und -verwaltung zur Integration 
ehemaliger Wehrmachtsoldaten und ihrer Hinterbliebenen, in: Rolf-Dieter Müller/Hans-Erich 
Volkmann (Hg.), Die Wehrmacht. Mythos und Realität, München 1999, S. 1037-1057, hier S. 1038. 
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ziell aus sowjetischer Gefangenschaft entlassen wurden.2 Anders als es diese Sam-
melbezeichnung nahe legt, handelte es sich bei ihnen jedoch keinesfalls um eine 
homogene Gruppe. Soziokulturelle Unterschiede, wie z.B. die soziale Schichtung, 
spiegelten sich auch bei den Heimkehrern wieder. Zudem differierten die individu-
elle Wahrnehmung und Deutung von Krieg und Gefangenschaft innerhalb dieser 
Gruppe. 

Die Forderung nach Entlassung der Gefangenen – die sogenannte Kriegsge-
fangenenfrage – war eines der zentralen Themen der deutschen Nachkriegsge-
schichte, das mit der „Heimkehr der Zehntausend“ im Herbst 1955 seinen Ab-
schluss fand. Verbunden mit der Frage nach der „Heimkehr“ waren auch die Sor-
gen um den Verbleib verschollener Soldaten. Nach dem Überfall der Wehrmacht 
auf die Sowjetunion im Jahr 1941 war die Anzahl der „vermissten“ Soldaten stark 
angestiegen: 1943 betrug sie bis zu zwei Drittel der so genannten „Ausfälle“, die 
das Oberkommando der Wehrmacht in einer Statistik veröffentlichte.3 Der Status 
des „Vermissten“ ließ den Angehörigen immerhin die Hoffnung, der Betreffende 
könne sich noch irgendwo in der Sowjetunion in Gefangenschaft befinden. Die 
relativ ungenauen Angaben, die die Regierung der Sowjetunion über die tatsächli-
che Zahl der internierten deutschen Soldaten machte, und die eingeschränkten 
Informationsmöglichkeiten schürten sowohl Hoffnungen als auch Gerüchte.4 

Die Repatriierung der Kriegsgefangenen sollte bis zum 31. Dezember 1948 ab-
geschlossen sein, so einer der Beschlüsse der Moskauer Außenministerkonferenz 
im Frühjahr 1947, zu der sich die Alliierten zusammengefunden hatten, um über 
die Zukunft Deutschlands zu beraten.  

Die Sowjetunion verschob diesen Termin eigenmächtig um ein Jahr auf Ende 
1949. Neben organisatorischen und logistischen Problemen des Rücktransports lag 
ein Grund hierfür in den ökonomischen Interessen der Sowjetunion: Die Internier-
ten wurden zunächst weniger als politisch-strategisches „Pfand“ denn als Arbeits-
kräfte betrachtet, die ihren Anteil am Wiederaufbau der sowjetischen Wirtschaft 
leisten sollten. Die „Kriegsgefangenen“ wurden offiziell bis zu diesem Zeitpunkt 
nach Hause geschickt. Diejenigen, die über diesen Zeitpunkt hinaus in Gefangen-
schaft blieben, waren aus sowjetischer Perspektive (noch nicht) verurteilte Kriegs-
verbrecher. Damit hatte sich die Bewertung der Kriegsgefangenenfrage spätestens 
ab 1949 auch für die Sowjetunion in den politischen Bereich verschoben.5 
                                                      
2 Zur juristischen Definition des Begriffes „Heimkehrer“ im Heimkehrergesetz vom 19.6.1950 siehe 
Leonid Ischenin, Die deutschen Heimkehrer und die Maßnahmen zu ihrer Eingliederung unter Be-
rücksichtigung der Umsiedler aus dem Osten, Diss., Köln 1966, S. 30-33. Weiterhin: 
Heimkehrergesetz. Kommentar und sonstiges Heimkehrerrecht von Dr. Kurt Draeger. 2. neubearbei-
tete, erweiterte Auflage, Berlin/Frankfurt am Main 1953. 
3 Peter Steinbach, Die sozialgeschichtliche Dimension der Kriegsheimkehr, in: Annette Kaminsky 
(Hg.), Heimkehr 1948. Geschichte und Schicksale deutscher Kriegsgefangener, München 1998, S. 
325-340, hier S. 325. 
4 Bis in die frühen fünfziger Jahre hielt sich unter anderem das Gerücht, in der Sowjetunion gäbe es 
„Schweigelager“ deutscher Kriegsgefangener. Vgl. Steinbach, Kriegsheimkehr. S. 325f.  
5 Vgl. Dietmar Sauermann/Renate Brockpähler (Hg.), „Eigentlich wollte ich ja alles vergessen…“ 
Erinnerungen an die Kriegsgefangenschaft 1942-1955, Münster 1992, S. 368.  
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2 Die ersten Heimkehrer 
Praktisch hatte die deutsche Wehrmacht mit der Kapitulation des Reiches aufge-
hört zu existieren, formal wurde die Auflösung der Armee durch das Kontrollrats-
gesetz Nr. 34 vom 20. August 1946 nachträglich deklamiert.6 Die ehemaligen Sol-
daten, soweit sie nicht besonderen Arrestkategorien unterstanden, wurden demobi-
lisiert, entlassen und hatten sich einer amtlichen Registrierung zu unterziehen (Q3). 
In der britischen Besatzungszone lief dieser Vorgang unter dem Codenamen 
„Operation Clobber“. Die ehemaligen Soldaten sollten möglichst für den Wieder-
aufbau der deutschen Infrastruktur mit den Schwerpunkten Bauindustrie und 
Bergbau zur Verfügung stehen (Q1).  

Schon im Oktober 1945 befanden sich im Stadtkreis Göttingen knapp 4.000 
entlassene Wehrmachtssoldaten, die dort ihren Wohnsitz hatten. Weitere 3.142 
hatten auf ihrem Weg zurück an ihren Wohnort im Stadtkreis Göttingen Station 
gemacht, so berichtete es das Einwohnermeldeamt der Stadt am 1. Oktober 1945 
dem Captain der Militärregierung Bertram (Q2). Auch aus Großbritannien kehrten 
im Herbst des Jahres 1945 ehemalige Soldaten zurück. Sie gehörten zu den Kriegs-
gefangenen, die während des Zweiten Weltkrieges interniert und in Lager außer-
halb Deutschlands verbracht worden waren, wo sie an Reeducation-Maßnahmen 
teilgenommen hatten. Diese Männer sollten die „Erkenntnisse aus britischer Gefangen-
schaft“ nach ihrer Rückkehr in die Praxis umsetzen und sich am wirtschaftlichen 
und politischen Wiederaufbau beteiligen (Q4).  

Die Diskrepanz, die unter anderem zwischen den Heimkehrern aus einerseits 
westlicher und andererseits sowjetischer Gefangenschaft herrschte, wurde bereits 
bei diesen ersten Rückkehrern deutlich. Während sich die „britischen“ Gefangenen 
in einem guten physischen Zustand befanden – die Ernährung in Kriegsgefangen-
schaft konnte durchaus besser sein als die, die sie in der Heimat erwartete – er-
schienen die ersten Heimkehrer aus sowjetischer Gefangenschaft bei schlechter 
Gesundheit und in einem desolaten Allgemeinzustand: „Ohne Gepäck, ohne Decke, 
ohne Mantel“ erreichte beispielsweise ein Transport 1946 das Entlassungslager 
Friedland (Q5, 6). Bei diesen Soldaten handelte es sich in erster Linie um kranke, 
verwundete oder invalide deutsche Unteroffiziere oder Mannschaftsgrade. Sie wa-
ren kurz hinter der Front festgesetzt und von sowjetischer Seite als nicht arbeitsfä-
hig eingestuft worden.7 Das häufigste Krankheitsbild, das diese Männer zeigten, 
wurde unter dem Begriff Dystrophie als Kriegsgefangenen-Krankheit bekannt. 
Darunter wurden Symptome, die sich aus Mangelernährung ergaben, verstanden. 

                                                      
6 Kontrollratsgesetz Nr. 34 (Auflösung der Wehrmacht) vom 20.8.1946, 
http://www.verfassungen.de/de/de45-49/kr-gesetz34.htm. <23.9.2008> 
7 Stefan Karner, Deutsche Kriegsgefangene und Internierte in der Sowjetunion, in: Die Wehrmacht, 
S. 1012-1036, hier S. 1033f. Außerdem: Hilger, Kriegsgefangene, S. 315f.  
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Neben den körperlichen Symptomen führte man teilweise auch psychische Auffäl-
ligkeiten der Kriegsteilnehmer auf diese Ursache zurück.8  

Die Entlassung der Kriegsgefangenen in die westlichen Besatzungszonen ver-
lief anfangs ohne größeren bürokratischen Aufwand, was unter anderem der Tat-
sache geschuldet war, dass es zunächst keine zentrale Zuständigkeit für die Entlas-
sung der Gefangenen gab. Erst 1948 wurde Friedland zum einzigen Entlassungsla-
ger für die britische Zone, später in der Bundesrepublik für Niedersachsen. Als die 
Repatriierung aus den westeuropäischen Staaten 1948 nahezu abgeschlossen war, 
sollte die Entlassung der Kriegsgefangenen aus der Sowjetunion komplett über 
Friedland verlaufen. Alle Heimkehrer aus der Sowjetunion wurden nun über das 
nahe der Zonengrenze liegende Durchgangslager in die westlichen Zonen und 
später in die Bundesrepublik entlassen.9 Dort erhielten sie die ersten Dokumente, 
die für ihren weiteren Weg durch die Verwaltung von Bedeutung waren. Das „Cer-
tificate of Discharge“ (D.2-Schein) beispielsweise musste immer wieder bei den 
Behörden vorgelegt werden, wenn Unterstützungsleistungen in Anspruch genom-
men werden wollten. In diesem Dokument fanden sich neben Einträgen über den 
Empfang des Entlassungsgeldes auch die Ergebnisse der ersten ärztlichen Unter-
suchung im Entlassungslager Friedland. Der Befund „Dystrophie“ scheint häufig 
genug festgestellt worden zu sein, um ihn per Stempel in das Formular einzutragen 
(Q12).  

Außerdem erfolgte in Friedland eine erste Befragung durch den Suchdienst des 
Deutschen Roten Kreuzes, durch die Informationen über Vermisste oder Gefalle-
ne, die bislang nicht in Statistiken oder offiziellen Verlautbarungen aufgetaucht 
waren, gewonnen werden sollten. Die Verbindung zwischen Göttingen und Fried-
land wurde von verschiedenen Seiten immer wieder hergestellt. Vor allem Mitte 
der 1950er Jahre, als die letzten Gefangenen aus der Sowjetunion erwartet wurden, 
betonte der Göttinger Rat immer wieder die Nähe zum Durchgangslager und die 
Bereitschaft zur Hilfe.  

Für die Angehörigen von Gefangenen und Vermissten wurde Friedland zum 
Symbol ihrer Hoffnungen. Hier erwarteten sie die Rückkehr ihrer Angehörigen 
oder zumindest Informationen über deren Schicksal: Mit Schildern, Fotos und 
Suchzetteln versuchten sie, von den Rückkehrern Hinweise zu bekommen (Q9-
11).  

                                                      
8 Arthur Smith, Heimkehr aus dem Zweiten Weltkrieg. Die Entlassung der deutschen Kriegsgefange-
nen, Stuttgart 1985, S. 109. Zum Zusammenhang von Unter- bzw. Mangelernährung und den psychi-
schen Folgen siehe auch folgende zeitgenössische Aufsätze: Ernst Friedrich, Jugend in Gefangen-
schaft. Bericht eines aus Russland heimgekehrten Studenten, in: Deutsche Universitätszeitung, Jg.5, 
H. 1 (1950), S. 13-25; Friedrich Hassenstein, Der Mensch in der Gefangenschaft, in: Studium Gene-
rale, Jg. 3, H. 1 (1950), S. 5-8. 
9 Daneben erlangte Friedland auch als Durchgangslager für Vertriebene und Flüchtlinge aus den 
ehemaligen Ostgebieten eine zentrale Bedeutung, ebenso als erste Station für Flüchtlinge aus der 
sowjetischen Besatzungszone. Dazu: Dagmar Kleineke, Entstehung und Entwicklung des Lagers 
Friedland 1945-1955, Diss., Göttingen 1992. Zu Friedland läuft zur Zeit an der Universität Göttingen 
ein Projektseminar mit dem Ziel, ein Museumsprojekt vorzubereiten und digital zu begleiten. 
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3 Versorgung von Heimkehrern und Angehörigen von 
Kriegsgefangenen 

Insgesamt etwa 2 Millionen Menschen hätten nach dem Krieg Anspruch auf staat-
liche Unterstützung gehabt, hätte man die Maßstäbe der Vorkriegszeit anlegen 
können. Zu ihnen zählten neben den ehemaligen Soldaten auch die Kriegsbeschä-
digten der Wehrmacht, außerdem die Witwen, Waisen und Eltern der toten Solda-
ten und die Angehörigen der Vermissten, die vor 1945 anspruchsberechtigt gewe-
sen waren. Allein im Gebiet des heutigen Niedersachsens stieg die Zahl der Ver-
sorgungsberechtigten bis 1949 im Vergleich zu 1938 um das Vierfache, die Zahl 
der Schwerbeschädigten sogar um das Achtfache.10  

Die Heimkehrer des Zweiten Weltkrieges konnten nach ihrer Demobilisierung 
jedoch keine öffentliche Hilfe bei ihrer individuellen Reintegration in die Gesell-
schaft erwarten. Zum einen fehlten in der unmittelbaren Nachkriegszeit die ent-
sprechenden staatlichen Institutionen, zum anderen die finanziellen Mittel. Des 
Weiteren waren sich die Alliierten einig, dass ehemalige Soldaten, anders als nach 
dem Ersten und bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges, keine Sondervergünsti-
gungen erhalten sollten. Die früheren Versorgungsgesetze wurden nachträglich 
aufgehoben.11 Es gab zunächst also keine speziellen oder gar regelmäßigen Hilfen 
für Heimkehrer oder die Angehörigen von Kriegsgefangenen oder -beschädigten. 
Stattdessen versuchten die Behörden vor Ort, möglichst unbürokratisch zu helfen. 
In Göttingen lebten nach einer Zählung des Sozialamtes 1946 gut 400 Personen, 
die als Kriegsgeschädigte einzustufen waren und 766 Parteien, deren „Ernährer“ 
sich in Kriegsgefangenschaft befanden (Q7). Vor allem private Initiativen spielten 
in diesen ersten Jahren bei der Versorgung von Heimkehrern und Angehörigen 
eine entscheidende Rolle, zum Beispiel die Göttinger Nothilfe, die unter anderem 
durch die Sammlung von Kleidern zur Versorgung der Heimkehrer beitrug. Erst 
1947 wurde in der britischen Besatzungszone der Versuch unternommen, auf Lan-
desebene Vereinbarungen über eine zentrale Regelung der Fürsorge zu treffen.12 
Um Beihilfen zu bekommen, musste der Heimkehrer eine Bescheinigung vorlegen, 
die seinen Status bestätigte (Q13). 

Mit der Gründung der Bundesrepublik Deutschland 1949 wurde hinsichtlich 
der Heimkehrer eine umfassende Integrationspolitik möglich. Schon 1950 be-
schloss der Bundestag einstimmig das Heimkehrergesetz (HKG). 1953 wurde der 
Kreis der Begünstigten erweitert, um dem geänderten Status zahlreicher Kriegsge-
fangener gerecht zu werden und diese nicht von eventuellen Ansprüchen auszu-
schließen. Im HKG waren verschiedene Leistungen vorgesehen, zum Beispiel ein 

                                                      
10 Wulfhorst, „Dank des Vaterlandes“, S. 1037, hier Anmerkung 3. 
11 Ziel der alliierten Politik war es, den deutschen Militarismus zu beseitigen und eine Sozialpolitik zu 
etablieren, die sich nicht mehr wie unter dem NS-Regime am Militärwesen ausrichtete, sondern auf 
Integration der verschiedenen Gruppen abzielte. Dazu: Wulfhorst, „Dank des Vaterlandes“, S. 1040f. 
12 Vgl. Wiebke Fesefeldt, Der Wiederbeginn des kommunalen Lebens in Göttingen. Die Stadt in den 
Jahren 1945 bis 1948, Göttingen 1962, S. 65-69. 
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Entlassungsgeld (in Höhe von 150, später 100 DM), Bekleidung und Gebrauchs-
gegenstände als Übergangsbeihilfen, bevorzugte Zuteilung von Lebensmitteln oder 
Wohnraum. Besonders wichtig im Hinblick auf die Reintegration der Heimkehrer 
war der § 7, in dem die Sicherung des früheren Arbeitsverhältnisses beziehungs-
weise das Wiederaufleben eines erloschenen Arbeitsverhältnisses festgelegt wur-
de.13 Allerdings bedeutete diese Regelung keineswegs, dass alle Arbeitsverhältnisse 
wieder aufgenommen werden konnten beziehungsweise dass der ehemalige Ar-
beitgeber an einem Aufleben interessiert war, wie das Beispiel eines Prozesses um 
die Wiedereinstellung bei der Stadt Göttingen zeigt (Q14).  

Mit dem Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz vom 30. Januar 1954 wurden 
weitere Unterstützungsmöglichkeiten geschaffen. Für jeden nachgewiesenen Mo-
nat Gefangenschaft stand dem Antragssteller eine Entschädigung von 30 DM zu, 
nach weiteren zwei Jahren ausländischen Gewahrsams sollte der Betrag sich auf 60 
DM verdoppeln. Die Auszahlung sollte innerhalb von sechs Jahren nach Verkün-
dung des Gesetzes erfolgen, und zwar in der Reihenfolge der sozialen Dringlich-
keit. Für die Bearbeitung eines Antrages (Q15) waren zahlreiche Dokumente vor-
zulegen, so die schon erwähnten Entlassungspapiere (Q12) und die Bescheinigung 
der Heimkehrereigenschaft (Q13). Es konnten aber auch Nachweise über die Dau-
er der Gefangenschaft von der Wehrmachtsauskunftsstelle (WAST), alliierten Be-
hörden oder Briefe und Karten aus der Gefangenschaft (Q8) verlangt werden, 
ebenso wie ärztliche Gutachten. Die Prozedur der Antragsstellung wurde von vie-
len ehemaligen Kriegsgefangenen als zu langwierig und entwürdigend empfunden. 
Nicht verständlich war für viele der Gang der Verwaltung, der unterschiedlichste 
Formulare, Stempel und Bescheinigungen erforderte.14 

In den 1950er Jahren verbesserten sich die Möglichkeiten des Kontaktes zu 
den noch in der Sowjetunion befindlichen Gefangenen, regelmäßige Post- und 
Paketsendungen wurden möglich. In verschiedenen Städten Niedersachsens veran-
lassten die Behörden den monatlichen Versand von so genannten Liebesgaben – 
Päckchen mit Lebensmitteln und Kleidung im Wert von 10 DM – an diejenigen 
Kriegsgefangenen, deren Angehörige selbst nicht für solche Gaben aufkommen 
konnten. Im November 1952 sollten zwanzig Kriegsgefangene aus Göttingen ein 
solches Paket bekommen, darin enthalten waren unter anderem: Schokolade, Le-
berwurst, Tabak, Zigarettenpapier und Kerzen (Q16). Diese Pakete wurden von 
den Heimkehrern selbst nach ihrer Rückkehr immer wieder thematisiert. Sie be-
deuteten eine enorme Erleichterung der Lebensumstände in den Lagern und rette-
ten wahrscheinlich manchem das Leben. Neben dem materiellen Wert war es vor 
allem die Gewissheit, dass sich „in der Heimat“ jemand kümmerte, die vielen ge-
holfen haben dürfte. Und umgekehrt bot sich hier für die ansonsten hilflosen An-
gehörigen eine Möglichkeit der Unterstützung.15 
                                                      
13 Heimkehrergesetz. Kommentar und sonstiges Heimkehrerrecht von Dr. Kurt Drager. 2. neubear-
beitete, erweiterte Auflage, Berlin/Frankfurt am Main 1953.  
14 Dazu: Zeitzeugenberichte bei Sauermann/Brockpfähler, Erinnerungen, S. 386f. und S. 406f. 
15 Dazu: Hilger, Kriegsgefangene, S. 339f. 
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4 Die letzten Heimkehrer  
Auf politischer Ebene war das Thema Heimkehrer und Kriegsgefangene durchaus 
präsent, bis 1949 jedoch wurde es hauptsächlich innenpolitisch verhandelt. 1950 
war mit dem Verband der Heimkehrer, Kriegsgefangenen und Vermißtenangehö-
rigen Deutschlands e.V. (VdH) eine eigene Vertretung zur Durchsetzung sozialpo-
litischer Interessen gegründet worden.16 Außenpolitisch bemühten sich eher hu-
manitär ausgerichtete Organisationen, v. a. das Deutsche Rote Kreuz und die Kir-
chen, um Informationen und Kontakte zu den Gefangenen und, wo es möglich 
war, um deren Freigabe. Die Forderung nach Freilassung der Gefangenen und 
nach einer besseren Unterstützung der Heimkehrer versprach eine breite Zustim-
mung der Bevölkerung. Dementsprechend findet sich das Thema quer durch das 
Parteienspektrum der Nachkriegszeit, von der SPD bis zum BHE17. Im Bewusst-
sein der Bevölkerung war die „Kriegsgefangenenfrage“ ohnehin präsent. Bis Mitte 
der 1950er Jahre fand im Oktober jeden Jahres eine „Woche der Kriegsgefange-
nen“ statt.18  

Im Herbst 1955 rückte Friedland und damit verbunden Göttingen noch einmal 
in den Blickpunkt der Welt: Man erwartete die „Rückkehr der Zehntausend“ aus 
der Sowjetunion. Im Sommer desselben Jahres war aus Moskau die Einladung an 
die Regierung der Bundesrepublik ergangen, sich zu Gesprächen zu treffen. Thema 
sollte vor allem die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen den beiden 
Ländern sein. Adenauers Ziel war es allerdings auch, in der Kriegsgefangenenfrage 
eine Lösung zu erreichen; aus bundesdeutscher Perspektive konnte das nur die 
Freilassung der Internierten bedeuten.19 1955 befanden sich noch etwa 9.600 Ge-
fangene in sowjetischen Lagern. Bei ihnen handelte es sich hauptsächlich um durch 
die sowjetische Justiz verurteilte Kriegsverbrecher, zahlreiche von ihnen waren 
Mitglieder der Waffen-SS gewesen.20  

Adenauer konnte sich der Zustimmung der Bevölkerung zu Verhandlungen 
mit der Sowjetunion sicher sein, wie eine vertrauliche Umfrage von 1954 zeigte: 
Nur 22 % der Bevölkerung lehnten direkte Gespräche ab.21 Das Ergebnis der Ver-
handlungen in Moskau schließlich war für Adenauer ein großer Erfolg, er konnte 
der deutschen Bevölkerung die Repatriierung der letzten Gefangenen bis Ende des 
Jahres 1955 versprechen.22 

                                                      
16 http://www.bagso.de/heimkehrer.html <1.12.2008> 
17 Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten 
18 Steinbach, Kriegsheimkehr, S. 329. 
19 Werner Kilian, Adenauers Reise nach Moskau, Freiburg 2005, S. 290.  
20 Hilger, Kriegsgefangene, S. 359f. 
21 Michael Borchard, Die deutschen Kriegsgefangenen in der Sowjetunion. Zur politischen Bedeu-
tung der Kriegsgefangenenfrage 1949-1955, Düsseldorf 2000, S.212f. 
22 Aus heutiger Perspektive geht man davon aus, dass die Gefangenen ohnehin frei gelassen worden 
wären; sie waren laut Werner Kilian der „Preis“ für die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwi-
schen SU und BRD. Dazu: Kilian, Adenauers Reise nach Moskau, S. 303. 
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Die Stadt Göttingen betonte, dass alles getan werden sollte, um die erwarteten 
achtzehn Göttinger Heimkehrer willkommen zu heißen. Neben einem so genann-
ten Kulturbeutel mit Busfahrkarten, Kino- und Theatertickets sollte der Heimkeh-
rer eine Übergangsbeihilfe in Höhe von 300 DM erhalten, außerdem Sachgeschen-
ke. Die weiteren Hilfen, wie zum Beispiel die Kriegsgefangenenentschädigung, 
sollten möglichst unbürokratisch geregelt werden (Q18). 

Das Interesse der Öffentlichkeit an der Heimkehr dieser „Letzten“ war 1955, 
während es zwischenzeitlich abgeflaut war, beträchtlich. Das Göttinger Tageblatt 
widmete dem Thema ganze Seiten und druckte lange Listen mit den Namen der 
Heimkehrer. Betont wurde hierbei immer wieder der „Durchhaltewille“ der Deut-
schen. Die Veränderung, die in der öffentlichen Diskussion um die Heimkehrer in 
den ersten Jahren der Bundesrepublik stattgefunden hat, zeigt sich in dieser Bewer-
tung. Die Heimkehrer aus sowjetischer Gefangenschaft wurden zu „Überleben-
den“ des sowjetischen Systems stilisiert. Danach verschwand das Thema weitge-
hend aus der Tagespresse. Die Probleme, die nicht nur die „Zehntausend“, son-
dern fast alle Heimkehrer vor ihnen bewältigen mussten, fanden in der breiten 
Öffentlichkeit keine größere Beachtung.23 Die Unterschiede, die zwischen ver-
schiedenen Gruppen von Heimkehrern gemacht wurden, beziehungsweise der 
Mangel an Wertschätzung, den manch einer zu erkennen glaubte, verdeutlicht ein 
Brief an die Redaktion des Göttinger Tageblatts vom 2. Januar 1956, in dem ein 
„aus tschechischen Zuchthäusern“ entlassener Mann sich über die Ungleichbehandlung 
von „Russlandheimkehrern“ und „anderen“ in Göttingen beschwert (Q19). 

5 Fazit 
Im Jahr 1950 betrug der Anteil der Heimkehrer an der männlichen Bevölkerung 
bundesweit 21,5%.24 Allein diese Zahl verdeutlicht, dass fast jede Familie in der 
Nachkriegszeit in irgendeiner Form mit diesem Thema konfrontiert wurde. Private 
Schwierigkeiten – zerrüttete Familien und Konflikte zwischen Ehepartnern (Q18), 
zwischen Kindern und Vätern – waren oftmals die Folge. Die soziale Integration 
der Heimkehrer erfolgte nicht mittels finanzieller Hilfestellungen, sondern durch 
die Familien. In ihnen spielten sich die eigentlichen Dramen ab, hier fand die Pfle-
ge der Kriegsinvaliden statt, hier wurden zum großen Teil die psychischen Konse-
quenzen von Krieg und Gefangenschaft aufgefangen: Die Kriegsfolgen wurden 

                                                      
23 Vgl. Kleineke, Friedland, S. 146ff. 
24 Ischenin, Heimkehrer. S. 33. Zu aus der Gefangenschaft zurückgekehrten Frauen werden dort 
keine Angaben gemacht. 
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weitgehend „privatisiert“.25 Die psychischen Folgen von Krieg und Massengewalt 
fanden in der Person des dystrophischen Heimkehrers ihre Verkörperung.26  

Die Heimkehrer-Thematik wurde in Literatur und Film häufig verarbeitet. Ein 
prominentes Beispiel ist Wolfgang Borcherts Drama „Draußen vor der Tür“, das 
filmisch unter dem Titel „Liebe 47“ umgesetzt wurde.27 Weiterhin setzte sich 
Heinrich Böll in seinem Roman „Haus ohne Hüter“ mit den Problemen der Ange-
hörigen von Kriegsgefangenen auseinander.  

Nicht nur diese künstlerischen Auseinandersetzungen machen deutlich, wie 
unterschiedlich die Heimkehrer wahrgenommen wurden und mit welcher Diskre-
panz sie selbst ihre Situation interpretierten. Der Historiker Peter Steinbach 
kommt zu folgender Analyse: Die westliche Gefangenschaft wurde oft als eine Art 
Gewahrsam gedeutet, in dem man sich in demokratischen Tugenden üben konnte. 
Die Kriegsgefangenen in der Sowjetunion stellten sich dagegen, soweit sie die 
Möglichkeit der Artikulation hatten, oft als Opfer des Kommunismus im Sinne des 
aufziehenden Kalten Krieges dar.28 Der Diskurs um die Heimkehrer steht damit im 
Zusammenhang der westdeutschen Vergangenheitspolitik. Nicht die Frage nach 
individueller oder kollektiver Schuld stand im Mittelpunkt der öffentlichen Diskus-
sion. Vielmehr lässt sich vor allem für die unmittelbare Nachkriegsphase die Kon-
struktion eines „Opferdiskurses“ feststellen, in dem die Heimkehrer als physisch 
und psychisch geschädigte Personen dargestellt wurden, die ihrer traditionellen 
Männerrolle nicht mehr entsprechen konnten. Das schon erwähnte Krankheitsbild 
der Dystrophie bildet den Kern dieses Diskurses.29 In den 1950er Jahren veränder-
te sich das öffentliche Bild des Heimkehrers vom „Opfer“ des Sowjetkommunis-
mus zum „Überlebenden“ des Gefangenenlagers, der durch seine moralische 
Überlegenheit die Zeit der Gefangenschaft meistern konnte. Damit verbunden war 
die Diskreditierung derjenigen Heimkehrer, die sich in sowjetischen Lagern an der 
antifaschistischen Arbeit beteiligt hatten.30 Die deutsche Gesellschaft stand dem 
Thema also durchaus auch mit einer gewissen Distanz gegenüber – trotz der ver-
breiteten persönlichen Betroffenheit.  

Überwog am Ende des Krieges noch zumindest teilweise das Bewusstsein ei-
ner deutschen Kriegsschuld und die Deutung der Gefangenschaft als „Sühne“ für 

                                                      
25 Dazu: Vera Neumann, Kampf um Anerkennung. Die westdeutsche Kriegsfolgengesellschaft im 
Spiegel der Versorgungsämter, in: Klaus Naumann (Hg.), Nachkrieg in Deutschland, Hamburg 2001, 
S. 364-383. 
26 Dazu: Svenja Goltermann, Im Wahn der Gewalt. Massentod, Opferdiskurs und Psychiatrie 1945-
1956, in: Nachkrieg, S. 343-363. Außerdem erscheint 2009: Svenja Goltermann, Gegenwärtige Ver-
gangenheiten. Kriegsheimkehrer, Psychiatrie und Erinnerung in der westdeutschen Gesellschaft 
1945-1970, München 2009. 
27 Siehe dazu den Beitrag von Maneja Yazdani in diesem Band.  
28 Vgl. Steinbach, Kriegsheimkehr. S. 327. 
29 Vgl. Elisabeth Klaus, Ernst Friedrich. Widerspenstige Erinnerung, in: Maren Büttner/Magnus 
Koch (Hg.), Zwischen Gehorsam und Desertion. Handeln, Erinnern, Deuten im Kontext des Zwei-
ten Weltkrieges, Köln 2003, S. 108-160, hier S. 120-123. 
30 Ebd.  
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das begangene Unrecht, so lässt sich mit Gründung der Bundesrepublik immer 
stärker eine Verdrängung dieses Deutungsmusters feststellen und eine zunehmen-
de Instrumentalisierung der Kriegsgefangenen für politische und gesellschaftliche 
Zwecke. Der Zusammenhang von Schuld, Zweitem Weltkrieg und Gefangenschaft 
wurde lange Zeit geleugnet bzw. nicht öffentlich thematisiert. Im Vordergrund des 
politischen Interesses stand nicht die Aufarbeitung der jüngsten Vergangenheit, 
sondern die Etablierung der Bundesrepublik als gleichberechtigtes Mitglied der 
westlichen Staatengemeinschaft. Eine umfassende Auseinandersetzung mit den 
individuellen Erfahrungen der ehemaligen Soldaten musste so ausbleiben. Für den 
Bereich der öffentlichen Diskussion lässt sich festhalten, dass eine Entkopplung 
von Schulddiskurs und Heimkehrerdiskurs stattgefunden hat, deren Begründung in 
den weltpolitischen Rahmenbedingungen des entstehenden Kalten Krieges zu 
sehen ist.  

Gleichzeitig wurden die Erinnerungen an Krieg und Gewalterfahrung, die 
buchstäblich verkörpert wurden durch die Heimkehrer, in den privaten Bereich 
verlagert. Viele der Männer, die für den Rest ihres Lebens an den Folgen des Krie-
ges litten und sich zumindest teilweise differenziert mit ihrer persönlichen Verant-
wortung auseinandersetzten, hatten in der öffentlichen Deutung der Kriegsgefan-
genschaft keinen Platz und keine Stimme.  
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Q1:  Operation Clobber, Stadt A Gö, B 43 (Stadtverwaltung und 

Miltärregierung), Film-Nr. AB 311, Sign. I 73, Bl. 49.  
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Q1:  Operation Clobber, Stadt A Gö, B 43 (Stadtverwaltung und 

Miltärregierung), Bl. 50. 
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Q2:  Statistik über die Anzahl von Flüchtlingen vom 1.10.1945, Stadt A Gö, B 

43 (Stadtverwaltung und Militärregierung), Film-Nr. AB 311, Sign. I 74, Bl. 
18. 
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Q3:  Militärregierung Deutschland: Bekanntmachung, Stadt A Gö, Plakatsamm-

lung (1946-1949), Sign. 1946-28², 17.7.1946. 
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Q4:  Artikel: „Alle wollen nach Deutschland zurück“, Hannoversche Neueste 

Nachrichten, 2.10.1946, S. 5, Stadt A Gö, Film-Nr. Ztg. 623, Bl. 43. 
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Q5:  Artikel: „Das Elend der Rußland-Heimkehrer“, Hannoversche Neueste 

Nachrichten, 23.11.1946, S. 1, Stadt A Gö, Film-Nr. Ztg. 623, Bl. 77. 
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Q6:  Artikel: „Ohne Gepäck, ohne Decke, ohne Mantel“, Hannoversche Pres-

se, 16.8.1946, S. 2, Stadt A Gö, Film-Nr. Ztg. 627, Bl. 22. 



 Anne-Katrin Poppe 

 

222 

 
 
Q7:  Aufgaben des Sozialamtes, Stadt A Gö, C50 (Sozialamt), Nr. 439,2 (keine 

Blattzählung).  
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Q7:  Aufgaben des Sozialamtes, Stadt A Gö, C50 (Sozialamt), Nr. 439,2 (keine 

Blattzählung). 
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Q8:  Postkarte aus russischer Gefangenschaft, B 46 (Ausgleichsamt), Nr. 7, Bl. 

295.  
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Q9:  Bild: Pinnwand im Grenzdurchgangslager Friedland, Fotoarchiv Gö. 
 

 
 
Q10:  Bild: Angehörige mit Plakaten, Fotoarchiv Gö. 
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Q11:  Bild: Szene im Lager Friedland, Fotoarchiv Gö. 
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Q12:  Certificate of Discharge, Stadt A Gö, B 46 (Ausgleichsamt), Nr. 7, Bl. 73.  
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Q12:  Certificate of Discharge, Stadt A Gö, B 46 (Ausgleichsamt), Nr. 7, Bl. 73. 
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Q13:  Bescheinigung der Heimkehrereigenschaft, Stadt A Gö, B 46 (Ausgleichs-

amt), Nr. 6, Bl. 56. 
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Q14:  Briefwechsel. Stadt A Gö, C 34 (Rechtsamt), Nr. 96 (keine Blattzählung). 
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Q14:  Briefwechsel. Stadt A Gö, C 34 (Rechtsamt), Nr. 96 (keine Blattzählung). 



 Anne-Katrin Poppe 

 

232 

 
 
Q14:  Briefwechsel. Stadt A Gö, C 34 (Rechtsamt), Nr. 96 (keine Blattzählung). 
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Q15:  Antrag auf Kriegsgefangenenentschädigung, Stadt A Gö, B 46 (Aus-

gleichsamt), Nr. 6, Bl. 52. 
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Q15:  Antrag auf Kriegsgefangenenentschädigung, Stadt A Gö, B 46 (Aus-

gleichsamt), Nr. 6, Bl. 52. 
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Q15:  Antrag auf Kriegsgefangenenentschädigung, Stadt A Gö, B 46 (Aus-

gleichsamt), Nr. 6, Bl. 53. 
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Q15:  Antrag auf Kriegsgefangenenentschädigung, Stadt A Gö, B 46 (Aus-

gleichsamt), Nr. 6, Bl. 53. 
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Q16:  Rechnung über die Versendung von „Liebesgaben“, Stadt A Gö, C 50 

(Sozialamt), Acc. Nr. 434/510, Fach 26, Band I: 1951-1954 (keine Blatt-
zählung).  
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Q17:  „Göttinger Presse“, Stadt A Gö, C 28 (Stadtkämmerei), Nr. 583 (keine 

Blattzählung). 
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Q18:  Artikel: „Wir lassen uns scheiden“, Hannoversche Presse, 12.8.1946, S. 4, 

Stadt A Gö, Film-Nr. Ztg. 627, Bl. 21. 
 



 Anne-Katrin Poppe 

 

240 

 
 
Q19:  Brief an das Göttinger Tageblatt, Stadt A Gö, Stadt A Gö, C 50 (Sozial-

amt), Acc. Nr. 434/510, Fach 26, Band II: 1954-1959 (keine Blattzählung). 
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Q19:  Brief an das Göttinger Tageblatt, Stadt A Gö, Stadt A Gö, C 50 (Sozial-

amt), Acc. Nr. 434/510, Fach 26, Band II: 1954-1959 (keine Blattzählung). 



 
 
 



 

„Displaced Persons“ in Göttingen 

Hagen Stöckmann 

1 Einleitung 
Das 20. Jahrhundert in Europa ist gekennzeichnet durch Vertreibungen, Flucht, 
Zwangsaussiedlungen, ethnische Säuberungen und Deportationen.1 Zu den Leid-
tragenden dieser Phänomene gehören zweifelsohne auch die „Displaced Persons“ 
(DP) am Ende des Zweiten Weltkrieges. Nachdem die alliierten Armeen 1945 
Deutschland besetzt hatten, hielten sich in den drei westlichen Besatzungszonen 
schätzungsweise sieben Millionen DPs auf.2 Sie bildeten die große Gruppe derjeni-
gen „Zivilpersonen, die sich wegen Kriegseinwirkungen außerhalb der nationalen Grenzen ihres 
Landes befinden, die zwar nach Hause zurückkehren oder ein neues Zuhause finden wollen, 
jedoch nicht in der Lage sind, dies ohne fremde Hilfe zu tun.“ 3 Damit umfasste diese Defi-
nition alle Zwangsarbeiter, die während des Krieges als Arbeitskräfte durch deut-
sche Betriebe ausgebeutet wurden, ehemalige Konzentrationslagerhäftlinge, 
Kriegsgefangene (ex-Prisoners of War; PWX) und Osteuropäer, die entweder nach 
Kriegsbeginn freiwillig die deutsche Wirtschaft unterstützt hatten oder 1944 vor 

                                                      
1 Siehe hierzu auch das Lexikonprojekt des Instituts für Kultur und Geschichte der Deutschen im 
östlichen Europa der Heinrich-Heine-Universität in Düsseldorf: Das Jahrhundert der Vertreibungen. 
Deportation, Zwangsaussiedlung und ethnische Säuberung in Europa 1912-1999. Ein Lexikon.  
2 Vgl.: Leonard Dinnerstein, America and the Survivors of the Holocaust, New York 1982, S. 9. 
3 SHAEF, Administrative Memorandum No. 39 (18.11.1944), zitiert bei Wolfgang Jacobmeyer, The 
„Displaced Persons“ in West Germany, 1945-1951, in: Göran Rystad (Hg.), The Orprooted, Forced 
Migration as an International Problem in the Post-War Era, Lund 1990, S. 271-288, hier S. 287.  
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der sowjetischen Armee nach Westen geflohen waren.4 Explizit ausgeschlossen 
waren deutsche Flüchtlinge, wie beispielsweise Ostpreußen, Sudetendeutsche oder 
Schlesier, deren Zahl in die Millionen ging. 

Höchste Priorität hatte für die Alliierten insbesondere die schnelle Rückfüh-
rung der verschleppten Personen in ihre Heimat. Im Hinblick auf französische, 
belgische, niederländische und italienische DPs – generell bei den west- und nord-
europäischen Staaten – erwies sich dieses Vorhaben als relativ problemlos und 
Ende Juni war ihre Repatriierung im Groben abgeschlossen. Als weitaus kompli-
zierter zeigte sich die Rückführung all jener ehemaligen Zwangsarbeiter und Kon-
zentrationslagerinsassen aus dem Osten Europas. Dabei waren die Transport-
schwierigkeiten das kleinere der Hindernisse. Viele der Ukrainer, die schon recht 
bald nach Kriegsbeginn ins nationalsozialistische Deutschland gekommen waren, 
befürchteten Vergeltungsmaßnahmen der nun kommunistischen Regierungen. Die 
zweite große Gruppe der DPs, die polnischen Deportierten und ehemaligen 
Zwangsarbeiter, weigerten sich, in die nun sowjetisch kontrollierten Gebiete zu-
rückzukehren. Besonders heikel erwies sich die Situation hinsichtlich einer ver-
gleichsweise nur noch sehr kleinen Gruppe, nämlich der jüdischen DPs. Eine Re-
patriierung konnte, wenn überhaupt, nur in westliche Herkunftsländer erfolgen. 
Eine Rückführung in östliche Gebiete stand zunächst nicht zur Debatte.5 Auf-
grund der Verzögerungen bei der Repatriierung oder weil diese im Hinblick auf die 
jüdischen Überlebenden schlicht unmöglich war, sahen sich die Alliierten gezwun-
gen, die DPs in sogenannten DP-Camps unterzubringen, für deren Betreuung die 
am 9. November 1943 gegründete Hilfsorganisation der Vereinten Nationen, die 
United Nations Relief and Rehabilitation Administration (kurz: UNRRA) feder-
führend war.6 Ihre Nachfolge trat im Juli 1947 die International Refugee 
Organization (kurz: IRO) an.7 Unter Obhut der UNRRA standen Ende 1945 rund 
227 DP-Camps in den westlichen Verwaltungszonen Deutschlands, deren Zahl 
sich bis Juni 1947 auf 272 erhöhte; eine Steigerung, die auf die Zuwanderung der 
osteuropäischen Juden seit Sommer 1946 zurückgeht.8 Diese jüdische Migrations-

                                                      
4 Diese Großgruppe muss eigentlich noch weiter unterteilt werden in: United Nations Displaced 
Persons (Staatsbürger von UN-Staaten), „ex-enemy DPs“ (Italiener, Finnen, Rumänen, Bulgaren und 
Ungarn), „enemy DPs“ (Deutsche, Österreicher, Japaner), Staatenlose (solche Personen, die ihre 
behauptete Nationalität nicht nachweisen konnten); eine Gruppe ganz eigener Art bildeten nach der 
Konferenz von Jalta die sowjetischen DPs; hinzu kamen noch UN-DPs, die sich vor Kriegsbeginn 
bereits in Deutschland aufhielten; nicht-internierte Briten und Amerikaner; Personen, deren Nationa-
lität durch Territorialverschiebungen berührt war; rassisch, religiös oder politisch Verfolgte. Alleine 
diese Aufstellung zeigt, mit welchem Massenproblem man es zu tun hatte. Vgl. hierzu auch Wolfgang 
Jacobmeyer, Vom Zwangsarbeiter zum heimatlosen Ausländer. Die Displaced Persons in West-
deutschland 1945-1951, Göttingen 1985, hier S. 30. 
5 Siehe hierzu auch: Angelika Königseder/Juliane Wetzel, Lebensmut im Wartesaal. Die jüdischen 
DPs (Displaced Persons) im Nachkriegsdeutschland, Frankfurt am Main 1994. 
6 Vgl. hierzu auch Wilfried Mähr, Von der UNRRA zum Marshallplan, Wien 1985. 
7 Louis W. Holborn, The International Refugee Organization, Oxford 1956. 
8 Vgl. Juliane Wetzel, „Displaced Persons“. Ein vergessenes Kapitel der deutschen Nachkriegsge-
schichte, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 7-8/95, 10.2.1995, S. 34-39, hier S. 36.  
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bewegung nach Deutschland mag zunächst überraschen, lässt sich aber schnell 
erklären, hält man sich vor Augen, dass die Gefahr für diese Menschen durch das 
Aufflammen antisemitischer und nationalistischer Splittergruppen in ihren Ur-
sprungsländern stetig zunahm. Als Beispiel können hier die „Nationalen Streitkräf-
te“ in Polen dienen. Deutschland wurde so zur Drehscheibe für jüdische Flücht-
linge, die in die USA oder eben nach Israel auszuwandern suchten. Die maßgebli-
che Lenkung der Flüchtlingsströme aus dem östlichen Europa leistete hier die von 
Polen bis nach Palästina vernetzte Organisation „Brichah“ („Flucht“). Nachdem 
die UNRRA zwischen Kriegsende und dem 30. Juni 1947 bereits 741.987 DPs, 
darunter vornehmlich Polen, aus den westlichen Zonen repatriieren konnte,9 belief 
sich die Zahl der in Deutschland Verbliebenen am 1. Juli 1947 noch immer auf 
611.469 DPs, wovon sich 336.700 in der amerikanischen Zone, 230.660 in der 
britischen und 44.109 in der französischen Zone aufhielten. Schon ein Jahr später, 
am 1. August 1948, betrug ihre Zahl nur noch 493.928 Personen, wobei die Polen 
(131.961) und die Juden (122.708) noch immer die größten Gruppen bildeten.10 
Aus dieser großen Menge von DPs entfielen auf Göttingen laut einer Aufstellung 
vom 2. Juli 1945 des Ernährungsamtes 10.509 Personen, wobei auch hier die Polen 
mit 6320 gezählten Versorgungsberechtigten die größte Gruppe stellten.11  

Entspannen konnte sich die Lage aber erst zu Beginn der fünfziger Jahre, als 
die meisten DPs mit Ausnahme noch immer vieler Polen in ihre Heimatländer 
zurückkehren konnten. Die Vereinten Nationen waren mittlerweile von der 
Repatriation-Policy zu einer Politik des Resettlements übergegangen und DPs 
wurden in den USA und Australien, aber auch Kanada, Israel und dem United 
Kingdom angesiedelt. Gegenüber der Repatriierungspolitik betrachteten die Alliier-
ten diese Variante allerdings immer als „Notlösung“. 

2 Versorgung der DPs in Göttingen 
Um deren Versorgung mit den nötigsten Lebensmitteln und Verbrauchsgütern zu 
gewährleisten, war die Militärregierung, unter deren Verwaltung Göttingen seit 
dem Einmarsch der alliierten Truppen am 8. April 1945 stand, auf die Unterstüt-
zung der Stadtverwaltung angewiesen. Nachdrücklich wies man diese zur Mitarbeit 
an: 

„Sie werden sofort eine entsprechende Menge der unverderblichen Nahrungsmittel beschlag-
nahmen für den Gebrauch der Ausländer, basierend auf der Zahl der ausländischen und deut-
schen Konsumenten, jedoch immer bedenken, daß die ausländischen Arbeiter der Vereinten Nati-
onen den Vorrang haben.“12  

                                                      
9 Vgl. Mark Wyman, DP, Europe’s Displaced Persons, London 1989, S. 58. 
10 Vgl. Eberhard Jahn, Das DP-Problem. Eine Studie über die ausländischen Flüchtlinge in Deutsch-
land, Tübingen 1950, S. 34 f. 
11 Stadtarchiv Gö A 75,1. 
12 Stadtarchiv Göttingen: Stadtverwaltung und Militärregierung I 75 1, Blatt 29 Vorderseite. 
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Mit Bezug auf die „Erklärung in Anbetracht der Niederlage Deutschlands und 
der Übernahme der obersten Regierungsgewalt hinsichtlich Deutschland“ vom 5. 
Juni 1945 unterstrichen die Alliierten nochmals ausdrücklich: „…die deutschen Behör-
den und die deutsche Bevölkerung wird sie (Displaced Persons und ehemalige Kriegsgefangene, d. 
Verf.), als Personen ebenso wie ihr Eigentum, schützen und wird sie mit angemessener Nahrung, 
Kleidung, Unterkunft, sowie medizinisch und finanziell versorgen (…)“.13 Bewusst setzten 
die Alliierten den Bedarf der DPs höher an als den der Deutschen. Die Kleidung 
der ehemaligen Zwangsarbeiter war in schlechtem Zustand und die Gesundheit 
besonders der ehemaligen Häftlinge war besorgniserregend. Trotz ihrer „Bevorzu-
gung“ durch die Militärregierung wurden die DPs durch die Rationen wohl kaum 
satt. Zu Ihrer Verpflegung konnte man nicht mehr als grob 2.000 Kalorien pro Tag 
bereitstellen, was umgerechnet auf eine Woche etwa 3,8 Kg Kartoffeln, 3 Kg Brot, 
350 Gramm Fleisch, 125 Gramm Fett oder Butter, etwas Zucker, etwas Gemüse 
und einige wenige weitere Lebensmittel bedeutete (Q1). Setzt man den eingeplan-
ten Bedarf von 2027 Kalorien am Tag für die 10.509 DPs in Göttingen an, so 
musste täglich eine Nährwertmenge von ca. 21 Millionen Kalorien bereitgestellt 
werden. Dementsprechend ungehalten reagierte die Militärregierung auf Verspä-
tungen bei den Lieferungen durch die Deutschen, zu denen es nicht selten kam, 
weil diese erst einmal ihre eigenen Leute versorgen wollten (Q2). Um die Vertei-
lung der Lebensmittel sorgten sich so die Angehörigen der Militärverwaltung res-
pektive der UNRRA und brachten die Lieferungen entweder in eigens eingerichte-
te Lager oder zu Sammelstellen im Stadtgebiet. Die Erfassung der Versorgungsbe-
rechtigten erfolgte mittels standardisierter Fragebögen, deren Ausfüllen den Be-
troffenen aber mit großer Wahrscheinlichkeit schwergefallen sein dürfte. Nicht nur 
aufgrund der Tatsache, dass diese Bögen scheinbar nur in deutscher und englischer 
Sprache vorlagen, vielmehr fragt man sich auch, wie ehemalige KZ-Häftlinge auf 
die Frage, ob sie Opfer von Misshandlungen geworden seien, in drei Zeilen ant-
worten sollten (Q3). Nichtsdestotrotz erlaubten diese Fragebögen den Zugang 
wenigstens zur Minimalversorgung. Ein Grund, weswegen auch einige Unberech-
tigte versuchten, in den Genuss dieses bescheidenen Privilegs zu kommen. So kam 
es, dass ein Mechaniker aus Göttingen sich als ehemaliger (politischer) KZ-
Häftling ausgegeben hatte, um Bezugsscheine zu erschwindeln, woraufhin er zu 
neun Monaten Gefängnis verurteilt wurde.14 

Besonderer Fürsorge bedurften diejenigen Displaced Persons, die durch jahre-
lange Zwangsarbeit oder Lagerhaft soweit geschwächt waren, dass sie eine Unter-
bringung in Lagern nicht verkraftet hätten. Für diese Härtefälle hatte man in Göt-
tingen Plätze im gerade eingerichteten Lazarett und eben auch im DP-
Krankenhaus auf dem Rhons eingerichtet. Hierbei handelte es sich um das früher 
                                                      
13 Regarding the defeat of Germany and the assumption of supreme authority with respect to Ger-
many by the governments of the United Kingdom, the United States, the USSR, and the provisional 
government of the French Republic”, June 5th, 1945, Article 6 (a), in: Documents on Germany under 
Occupation 1945-1954, London 1955, S. 29-35, hier S. 32. 
14 Hannoversche Neueste Nachrichten vom 20.9.1946. 
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beliebte Ausflugsziel und Tanzlokal Rhons im heutigen Göttinger Ostviertel (Q4). 
Die Stadt hatte Betten und medizinische Gerätschaften im großen Tanzsaal aufge-
stellt und die Gaststätte so in eine provisorische Krankenstation umgewandelt. 
Dort versorgte Pflegepersonal aus den umliegenden Krankenhäusern deutsche 
Kriegsgefangene ebenso wie die DPs. Ob die Militärregierung einer einseitigen 
Perspektive, die allein in den deutschen Kriegsversehrten Opfer sehen wollte, vor-
zubeugen suchte, indem auch die geschwächten DPs vor Ort zu behandeln waren, 
kann man nur vermuten, es scheint aber plausibel. Zumal, wenn man die Bilder 
von ausgemergelten Männern und Frauen sowie kranken Kleinstkindern (Q5) 
betrachtet, die von ortsansässigen Fotografen zu Dokumentationszwecken ge-
schossen wurden. Wer allerdings diese Fotos zu Gesicht bekam, lässt sich heute 
nicht mehr zweifelsfrei rekonstruieren. Vermutlich waren sie für interne Zwecke 
aufgenommen worden. Die Insassen des DP-Krankenhauses durften im Übrigen 
nur in Begleitung des Personals das Gebäude verlassen (Q6) und hatten sich gene-
rell auf dem Gelände des neuen „Krankenhauses“ zu bewegen. 

3 Die Wohnsituation der DPs 
Die Unterbringung der Displaced Persons gestaltete sich beinahe so schwierig wie 
die Lebensmittelversorgung. Aus organisatorischen Gründen, insbesondere hin-
sichtlich der beabsichtigten Repatriierung, und zur Sicherstellung der Ernährung 
und Gesundheit betrachtete die Militärverwaltung Lager als die beste Unterbrin-
gungsform. Hierbei ist anzumerken, dass der statische Begriff „Lager“ die eigentli-
che Bestimmung, welche die Alliierten den Camps zudachten, nicht ganz trifft: Die 
Militärregierung sprach hier von „Assembly Centers“, was soviel wie „Sammel-
Zentren“ bedeutet und auf den temporären und den auf die kommende Rückfüh-
rung hinweisenden Charakter verweist.15 In Göttingen hatten sich vor allem die 
ehemaligen Kasernen als geeignete Lagerstandorte herausgestellt, nämlich die Lüt-
tich-Kaserne, die Wörth-Kaserne und die Barackengebäude auf dem Lohberg, da 
sie den Bedürfnissen der Alliierten entgegenkamen: Nutzung bestehender Lager 
oder öffentlicher Gebäude wie Kasernen, günstige Verkehrsanbindung ohne Be-
hinderung militärischer Routen für den Transport von Versorgungsgütern sowie 
Garantie für alle hygienischen und medizinischen Einrichtungen.16 Bereits vor der 
Einrichtung der Lager war darauf geachtet worden, dass „alle Personen registriert 
und (…) in nationale Gruppen aufgeteilt werden“.17 Die DPs sollten ihrer Nationa-
lität nach getrennt in Lagern untergebracht werden und so hinsichtlich der Repatri-
                                                      
15 Vgl. Wolfgang Jacobmeyer, Zwangsarbeiter. S. 25. 
16 Ebd. 
17 PRO: WO 171, Nr. 7955, Befehl des 229 MilGovDets (Hannover) als Anlage zum War Diary für 
den Monat April 1945, zitiert nach Ullrich Schneider, Niedersachsen unter britischer Besatzung 1945, 
Besatzungsmacht, deutsche Verwaltung und die Probleme der unmittelbaren Nachkriegszeit darge-
stellt am Beispiel des späteren Landes Niedersachsen von April bis Oktober 1945, Hannover 1980, S. 
36. 



 Hagen Stöckmann 

 

248 

ierung als Gruppe besser handhabbar sein. Stellte man sich die soeben befreiten 
Häftlinge und Zwangsarbeiter doch als leicht lenkbare, weil geschwächte Perso-
nengruppe vor, worin man sich allerdings täuschte. Die Nationalität wurde – wie 
bei den 6.300 Polen,18 die man gemeinsam in Lagern unterbrachte – zur einzigen 
Identifikationsgröße im Bewusstsein der DPs. Hatte man anfangs hohe Erwartun-
gen mit der Befreiung durch die Alliierten verbunden, musste die Monotonie des 
Lagers, die am Ende von Haft und Zwangsarbeit nun abermals auf die DPs warte-
te, demoralisierend auf sie wirken. Dies wurde durch die Ausgangssperre noch 
verschärft. Die räumliche Segregation von DPs und Deutschen sorgte zudem für 
eine Atmosphäre des gegenseitigen Misstrauens. Auf deutscher Seite pflegte man 
ein Feindbild der DPs, das sich aus einem Pool nationalsozialistischer Diskriminie-
rungen der Zwangsarbeiter speiste. Folge war eine äußerst vorgefasste Wahrneh-
mung der Realität und Vorschub für die Verdrängung eines Schuldbewusstseins, 
das sich in der Konfrontation mit den Opfern der NS-Zwangswirtschaft hätte 
ergeben müssen.19 Leidtragende dieser Effekte waren nicht zuletzt jene Ausnah-
men unter den DPs, die eben nicht in Lagern, sondern in geräumten Wohnungen 
oder Hotels im Göttinger Stadtgebiet wohnten. 

4 Die Wahrnehmung der DPs durch die Bevölkerung 
Wie bereits angedeutet sahen die Deutschen in den DPs eine Nachkriegslast und 
nahmen sie als potentielle Gefahr war. Schnell machten ebenso haarsträubende wie 
übertriebene Gerüchte über stehlende und raubende Banden die Runde, deren 
Mitglieder man in den Reihen der DPs zu verorten suchte. Die Kreisbauernschaft 
beklagte sich über das anhaltende Verschwinden von Schweinen,20 wertvolle 
Zuchtbullen sollen sinnlos abgeschlachtet worden sein. Bei der Schilderung der 
Fälle ist signifikant, dass die Täter in den meisten Fällen unerkannt blieben und die 
Ankläger die DPs wenn überhaupt nur verdächtigen konnten. Entsprechend vor-
sichtig muss man mit der Quelle zur „Aufstellung über Viehverluste“ vom 10. 
August 1945 umgehen, aus der hervorgeht, dass durch Raub und wildes Ab-
schlachten der Stadt und dem Landkreis zwischen dem 8. April und dem 15. Juli 
1945 etwa 89 Tonnen Fleisch abhanden kamen, eine Menge, die dem städtischen 
Bedarf von sechseinhalb Wochen entspricht (Q7). Möglicherweise waren auch 
DPs an diesen Diebstählen beteiligt, doch hinsichtlich der antizipierten Häufigkeit 
ihrer Beteiligung ist Vorsicht angeraten, da es sich bei den Anschuldigungen nur 
um Vermutungen handelte. Wahrscheinlicher ist es, dass es sich bei diesen Berich-
                                                      
18 Stadtarchiv Göttingen: Stadtverwaltung und Militärregierung I 75 1. 
19 Vgl. hierzu Wolfgang Jacobmeyer, Zwangsarbeiter, S. 50 ff. und ders., Ortlos am Ende des Grau-
ens. „Displaced Persons“ in der Nachkriegszeit, in: Klaus J. Bade (Hg.), Deutsche im Ausland, Frem-
de in Deutschland, S. 367-373. Außerdem Alexander u. Margarete Mitscherlich, Die Unfähigkeit zu 
trauern. Grundlagen kollektiven Verhaltens im 20. Jahrhundert, München 1967. 
20 Hans Georg Schmeling, Göttinger Nachkriegsalltag 1945, in: Jens-Uwe Brinkmann/Rainer Rohr-
bach (Hg.), Göttingen 1945. Kriegsende und Neubeginn, S. 149-199, hier S. 171. 
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ten vielmehr um gezielte Denunziationen mit doppelter Stoßrichtung handelte: 
Konnte man doch die unliebsamen DPs in Verruf bringen und hoffen, die Besat-
zer würden sich überzeugen lassen, hart durchzugreifen und gleichzeitig ließen sich 
die eigenen Leute bequem entlasten indem man solcherlei Straftaten auf die DPs 
schob. Darüberhinaus weist die DP-Kriminalität eine gänzlich andere Ätiologie als 
die deutsche Kriminalität auf, die sich vornehmlich auf den Diebstahl von Wertge-
genständen richtete. Im Vergleich dazu handelte es sich bei der 
Diebstahlskriminalität der DPs vornehmlich um Aktionen zur existentiellen Es-
sensbeschaffung.21 

Welche beunruhigende Wirkung von den DP-Lagern und auch von im Stadt-
gebiet wohnhaften DPs ausging, belegt der Bericht über eine Wohnungsverwalter-
in, die sich durch Überfalle von „Polenbanden“ soweit belästigt fühlte, dass sie die 
deutschen Kriegsgefangenen, welche gerade als Erntehelfer zur Untermiete bei ihr 
wohnten, quasi als Leibgarde in ihrer Wohnung behalten wollte, um sich vor be-
fürchteten Übergriffen zu schützen (Q8). Hier verquickten sich die allgemeine 
Beunruhigung über die geschwundenen staatlichen und polizeilichen Strukturen 
mit alten Ressentiments, die die Bevölkerung gegenüber den Zwangsarbeitern und 
KZ-Insassen hegte. Zumal diese ja nun, da sie „auf freiem Fuß“ waren, sich hätten 
rächen können, wie es wohl einige befürchteten. Solche Racheakte sind zumindest 
in Göttingen nicht verzeichnet. In der Wahrnehmung der Göttinger Bevölkerung 
nahmen sich die ehemaligen Zwangsarbeiter jedoch als kardinale Bedrohung aus: 
„Fast Zehntausend befreite Zwangsarbeiter leben in der Stadt und den umliegenden Dörfern. 
[…] Die Militärpolizei kann nicht gleichzeitig überall sein. Die deutschen Hilfskräfte sind nur 
mit Stöcken ausgerüstet und richten wenig oder gar nichts gegen die plündernden, zum Teil be-
waffneten Gruppen aus. Die halten sich schadlos, wo sie können. Wie Heuschreckenschwärme, 
kommt es uns vor, fallen sie über Geschäfte und Wohnungen her und verbreiten Angst und 
Schrecken.“22 Dass an solchen Plünderungen auch Göttinger beteiligt waren, daran 
vermochten sich später freilich die Wenigsten zu erinnern.23 

Abschließend lässt sich also konstatieren, dass die deutsche Bevölkerung und 
auch die Göttinger die DPs zumindest als störend, meistenteils aber als kriminell 
empfanden. So sollten sie doch in den von ihnen bewohnten Häusern enger zu-
sammenrücken, um Platz für deutsche Familien zu machen (Q9), oder besser noch 
gleich ganz ins Lager gehen, damit deutsche Heimkehrer die Wohnungen belegen 
könnten (Q10). Ganz eindeutig hängt diese Reaktion mit dem tatsächlichen Woh-
nungsmangel in Göttingen zusammen. Die Lage entspannte sich erst Mitte der 
Fünfziger Jahre mit großangelegten Wohnungsbauprojekten, denen teilweise Ei-
genarbeit der Göttinger vorausgegangen war.24  

                                                      
21 Jacobmeyer, Zwangsarbeiter, S. 49. 
22 Zitiert wird hier der anonymisierte Bericht einer Zeitzeugin nach Cordula Tollmien, Nationalsozia-
lismus in Göttingen (1933-1945), Göttingen 1999, S. 245. 
23 Ebd. 
24 Vgl. hierzu den Artikel von Ulf Gerrit Meyer-Rewerts in diesem Band. 
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Europa. Zu diesem Zweck wurden etwa 3.000 Dokumente 
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Q1:  Rationierung von Lebensmitteln: Stadtarchiv Göttingen: Stadtverwaltung 

und Militärregierung I 75 1, Blatt 6. 
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Q1:  Rationierung von Lebensmitteln: Stadtarchiv Göttingen: Stadtverwaltung 

und Militärregierung I 75 1, Blatt 7. 
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Q2:  Zusammenstöße mit der Militärregierung: Stadtarchiv Göttingen: Stadt-

verwaltung und Militärregierung I 75 1, Blatt 29. 
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Q3  Fragebogen: Stadtarchiv Göttingen: Stadtverwaltung und Militärregierung 

I 76 1 Blatt 20 Vorderseite. 
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Q4:  Außenansicht des damaligen Hilfslazaretts auf der „Rhons“ (Fotoarchiv 

Göttingen). 
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Q5:  Krankes Kleinstkind aus einer DP-Familie zur Behandlung im Hilfslazarett 

auf der „Rhons“ (Fotoarchiv Göttingen). 
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Q6:  Anweisungen zum Hilfslazarett auf der „Rhons“ (Fotoarchiv Göttingen). 
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Q7:  Aufstellung über Viehverluste: Stadtarchiv Göttingen: Stadtverwaltung 

und Militärregierung A 10 Blatt 380. 
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Q8:  Wohnungskonflikte: Stadtarchiv Göttingen: Stadtverwaltung und Militär-

regierung A 10 Blatt 281. 
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Q9:  Räumung von Wohnungen 1: Stadtarchiv Göttingen: Stadtverwaltung und 

Militärregierung A 10 Blatt 313. 
 

 
 
Q10:  Räumung von Wohnungen 2: Stadtarchiv Göttingen: Stadtverwaltung und 

Militärregierung A 10 Blatt 64. 
 



 

Theater und Kultur in Göttingen in den 
Nachkriegsjahren 1945-1955 

Maneja Yazdani 

1 Einleitung 
In der Reeducation-Phase nach dem Zweiten Weltkrieg spielte der Bereich Kultur 
eine große Rolle. Die maßgeblichen Akteure des Kulturbereichs in den Besat-
zungsbehörden waren alliierte Offiziere, die durch Studium und Beruf eng mit der 
deutschen Geschichte und Mentalität vertraut waren. Vielfach wurden auch deut-
sche Remigranten administrativ eingebunden.1 

Große Teile des Bildungsbürgertums waren davon überzeugt, dass der Natio-
nalsozialismus dem „deutschen Geist“ nichts hatte anhaben können. Der Aufbau 
einer intakten demokratischen Kulturszene sollte helfen, sich von der NS-
Vergangenheit, die in weite Bereiche der kulturellen Aktivitäten hereinragte, zu 
distanzieren und zu lösen. Schriften deutscher Gelehrter wie Geist aus der Mitte - 
Das andere Deutschland (1946) von August Blume und Der geistige Wiederaufbau 
Deutschlands (1946) von Johannes Hessen machten eine angenommene Ausbreitung 
des Atheismus für die „deutsche Katastrophe“ verantwortlich. Auch andere Litera-
ten und Philosophen verstanden Kultur als Rückkehr zu den Werten der westli-
chen Welt.2 Die Topoi „westliche Kultur“ respektive „Abendland“ standen dabei 

                                                      
1 Vgl. Hermann Glaser, Deutsche Kultur 1945-2000, Bonn 1997, S. 91f. 
2 Siehe hierzu Reinhold Schneider, Heimkehr des deutschen Geistes, Baden-Baden 1946; Alfred 
Müller-Armack, Das Jahrhundert ohne Gott, Münster 1948; Albrecht Haushofer, Moabiter Sonette, 
Berlin (Privatdruck) 1945; Alfred Döblin, Der unsterbliche Mensch, Freiburg 1946. 
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mit einem dezidierten Antikommunismus und einer „Verchristlichung“ der Ge-
schichte in enger Verbindung.3 Aus politischer Sicht bedeutete für viele Deutsche 
die Umerziehung in der Kulturszene zunächst Rehabilitierung des „verdrängten, 
exilierten deutschen Geistes“.4  

2 Theater 
Die Alliierten erkannten sehr schnell den Wert des Theaters, das neben dem Mu-
seum und der Universität als wichtigster Kulturort erschien – einerseits als Ver-
gnügen für die Bevölkerung, eine Gelegenheit den Alltag zu vergessen, der durch 
Entbehrungen und Einschränkungen gekennzeichnet war, andererseits um den 
Brückenschlag nach „draußen“, wovon Deutschland zwölf Jahre lang kulturell 
abgeschnitten war, zu vollbringen. Die Voraussetzungen schienen aber nicht die 
besten zu sein: Von den 179 Staats-, Landes- und Stadttheatern waren 98, also über 
die Hälfte nicht bespielbar, da sie entweder zerstört, zerbombt oder anderweitig 
beschädigt waren.5 Die Ensembles hatten sich seit dem 1. September 1944, als 
Goebbels den Spielbetrieb der deutschen Bühnen mit einem Erlass eingestellt hat-
te, vielfach aufgelöst.6  

Bei der Besetzung Göttingens am 8. April 1945 kam das kulturelle Leben fast 
völlig zum Erliegen. Durch das Gesetz 191, das am 20. April 1945 von den alliier-
ten Besatzungsmächten erlassen worden war, wurden jegliche kulturellen Aktivitä-
ten wie Lichtspielhäuser, Theater, Musik und Zusammentreffen zu dem Zweck 
desselben zunächst bis auf weiteres verboten. Erst zwei Monate später, am 14. Juli 
1945, erteilte die Militärregierung die Erlaubnis, Vorführungen des Theaters, von 
Musik und von Filmen beizuwohnen und zu veranstalten. In der „Neuen Zeitung“ 
vom 1. November 1945 findet sich ein Brief aus Frankfurt, der treffend feststellt, 
dass die große Chance für die Zukunft nicht im Fortführen von Traditionen, son-
dern im Neuanfang liege: „Vielleicht wird […] gerade aus dem Zwang zum primi-
tivsten Neubeginn eine Rückkehr zu den Elementen des Theaters zustande kom-
men, eine neue Form, ein neuer Stil entstehen, den das Publikum nicht mehr, wie 

                                                      
3 Vgl. Sabine Horn, Documenta I 1955 - Die Kunst als Botschafterin der Westintegration, in: Johan-
nes Paulmann (Hg.), Auswärtige Repräsentationen. Deutsche Kulturdiplomatie nach 1945, Köln 
2005, S. 45-61; Siehe ferner zum Abendland-Begriff in der frühen Bundesrepublik: Axel Schildt, 
Zwischen Abendland und Amerika. Studien zur westdeutschen Ideenlandschaft der 50er Jahre, Mün-
chen 1999; Dagmar Pöpping, Abendland. Christliche Akademiker und die Utopie der Antimoderne 
1900-1945, Berlin 2002.  
4 Glaser, Kultur, S. 97. 
5 Günther Rühle, Die Wiederherstellung des Theaters, in: Hilmar Hoffmann/Heinrich Klotz (Hg.), 
Die Kultur unseres Jahrhunderts 1945-1960, Düsseldorf, Wien, New York 1991, S. 70-95, hier S. 73. 
6 Birte Kundrus, Totale Unterhaltung? Die kulturelle Kriegsführung 1939-1945 in Film, Rundfunk 
und Theater, in: Jörg Echternkamp (Hg.), Die deutsche Kriegsgesellschaft 1939-1945, 2. Halbband, 
München 2005, S. 93-158, hier S. 119. 
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heute, schlechtweg als Ruinenstil bezeichnen kann […] Not zwingt zum Wesentli-
chen.“7  

Von den Heimkehrerstücken, darunter u.a. Wir heißen Euch hoffen von Fred 
Denger, wurde lediglich Wolfgang Borcherts Stück Draußen vor der Tür ein Erfolg. 
Das Stück zählt zur Trümmerliteratur und behandelt die Rückkehr des aus Russ-
land heimgekommenen Beckmann, der sich in der Nachkriegsgesellschaft 
Deutschlands mit sozialen Integrationsproblemen konfrontiert sieht. Sein Versuch, 
sich ein neues Leben aufzubauen und den Tod seiner Kameraden zu verarbeiten, 
scheitert. Allein im Jahre 1948 wurde es auf über 40 Theaterbühnen in Deutsch-
land aufgeführt und konnte ebenfalls filmische Erfolge aufweisen. 

Während in den westlichen Besatzungszonen die Theaterszene mit Aufführun-
gen vor allem der Klassiker die Menschen der Nachkriegszeit von den Sorgen des 
Alltags abzulenken versuchte, wurde in der SBZ vor allem experimentiert.8 Ostber-
lin wurde mit dem Brechtensemble (ab 1948) zum Schauplatz eines politisch und 
sozial engagierten Sprech- und Musiktheaters. Den größten Erfolg auf der Bühne 
erlangte Carl Zuckmayer mit seinem Stück Des Teufels General.9 General Harras war 
ein Idol für die Massen, mit dem sich „auch der kleine Mitläufer gerne“10 identifi-
zierte: Eine tragische, unpolitische Person, die von dämonischen Mächten verführt 
worden ist und danach tapfer büßt. 

Das Stadttheater in Göttingen war ab dem 1. August 1946 wieder im städti-
schen Besitz und eröffnete am 4. August mit der Oper Figaros Hochzeit eine neue 
Spielzeit, die aber privat inszeniert worden war.11 Das Plakat, das für die Vorstel-
lung warb, ist sehr schlicht gehalten, Farbe und Druck sind einfach. Bilder und 
Verzierungen fehlen und zeugen von der Knappheit der Druckmaschinen und den 
eingeschränkten Möglichkeiten des Druckes (siehe Q1).  

Verschiedene Konzert- und Vortragsveranstaltungen nahmen ihren Anfang.12 
Im Mai 1945 hatte die Stadtbibliothek schon ihre Pforten geöffnet, in der Marien-
kirche wurde unter der Leitung Dohrmanns die erste Kantate wieder aufgeführt; 
das Städtische Museum durfte zunächst durch Schulklassen, dann ab Oktober 
ebenfalls durch Erwachsene besucht werden. Auf Initiative des wieder eingesetzten 
Hochschullehrers Hermann Nohl, der in weiten Bereichen der Universität, der 
Erwachsenenbildung und der Volkshochschule tätig war, wurde der „Arbeitskreis 
der Göttinger Kunstfreunde“ gegründet, der die Akademische Orchestervereini-
gung, den Kunstverein, das Stadttheater, die Händelgesellschaft und die Stadtkan-
                                                      
7 Gertrud Becker, Frankfurter Brief, Die Neue Zeitung, 1.11.1945. 
8 Glaser, S. 120. 
9 Ebd., S. 121ff. 
10 Ebd., S. 121. 
11 Gidion, Jürgen, Kulturelles Leben in Göttingen, in: Rudolph von Thadden, Günther J. Trittel (Hg.), 
Göttingen. Geschichte einer Universitätsstadt. Von der preußischen Mittelstadt zur südniedersächsi-
schen Großstadt. 1966 - 1989, Göttingen 1999, S. 535-590, hier S. 571. 
12 Jens-Uwe Brinkmann, Nach Jahren der Entbehrung. Kultur und Schule, in: Göttingen 1945. 
Kriegsende und Neubeginn. Texte und Materialien zur Ausstellung im Städtischen Museum 31. März 
- 28. Juli 1985, Göttingen 1985, S. 215-256, hier S. 215. 
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torei beherbergte.13 Neben dem „Arbeitskreis“, der den bestehenden Institutionen 
und Vereinigungen vorbehalten blieb, gründeten Göttinger Bürger im gleichen Jahr 
den „Kulturbund“, der es sich zur Aufgabe machte, die „Kultur zur lebendigen 
und befreienden Kraft im gegenwärtigen Schicksal der Menschen“14 werden zu 
lassen. Zunächst war aber das Problem der Raumfrage zu klären, um den Neuauf-
bau des Kulturlebens beginnen zu können. In Göttingen gab es zwar nicht ver-
gleichsweise große Bombenschäden wie in vielen Orten der Umgebung, doch wa-
ren die vorhandenen Räume vielfach von der Militärregierung beschlagnahmt. Sie 
dienten u.a. den Flüchtlingen aus dem Osten, den Heimkehrern aus der Kriegsge-
fangenschaft und nicht zuletzt den „Displaced Persons“15 als Unterkunft. Einige 
der Gebäude wurden dazu genutzt, um Kultureinrichtungen für die Besatzungs-
truppen unterzubringen. So war u.a. der „Toc H-Club“16, ein Verein für britische 
Soldaten, im Stadtpark am Albaniplatz untergebracht und sollte den Mitgliedern 
ein reiches Unterhaltungsprogramm bieten. Später organisierten die Briten hier die 
Theatervorstellungen der Truppenangehörigen. Schnell wurde das Gebäude aber 
wieder der Stadt zurückgegeben. Das größte Kino der Stadt, das „Capitol“ mit 866 
Plätzen, hatten die Army Welfare Services für Besatzungsangehörige beschlagnahmt.17 

An vielen Orten wurden nach dem Zweiten Weltkrieg die Theatertraditionen 
schnell wieder aufgenommen oder neu begründet, vielerorts durch die Hilfe alliier-
ter Theateroffiziere. Im Herbst 1947 bestanden mehr Theater als je zuvor.18 Ge-
spielt wurde in provisorischen Räumen, in denen Technik, Bestuhlung und Aus-
stattung karg waren. Die Not wurde zur Tugend gemacht; man spielte meist in 
Ermangelung von Kostümen in Alltagskleidung, mit wenigen Requisiten und spar-
tanisch eingerichteten Bühnen. Noch bis ins Jahr 1949 stellte die Materialknappheit 
in Göttingens Theatern eine Herausforderung dar, die das Ensemble und die Büh-
nenbildner mit immer neuen Ideen meisterten. Nicht nur Schuhwerk und Bühnen-
kleidung, die oftmals aus dem „Allerweltsmaterial“ Nessel bestand und nach Be-
darf immer wieder umgeschneidert, umgefärbt und bedruckt wurde (Q10), waren 
knapp, auch die Kulissenbauten stellten nicht nur die Bühnenbildner, sondern 
ebenfalls die Regisseure und die Intendanz vor neue Aufgaben. Bei ihnen hieß es 
„aus alt mach neu“ und das „bisschen Pappe und Farbe“ sollte den Theaterbesu-
chern, die das improvisierte Bühnenbild in seiner Gesamtheit auf sich wirken lie-

                                                      
13 Gidion, S. 570. 
14 Text eines Handzettels des „Göttinger Kulturbundes“. Zitiert in: Brinkmann, S. 216. 
15 Siehe den Beitrag von Hagen Stöckmannn diesem Band. 
16 „Toc H“: „Talbot House“, Soldatenclub, der in Erinnerung an den im Ersten Weltkrieg gefallenen 
Gilbert Talbot 1915 gegründet wurde; ab 1920 wurde daraus eine Gemeinschaft mit karitativen Zie-
len. 
17 Brinkmann, S. 219. 
18 Siehe Rühle, S. 75: 133 Staats-, Landes- und Stadttheater mitsamt 84 Behelfsbühnen, 125 gewerb-
lich betriebene Privattheater und 20 Behelfsbühnen, 57 Wanderbühnen, Bauerntheater, Gastspiel-
bühnen. 
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ßen, stets daran erinnern, wie viel Arbeit und Liebe hinter den kleinen Details 
steckte.19  

Mit dem Ende der Spielzeit 1949/50 wurden die Sparten Operette und Oper 
aufgelöst, das künstlerische Personal entlassen und das Theater in eine GmbH 
umgewandelt. Es nannte sich nun Deutsches Theater. Zudem ermöglichte man „inte-
ressierten Flüchtlingen den Besuch beliebiger Aufführungen einmal monatlich“20 , 
indem die Verwaltung des Deutschen Theaters in Zusammenarbeit mit dem Stadt- 
und Kreisflüchtlingsamt Karten für Aufführungen des Theaters für Geringverdie-
ner und Arbeitslose verbilligte (siehe Q4). 

Mit dem Ende der Spielzeit 1950/51 entließ man aufgrund der schlechten fi-
nanziellen Lage der Stadt das Orchester. Deutlich zeigt sich hier das Bestreben der 
Göttinger Bürger, auf das Orchester nicht verzichten zu wollen, obwohl zu dieser 
Zeit durchaus andere Sorgen wie Wohnungsnot und Traumata des Krieges zu 
bewältigen waren. Einen eindrucksvollen Brief einer Leserin druckte das Göttinger 
Tageblatt vom 2. Februar 1951 ab (Q9), in dem sie den Sorgen vieler an der musi-
kalischen Kultur Göttingens interessierter Bürgerinnen und Bürger Ausdruck ver-
leiht. Der Gedanke, auf das Symphonieorchester verzichten zu müssen, brachte 
Teile der Bevölkerung und die Universität dazu, mithilfe von privaten Spenden, 
trotz der fehlenden Gewährung der finanziellen Unterstützung durch die Stadt, das 
Orchester erhalten zu wollen. Durch den Trägerverein „Verein zur Förderung des 
Göttinger Symphonieorchesters“, den die Göttinger Bürger gründeten, war es 
schließlich im Jahr 1951 möglich, die Existenz des Orchesters zu sichern. Die Mu-
siker blieben beisammen, das Orchester wurde unter dem Namen „Göttinger 
Symphonieorchester“ – kurz GSO – neu gegründet und bestand als eigene Institu-
tion, die nicht mehr vom Theater abhängig war, fort. 

3 Kino 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges war auch die deutsche Kinolandschaft 
fast völlig zerstört. In Hamburg beispielsweise standen von ursprünglich 119 nach 
1945 nur noch 47 Kinos.21 Wie viele große Gebäude waren die Lichtspielhäuser 
und vor allem die Produktionsstätten von der Beschlagnahmung durch die Besat-
zungstruppen betroffen. Durch die schlechte Gesamtsituation fand sich unmittel-
bar nach Kriegsende kein Markt für erhalten gebliebene Filmkopien. Die Filmwirt-
schaft war während des Dritten Reiches zunehmend zentral durch den Staat gere-
gelt worden, weswegen das Kapital der Filmindustrie als Reichsvermögen galt und 
nach der Gesetzgebung der Alliierten von diesen beschlagnahmt wurde. Demzu-
folge fehlte es nicht nur an technischen Einrichtungen, sondern vor allem an der 

                                                      
19 Ebd. 
20 Q4. 
21 Andreas Gaw, Entwicklung und Bedeutung der Filmproduktion, Göttingen 1989, S. 1. 
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Finanzierung.22 Das Kino war sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland ein 
Medium für die Massen, die einerseits unterhalten, andererseits aber auch infor-
miert werden wollten. In der Stadt und auf dem Land bildete es den Mittelpunkt 
des gesellschaftlichen und kulturellen Lebens. Allerdings war nach dem Krieg eine 
kritischere Herangehensweise an die Filme und die Filmindustrie bemerkbar.23  

Nach 1949/50 wandte sich die Produktion der Spielfilme aber vor allem der 
Masse zu, die nach idyllischer, einfacher Kost fragte und sowohl die Trümmer als 
auch die Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit nicht mehr sehen mochte. 
Sehr bezeichnend sind die Heimatfilme, die in dieser Zeit en masse entstanden. 
Der erste Nachkriegs-Heimatfilm, der dazu noch in Farbe gezeigt wurde, heißt 
Schwarzwaldmädel (1950). Göttingen profitierte von dieser Entwicklung – am Rande 
der Stadt entstand ein Zentrum der deutschen Spielfilmproduktion. Die Gründung 
der Filmaufbau GmbH unter Rolf Thiele und Hans Abich im Jahre 1945 in Göt-
tingen machte aus der Kleinstadt für lange Jahre eine bedeutende Filmstadt. Im 
Studio des ehemaligen Wehrmachtflugplatzes zwischen Grone und Holtensen, 
dem heutigen Industriegebiet, wurde ein zunächst improvisiertes Filmstudio errich-
tet und zwischen 1949 und 1961 wurden dort über 100 Spielfilme gedreht.24 Viele 
Faktoren begünstigten die dortige Ansiedelung einer Filmindustrie in der Nach-
kriegszeit: Die Stadt war weitestgehend intakt und von überschaubarer Größe. Vor 
allem die wenigen Bombenschäden machte sie zu einem begehrten Drehort, an 
dem die „heile Welt“, nach der die Masse fragte, gut inszeniert werden konnte. Die 
Universität lieferte viele studentische Statisten und das Theater einen qualifizierten 
Pool von Schauspielern.25 

 Beim ersten in Göttingen gedrehten Film – Liebe 47, die filmische Umsetzung 
von Draußen vor der Tür unter der Regie Wolfgang Liebeneiners – erhielt ein Statist 
3 RM pro Arbeitstunde, in einer kleinen Sprechrolle sogar 5 RM. Weitere Filme – 
wie Die Nachtwache (1949) mit Dieter Borsche, Frauenarzt Dr. Prätorius (1950) und 
Das Haus in Montevideo (1951) unter der Regie von Curt Goetz – markierten einen 
Erfolg der kleinen Filmstadt. Das städtische Orchester und das Schauspielensem-
ble des Theaters sollten für den Film genutzt werden, während die Filmgesellschaft 
dem Theater einen jährlichen Zuschuss zahlte. Durch den Plan des Kulturdezer-
nenten des deutschen Städtetages, Otto Beneke, und des Kultusministers Richard 
Voigt (s. Q3) wurde neben der Sanierung der Göttinger Kulturlandschaft auch die 
Zusammenarbeit der verschiedenen Kultursparten angestrebt. Trotz der hohen 
Belastung der Filmtheater durch die sogenannte Vergnügungssteuer, die in Nieder-
sachsen 40 Prozent der Bruttoeinnahmen betrug, entstanden in Göttingen in den 
Jahren 1945 bis 1955 neun Kinos. Q6 zeigt die Außenansicht des Lichtspielhauses 
„Capitol“, in dem viele der in Göttingen produzierten Spielfilme uraufgeführt 
                                                      
22 Kundrus, S. 93f. 
23 Vgl. Hermann Kadow, Kino von innen und außen, Frankfurter Hefte (5/1946), S. 7. 
24 Gaw, S. 3. 
25 Vgl. Gustav Meier, Filmstadt Göttingen. Bilder für eine neue Welt. Zur Geschichte der Göttinger 
Spielfilmproduktion 1945-1961, Göttingen 1996, S. 21. 
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wurden. Hier fand die Tagung des Wirtschaftsverbandes der Filmtheaterbesitzer 
der Bezirke Göttingen, Braunschweig und Hildesheim statt, die als Hauptpunkt die 
hohe steuerliche Belastung der niedersächsischen Filmtheater besprach. (siehe Q8)  

Die Diskussion über den Bau von neuen Lichtspielhäusern ging quer durch die 
Bevölkerung und hatte ebenso Befürworter wie auch Gegner. Q7 zeigt die Diskus-
sion in einem Artikel aus dem Göttinger Tageblatt vom 15. August 1950 auf. Es 
gab genügend Stimmen, die aufgrund der sinkenden Besucherzahlen und Einnah-
men den Bau weiterer Kinos nicht befürworteten. Anderseits versprachen sich die 
Göttinger durch den Bau der Kinos und durch die neue Filmgesellschaft, die im 
Aufbau begriffen war, eine neue Geldeinnahmequelle für ihre Stadt und rechneten 
ebenfalls mit einer Bedarfssteigerung in der Bevölkerung, da man die Eintrittsprei-
se nicht erhöhen wollte. Nach der Rückkehr der alten Firmen auf den Markt konn-
te sich die Filmgesellschaft aber nicht mehr behaupten und wurde 1961 aufgelöst. 

Nach 12 Jahren Nationalsozialismus, der nicht nur die Kultur der Kleinstadt 
geprägt hatte, war es eine schwierige Aufgabe, einerseits den Aufbau der Kultur-
szene zu bewerkstelligen, andererseits den Anschluss an die Kunst, die Musik und 
das Theater der übrigen Welt zu finden. Eine Neuorientierung war notwendig. 
Trotz der meist fehlenden und schwer beschaffbaren finanziellen und materiellen 
Mittel wurde in den ersten Jahren der Nachkriegszeit eine intakte Kulturlandschaft 
geschaffen, die es den folgenden Generationen ermöglichte, sich mit den Ge-
schehnissen des Dritten Reiches und des Nationalsozialismus filmisch, literarisch 
und künstlerisch auseinander zu setzen. 
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Q1:  Theaterplakat des Stadttheaters: Plakatsammlung des Stadtarchivs Göttin-

gen.  
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Q2:  Plakat zu den Händelfestspielen 1947: Plakatsammlung des Stadtarchivs 

Göttingen. 
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Q3:  Artikel aus der Hannoverschen Presse vom 3.02.1949, S. 5, Stadtarchiv 

Göttingen (FilmZtg 628). 
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Q4:  Artikel aus der Zeitung „Der Heimatvertriebene“ vom Februar 1950: Ma-

terialien des Kulturamtes, in: Konzert- und Theaterkritiken von Göttinger 
Aufführungen, Nr. 604. (Stadtarchiv Göttingen). 
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Q5a:  Einladung zur Uraufführung von Liebe 47 am 7.03.1949. 
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Q5b:  Einladung zur Uraufführung von Liebe 47 am 7.03.1949 (Städt. Museum 

Göttingen). 
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Q6a:  Außenansicht und Kinoreklame vor dem „Capitol“, April 1949 (Städt. 

Museum Göttingen). 
 

 
 
Q6b:  Außenansicht und Kinoreklame vor dem „Capitol“, April 1949, (Städt. 

Museum Göttingen).  
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Q7:  Artikel aus dem Göttinger Tageblatt (GT) vom 15.08.1950, S. 3, Stadtar-

chiv Göttingen. (FilmZtg 253). 
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Q8:  Artikel aus dem GT vom 22.08.1950, S. 4, Stadtarchiv Göttingen. 

(FilmZtg 253). 
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Q9:  Leserbrief als Reaktion auf die Entlassung des Symphonieorchesters, in: 

GT vom 2.2.1951 (Materialien des Kulturamtes, in: Konzert- und Thea-
terkritiken von Göttinger Aufführungen, Nr. 604) (Stadtarchiv Göttingen). 
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Q10:  Artikel aus der Hannoverschen Presse vom 27.08.1949, S. 5, Stadtarchiv 

Göttingen (FilmZtg 628). 
 



 

Protestieren muss (wieder) gelernt sein 

Andreas Brieger 

1 Einleitung 
Nach dem Ende von Krieg und NS-Herrschaft entstanden für die BürgerInnen 
Göttingens neue Möglichkeiten und Formen der öffentlichen Meinungsäußerung. 
In Anbetracht der anderen Themen dieses Sammelbandes – etwa Entnazifizierung, 
Wohnungs- und Versorgungslage und die Situation der Vertriebenen – ließen sich 
aus heutiger Perspektive zahlreiche mögliche Protestanstöße finden. Inwiefern gab 
es aber öffentlichen Protest in Göttingen zur Nachkriegszeit? Inwieweit schränk-
ten rechtliche Rahmenbedingungen Protestbemühungen ein oder ermöglichten sie? 
Welche Themen zogen möglichen Protest nach sich? Und nicht zuletzt, besonders 
aus alltagsgeschichtlicher Perspektive: welche Beteiligten gestalteten öffentlichen 
Protest unter den Bedingungen der Nachkriegszeit? 

Zunächst scheint jedoch eine begriffliche Abgrenzung sinnvoll. Der Begriff 
Protest (lateinisch protestari „öffentlich bezeugen“, „verkünden“) ist allgemein 
verstanden ein Akt des Widerspruchs gegen private oder gesellschaftliche Miss-
stände. Streng genommen ist also jede Widerspruchsäußerung, z.B. in einem 
Nachbarschaftsstreit oder auch im Gespräch zwischen Eltern und Kindern, all-
tagsgeschichtlich als Protest zu verstehen. Während der NS-Diktatur waren politi-
scher Protest und andere so genannte politische Straftaten unter strenge Strafen 
gestellt, nicht selten sogar unter Todesstrafe.1  
                                                      
1 Die gerichtliche Zuständigkeit in erster Instanz lag bei den Oberlandesgerichten bzw. dem Reichs-
gericht (später Volksgerichtshof). Direkte, aktive politische Betätigung in verbotenen Organisationen 
wurde meist als Hoch- bzw. Landesverrat behandelt. Andere sogenannte politische Straftaten wurden 
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Unter den Bedingungen der Nachkriegszeit scheinen in dieser Hinsicht insbe-
sondere Proteste gegen politische Entscheidungen oder Entscheidungsträger, poli-
tische oder soziale Tendenzen, oder gegen bestimmte ökonomische oder soziokul-
turelle Entwicklungen interessant. Auch politischer Protest kann in äußerst unter-
schiedlichen Formen geäußert werden: von Einzelpersonen, Gruppen, aber auch 
politischen Zusammenschlüssen wie Parteien und Gewerkschaften. Demonstratio-
nen (lateinisch demonstrare „hinweisen“, „deutlich machen“) sind nur eine mögli-
che Form des öffentlichen Protests, die durch öffentliche Versammlungen (meist 
unter freiem Himmel) ihre Positionen bzw. Forderungen untermauern. Beispiele 
für andere Protestformen sind die Verbreitung von Flugblättern oder -schriften, 
Protest in Form politischer Plakate, zivilen Ungehorsams oder schriftlich geäußer-
ter Protest. Viele dieser Formen lassen sich auch in den alltagsgeschichtlichen 
Quellen aus Göttingen wiederfinden. 

2 Bedingungen 
Die Bedingungen für öffentlichen Protest in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
waren bis September 1945 deutlich eingeschränkt. Nach der Besetzung wurde den 
Bewohnern Göttingens „jede öffentliche Versammlung von mehr als fünf Perso-
nen verboten“, einzige Ausnahme blieb die Erlaubnis zur Teilnahme an Gottes-
diensten.2 Das „erste öffentliche Kommunikationsmittel“ zwischen britischen 
Besatzungstruppen und der deutschen Bevölkerung stellten Anschläge als eine 
Form von politischen Plakaten dar, auf denen die Verordnungen und Gesetze der 
Militärregierung z.B. zu Meldepflichten oder Ausgangssperren bekannt gemacht 
wurden.3 Auch die Organisation und Durchführung von politischen Versammlun-
gen wurde durch solche Anschläge wie die Verordnung Nr. 10 der britischen Mili-

                                                                                                                                  
als „heimtückische Angriffe“, „Wehrkraftzersetzung“, „Rundfunkverbrechen“, aber auch durch die 
„Volksschädlingsverordnung“ bestraft. Vgl. Inge Marßolek/René Ott, Bremen im Dritten Reich. 
Anpassung – Widerstand – Verfolgung, Bremen 1986. Dabei stellen Marßolek und Ott in ihrer Regi-
onalstudie fest, dass „eine Reihe von Äußerungs- und Verhaltensformen allein durch Kriminalisie-
rung eigene Bedeutung gewannen, die ihnen unter andersartigen politischen Verhältnissen niemals 
zugekommen wäre“ (S. 387-88). Zur Rolle der Sondergerichte vgl. Wolf-Dieter Mechler, Kriegsalltag 
an der „Heimatfront“. Das Sondergericht Hannover im Einsatz gegen „Rundfunkverbrecher“, 
„Schwarzschlachter“, „Volksschädlinge“ und andere „Straftäter“ 1939 bis 1945, Hannover 1997. Laut 
Mechler wurden zwischen 1939 und 1945 von den insgesamt 3000 Verfahren am Sondergericht 
Hannover 210 mit dem Urteil Todesstrafe verabschiedet, d.h. mehr als 90 % mit Gefängnis- und 
Zuchthausstrafen (S. 23). 
2 Hans Otte, Die Geschichte der Kirchen, in: Rudolf von Thadden/Günther Trittel (Hg.), Göttingen. 
Geschichte einer Universitätsstadt, Bd. 3: Von der preußischen Mittelstadt zur südniedersächsischen 
Großstadt: 1866-1989, Göttingen 1999, S. 591-674, hier S. 655. 
3 Klaus Wasmund, Politische Plakate aus dem Nachkriegsdeutschland. Zwischen Kapitulation und 
Staatsgründung, Frankfurt am Main 1986, S. 14. Wiebke von Thadden, Die Stadt Göttingen unter 
britischer Militärverwaltung 1945-1947, in: Rudolf von Thadden/Günther J. Trittel (Hg.), Göttingen. 
Geschichte einer Universitätsstadt, Bd. 3: Von der preußischen Mittelstadt zur südniedersächsischen 
Großstadt: 1866-1989, Göttingen 1999, S. 275-290, hier S. 276-78. 
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tärregierung vom 8. Januar 1946 geregelt (Q1).4 Eine politische Versammlung ist 
dort definiert als „jedes öffentliche Zusammentreffen, das zu politischen Zwecken abgehalten 
wird, gleichmal ob in geschlossenen Räumen oder unter freiem Himmel. Der Ausdruck schließt 
politische Kundgebungen ein, jedoch nicht öffentliche Umzüge.“5  

Die Anmeldung von solchen Veranstaltungen wurde in der Kommunalverwal-
tung der jungen BRD beibehalten, ein Beispiel findet sich in dem an das Göttinger 
Ordnungsamt gerichteten Schreiben der KPD zur Anmeldung einer Kundgebung 
anlässlich der Weltfestspiele der Jugend in Ost-Berlin 1951 (Q2). Die Anmel-
dungsbedingungen unterschieden sich nur unwesentlich: neben den zentralen An-
gaben des Ortes, des Themas und der Redner, die auch in Q2 gemacht werden, 
verlangte die Militärregierung zusätzlich nur eine Antragsfrist von 7 Tagen vor 
Veranstaltungsbeginn sowie Angaben zu Adressen der VeranstalterInnen und die 
namentliche Nennung von allen politischen Gruppen, die von den veranstaltenden 
Personen unterstützt wurden. Seit Ende 1945 galten diese Regelungen nach ihrer 
Erlaubnis auch für die neu- oder wieder gegründeten Parteien. 

Vor 1949, also vor Gründung der Bundesrepublik, bestanden offensichtlich 
wenig Gründe für den Gebrauch von Veranstaltungsverboten in Göttingen – die 
Quellenlage hinterlässt den Eindruck einer wenig protestbereiten Göttinger Bevöl-
kerung. Über nicht-öffentliches Unbehagen kann nur spekuliert werden, öffentli-
che Protestäußerungen waren jedoch selten. Politische Betätigung oder „Übungen 
in engagierter Sachlichkeit“ fanden vornehmlich in Form von Kirchenkreisen und 
anderen (oft akademischen) Foren statt. „Eine Stadt lernte auf diese Weise langsam 
Politik.“6 Göttinger BürgerInnen mussten nach der Zeit des politischen und gesell-
schaftlichen Neubeginns nach Kriegsende das Recht auf freie Meinungsäußerung 
und die neuen, wenn auch immer noch eingeschränkten, Möglichkeiten zum politi-
schen Protest wieder einüben. Erst Anfang der 1950er Jahre finden sich vermehrt 
auch größere Demonstrationen und die Vielfalt an Protestformen nahm zu. Ein 
Beispiel für eine Massenkundgebung zeigt ein Foto der politischen Kundgebung 
zum 1. Mai 1951 (Q7). Die aus der Arbeiterbewegung stammende Tradition der 
Kundgebungen und Streiks zum 1. Mai wurde in der NS-Zeit weitgehend von den 
Nationalsozialisten in Beschlag genommen und zu Propagandazwecken miss-
braucht. Der Erklärung des 1. Mai zum „Feiertag der nationalen Arbeit“ im April 
1933 folgte die Gleichschaltung der Gewerkschaften im Mai. Nach Kriegsende 
versuchten die Gewerkschaften, Sozialdemokraten und Kommunisten die Maifei-
ern wieder neu zu beleben. So wird z.B. als traditionelle Kernforderung der Maifei-
ern auf einem Transparent die 40-Stunden-Woche gefordert. Der 1. Mai der Ge-
werkschaften steht in der sozialdemokratisch-gewerkschaftlichen Tradition der 

                                                      
4 Q1 ist eine Abänderung der Verordnung Nr. 10, die bereits am 15. September 1945 bekannt gege-
ben wurde. 
5 Verordnung Nr. 10 der Militärregierung Deutschland Britisches Kontrollgebiet (Erste Abänderung), 
8.1.1946, Stadtarchiv Göttingen, PS 1956-1949 A 75/1946-1. 
6 Jürgen Gidion, Stunde Null? Zur Kulturgeschichte der Nachkriegszeit in Göttingen, in: Neue 
Sammlung 36 (1996), S. 413-433, hier S. 433. 
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Maifeiern der Weimarer Republik, deren Charakter eher der eines Festtages war. 
Ein SPD-Plakat von 1951 zeigt das Verständnis von der Mai-Demonstration als 
einer Familienveranstaltung mit Blick auf eine bessere Zukunft (Q10).  

3 Beteiligte 
Die Beteiligten selbst, ihre Motivationen, Ziele und Handlungsweisen stehen in 
einer alltagsgeschichtlichen Betrachtung von öffentlichem Protest im Mittelpunkt. 
Im Falle von Göttingen als traditioneller Universitätsstadt verwundert es wenig, 
dass Protestäußerungen häufig von studentischer Seite hervorgebracht wurden. 
Besonders Fotos von Demonstrationen geben Aufschluss über studentische Pro-
teste. Zum Beispiel provozierte der Fackelzug farbentragender Burschenschaftler 
anlässlich der 1.000-Jahr-Feier Göttingens am 8. Juli 1953, der vorher vom Rektor 
der Universität untersagt worden war, eine Gegendemonstration der Studierenden 
(Q5). Die Proteste richteten sich gegen öffentliche Zurschaustellung der Verbin-
dungsfarben, denn das Verbindungswesen stand in ihren Augen für restaurative 
Bestrebungen an der Universität.7 Ein weiteres Beispiel für studentische Protest-
kundgebungen zeigt das Foto von einer Demonstration gegen die Ernennung von 
Leonhard Schlüter zum niedersächsischen Kultusminister am 27. Mai 1955 (Q6). 
Schlüter, der zur Zeit des Nationalsozialismus als so genannter Halbjude selber 
Opfer nationalsozialistischer Verfolgung gewesen war, betätigte sich nach 1945 
politisch in Parteien des rechtsradikalen Milieus8 bevor er in die niedersächsische 
FDP eintrat und bot rechtsradikalen Autoren eine Anlaufstelle in seinem Göttinger 
Verlagshaus.9 Der „Sturm der Entrüstung“ darüber, dass ein Politiker aus dem 
rechtsradikalen Milieu einen Ministerposten in einem bürgerlichen Kabinett erhielt, 
führte schließlich zum Rücktritt Schlüters am 11. Juni 1955.10 Beide Beispiele zei-
gen allerdings auch eine gemeinsame Linie der Studierenden und dem liberalen Teil 
der Göttinger Professoren. So galt der Protest gegen den Fackelzug der Burschen-
schaftler als Solidaritätsbekundung mit dem Rektor, um dessen Verbot zu unter-
stützen.11 Die Schlüter-Kundgebung ist eine Reaktion auf den geschlossenen Rück-
tritt von Rektor und Senat, die aus politischen Gründen die Person Schlüter als 
Kultusminister für untragbar hielten und sich um das Ansehen und die Entwick-

                                                      
7 Hans Joachim Dahms, Die Geschichte der Universität Göttingen 1918 bis 1989. Vom „Goldenen 
Zeitalter“ der Zwanziger Jahre bis zur „Verwaltung des Mangels“ in der Gegenwart, in: Rudolf von 
Thadden/Günther J. Trittel (Hg.), Göttingen. Geschichte einer Universitätsstadt, Bd. 3: Von der 
preußischen Mittelstadt zur südniedersächsischen Großstadt: 1866-1989, Göttingen 1999, S. 395-456, 
hier S. 436. 
8 Schlüter war Mitglied in den Parteien Nationale Rechte und Deutsche Reichspartei. 
9 Dahms, S. 437. Vgl. auch Heinz-Georg Marten, Der niedersächsische Ministersturz, Göttingen 1987 
(Göttinger Universitätsschriften). 
10 Dahms, S. 437-38. 
11 Ein Transparent z.B. trug die Aussage „Verbrennt euch nicht die Pfoten, der Rektor hat's verbo-
ten!“. 
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lung der Universität sorgten.12 Des Weiteren weist auch die Tatsache, dass mehrere 
Professoren mit Redebeiträgen auf der studentischen Kundgebung vertreten wa-
ren, auf Übereinstimmungen in den Haltungen der Studierendenschaft und den 
Lehrenden hin. Daneben darf aber auch das antifaschistische Engagement von 
Jugendgruppen nicht vergessen werden, so z.B. von den Falken gegen den ersten 
Nachkriegsfilm des „Jud Süß“-Regisseurs Veit Harlan „Die unsterbliche Geliebte“ 
(Q8). 

Nicht Harlans Filme, die in Göttingen produziert und uraufgeführt wurden, 
sondern die Person Harlans selbst provozierten in Göttingen scharfe Proteste.13 
Besonders viel Medienöffentlichkeit erreichten die Bestrebungen gegen die Auf-
führung von „Hanna Amon“, der „Geschichte einer aufopferungsvollen Ge-
schwisterliebe, die vor dem Hintergrund traditions- und verantwortungsbewußtem 
Bauerntums entfaltet wird.“14 Eine Reihe von Prozessen gegen Veit Harlan, die 
sich mit seiner Mitverantwortung für die nationalsozialistische Judenverfolgung 
befassten, und ein landesweit Aufsehen erregender Boykottaufruf eines Hambur-
ger Senatsmitglieds bilden die Vorgeschichte dieses Protestes, der sich mehr auf die 
Kritik an Harlans NS-Verbindungen bezog als auf den eigentlichen Inhalt des 
Films.15 Harlan polarisierte auch die Göttinger Bevölkerung, eine komplette Seite 
an Leserbriefen im Göttinger Tageblatt dokumentiert die öffentliche Kontroverse 
um die Ereignisse des 25. Januar 1952 (Q3). Die Bandbreite der dort zu verneh-
menden Stimmen umfasst sowohl die klare Ablehnung der Proteste in ihren Zielen 
und Methoden als auch die prinzipielle Zustimmung. Ein Leser drückt den 
Wunsch aus sich selber ein Bild über Harlans Film zu bilden, ein anderer, der spä-
tere Göttinger Bürgermeister Arthur Levi, prangert antisemitische Äußerungen an. 
Während der Nachmittagsvorstellung war es zwar außerhalb des Kinos „Central“ 
schon zu einer Demonstration des „Ring freier Studentenvereinigungen“ mit 
Sprechchören und Transparenten gekommen, die Filmvorführung wurde jedoch 
nicht gestört. Das änderte sich mit der Abendvorstellung, bei der im Kinosaal 
Stinkbomben gezündet wurden sowie der Versuch gestartet wurde, mit steigenden 
Luftballons die Filmprojektion zu unterbrechen. Während die Aktion im Inneren 
mit Festnahmen endete, entfaltete sich draußen eine Gegendemonstration, die die 
Protestierenden unter teilweise antisemitischen Beschimpfungen, Nazi-Liedern 
und Morddrohungen durch die Stadt trieb – 23 Protestierende wurden dabei ver-
letzt, 6 davon schwer. Diese Ausschreitungen führten schließlich zum Verbot wei-
terer Aufführungen. Auch diese Kundgebungen deuten auf eine gemeinsame Linie 
zwischen protestierenden StudentInnen und der Professorenschaft hin, denn der 
Rektor sowie 48 weitere Professoren veröffentlichten eine Erklärung, in der sie ihr 
                                                      
12 Das Rücktrittschreiben von Rektor Prof. Dr. Woermann an den damaligen niedersächsischen 
Ministerpäsidenten Hellwege, siehe Marten, S. 38-41. 
13 Gustav Meier, Filmstadt Göttingen. Bilder für eine neue Welt? Zur Geschichte der Göttinger 
Spielfilmproduktion 1945 bis 1961, 6. Aufl., Hannover 1996, S. 132. 
14 Ebd., S. 141. 
15 Zur Vorgeschichte vgl. ebd., S. 132-36. 
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grundsätzliches Einverständnis mit den Motiven, dem Eintreten gegen antidemo-
kratische und antisemitische Tendenzen, bekundeten, wenn auch wahrscheinlich 
nicht mit allen Methoden.16  

Antifaschismus, wie er in den Harlan-Protesten zu Tage trat, aber auch der 
Kampf gegen die Remilitarisierung der BRD bildeten in der Nachkriegszeit 
Schwerpunkte des studentischen Protests. Mit der Parole „Göttinger Bürger seid 
einig! Schützt Eure Freiheit! Trotzt dem Terror! Rettet den Frieden!“ wenden sich 
drei Studenten und eine Studentin gegen das Verbot von Volksbefragungen zur 
Remilitarisierung (Q4). Das Flugblatt richtet sich v.a. an ArbeiterInnen und Studie-
rende und betrachtet eine Remilitarisierung als eine neuerliche Vorbereitung zum 
Völkermord: „Lässt sich das Volk zum Schweigen bringen, so wird sein Schweigen noch ein-
mal das des Massengrabs und der Gaskammern sein.“ 

Auf Fotos kommt darüber hinaus zum Ausdruck, dass der politische Protest in 
der Nachkriegszeit keine rein männlich dominierte Sphäre gewesen ist. Nicht nur 
bei Kundgebungen anlässlich des 1. Mai, sondern auch bei der Anti-Schlüter-
Demonstration oder bei einer Demonstration von Hausfrauen gegen die Unterbe-
wertung der Hausarbeit nahmen Frauen eine aktive Rolle als Protestierende ein 
(Q6 und Q7).   

Auch das politische Plakat stellt eine Ausdrucksform des Protestes dar. Ob-
wohl es üblicherweise eher als politische Werbung angesehen wird, drücken politi-
sche Parteien in ihrer Selbstdarstellung stellvertretend für ihre Mitglieder (bzw. 
AnhängerInnen) oft auch Protest aus. Dies trifft in besonderem Maße auf Plakate 
zu, die sich eher mit politischen Inhalten als mit Personen beschäftigen, wie es in 
der jungen Bundesrepublik oft der Fall war. Eine wichtige Unterscheidung kann 
zwischen Plakaten, die sich mit eigenen, inhaltlichen politischen Botschaften befas-
sen, und solchen, die sich mit dem politischen Gegner auseinandersetzen, getrof-
fen werden.17 Die beiden vorgestellten SPD-Plakate z.B. betonen eine friedliche, 
freiheitliche und bessere Zukunft im Vergleich zur zurückliegenden NS-Diktatur 
(Q9 und Q10). Schwerpunkte anderer Plakate in der Nachkriegszeit finden sich in 
den Themen Krieg und Frieden, Remilitarisierung, Versorgungslage, Aufbau und 
Wohnungslage, aber auch Besatzung und Besatzungskosten und der Vertriebenen- 
und Kriegsgefangenenproblematik. Beispiele für Plakate, die den politischen Geg-
ner diskreditieren, sind das KPD-Plakat „Weg mit Adenauer“ und das bekanntere 
CDU-Plakat „Alle Wege des Marxismus führen nach Moskau“, das sich eher gegen 
die SPD als gegen die KPD richtete (Q11 und Q12).18 Ein dezidierter Antikom-
munismus wurde als Integrationsideologie der bürgerlichen Parteien benutzt. Er 
diente aber auch dazu, die SPD, die sich erst mit dem Godesberger Programm von 
1959 offiziell vom Marxismus verabschiedete, als innenpolitischen Gegner zu dif-
famieren. 

                                                      
16 Ebd., S. 144. 
17 Wasmund, S. 19. 
18 Ebd., S. 23. 
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4 Fazit 
Die Äußerung von öffentlichem Protest war unter den Bedingungen der Nach-
kriegszeit aus verschiedenen Gründen schwierig. Zum einen setzten anfänglich 
Verordnungen der Militärregierung enge Rahmenbedingungen, die Erlaubnis zur 
Abhaltung von politischen Versammlungen allerdings war schon ab Ende 1945 
gegeben. Die Bedingungen zur Anmeldung von politischen Kundgebungen in der 
BRD unterschieden sich später kaum von denen der britischen Militärregierung. 
Besonders die sozialistischen, aber auch die extrem rechts gerichteten Parteien und 
Gruppierungen waren nach 1949 von der Rechtsauslegung betroffen. Zum ande-
ren verlangten die neuen Möglichkeiten zur freien öffentlichen Meinungsäußerung 
Verhaltensänderungen der Göttinger Bevölkerung im Vergleich zu den Jahren 
1933-45. Es fällt hierbei auf, dass viele der seit Anfang der 1950er Jahre immer 
häufiger stattfindenden öffentlichen Kundgebungen von jungen Menschen getra-
gen wurden. Obwohl deren Erziehung und Sozialisation erheblich unter den Be-
dingungen des Dritten Reichs stattfand, traten sie auf der Straße für ihre demokra-
tischen Werte und Prinzipien ein. Die Protestbereitschaft in der Bevölkerung Göt-
tingens stieg, die Vielfalt der Protestformen nahm zu. Langsam erlernten Göttin-
gerInnen die Möglichkeiten des politischen Protests. 
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Q1: Verordnung Nr. 10: Politische Versammlungen (Erste Abänderung) der 

Militärregierung Deutschland Britisches Kontrollgebiet, 8.1.1946, Stadtar-
chiv Göttingen, PS 1956-1949 A 75/1946-1. 
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Q2: Brief Kreisvorstand der KPD Göttingen an Ordnungsamt Göttingen, 

20.8.1951, Stadtarchiv Göttingen, C 35 Nr. 174, 12. 
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Q3: Niemand billigt die Methoden. Was sagt die Öffentlichkeit zu den De-

monstrationen gegen den Harlan-Film, in: Göttinger Tageblatt, 29.1.1952. 
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Q4: Aufruf gegen Remilitarisierung, Stadtarchiv Göttingen, FS 8 1950-59. 
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Q5: Fackelzug farbentragender Studenten, 8.7.1953, Stadtmuseum Göttingen, 

Fotoarchiv. 
 

 
 
Q6: Demonstration gegen die Ernennung von Leonard Schlüter zum nieder-

sächsischen Kultusminister, 27.5.1955, Stadtmuseum Göttingen, Fotoar-
chiv. 
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Q7: Demonstration anlässlich des 1. Mai, 1.5.1952, Stadtmuseum Göttingen, 

Fotoarchiv. 
 

 
 
Q8: Flugblatt Die Falken "Veit Harlan? Nein!", 1951, Stadtmuseum Göttingen, 

Fotoarchiv. 
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Q9: Plakat SPD "Göttinger! Friede, Freiheit, neues Leben", 1947, Stadtarchiv 

Göttingen, PS 1946-1949 B2.1/1947-1. 
 



Protestieren muss (wieder) gelernt sein 
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Q10: Plakat SPD "1. Mai", 1951, Stadtarchiv Göttingen, PS 1950-1959 

B2.1/1951-4. 
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Q11: Plakat CDU "Alle Wege des Marxismus führen nach Moskau", 1953, 
Stadtarchiv Göttingen, PS 1950-1959 B1.2/1953-1. 
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Q12: Plakat KPD "Weg mit Adenauer", 1953, Stadtarchiv Göttingen, PS 1950-

1959 B1.5/1953-2. 
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Diesen und anderen Fragen geht der vorliegende Sammelband nach. Er beruht auf Bei-
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